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Von Sommerloch kann in diesem Jahr 
keine Rede sein, auch wenn sich dennoch 
regelrechte Abgründe auftun. Da wäre 
einmal das hohe Strafmaß zu nennen, 
mit dem der Ex-Soldat Bradely Manning 
dafür bestraft wird, dass er die Courage 
besaß, die Kriegsverbrechen der USA über 
Wikileaks öffentlich zu machen. Zum 
Glück konnte Washington Edward Snow-
dens nicht habhaft werden, dem für die 
Bekanntmachung des NSA-Abhörskan-
dals ein ähnliches Strafmaß gedroht hätte. 
Während zunächst einige lateinameri-
kanische Staaten Snowden Asyl angebo-
ten hatten und er nun in Russland erst 
einmal für ein Jahr Unterschlupf gefun-
den hat, machte die Bundesregierung 
keinerlei Anstalten, dem Whistleblower 
zu helfen. Und das, obwohl durch Snow-
den auch öffentlich wurde, wie umfas-
send die NSA in Deutschland Daten 
sammelt und die Bevölkerung bespitzelt. 

Der Grund hierfür dürfte auf der Hand 
liegen: Nach allem, was bislang bekannt 
ist, war deutschen Regierungsstellen 
das NSA-Treiben durchaus bekannt, 
mehr noch, einige beteiligten sich auch 
aktiv daran. Eine scharfe Reaktion auf 
den NSA-Skandal gab es allerdings, wie 
die Nachrichtenagentur Ria Novosti 
(30.07.2013) berichtet – leider aber in 
die grundfalsche Richtung: „Die Enthül-
lungen des US-Geheimdienstmitarbeiters 
Edward Snowden haben den Europäern 
vor Augen geführt, wie ungeschützt ihre 
Daten sind. Deshalb will Brüssel jetzt 
offenbar die Pläne zur Gründung eines 
eigenen Geheimdienstes forcieren.“ Die 
Idee, dass die Schlussfolgerung aus dem 
NSA-Skandal nicht ein eigener, sondern 
gar kein Geheimdienst sein müsste, ist 
augenscheinlich für die Brüsseler Eliten 
vollkommen abwegig.

 

Zum Abschluss noch ein Hinweis in 
eigener Sache: Der diesjährige IMI-Kon-
gress wird diesmal Samstag den 16. und 
Sonntag den 17. November stattfinden 
(mit einer gemütlichen Auftaktveran-
staltung am vorhergehenden Freitag). 
Wir wollen uns dort mit verschiedenen 
Aspekten beschäftigen, wie in Deutsch-
land Zustimmung zu Kriegseinsätzen 
erzeugt und Widerstand dagegen unter-
drückt wird (für ein aktuelles Beispiel 
staatlicher Repression, von dem ein IMI-
Beirat betroffen ist, empfehlen wir den 
Artikel „Querflöte, Violine und Feldjä-
ger“ in dieser Ausgabe). Ein genaues Pro-
gramm folgt noch, jetzt schon möchten 
wir alle Interessierten aber herzlich zum 
Kongress einladen!

Die Redaktion
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Am 13. März 2013, Fragestunde im Bundestag

Frage der MdB Inge Höger:
„Ist das Bundesministerium der Verteidigung bzw. die Bundes-

wehr direkt oder indirekt (zum Beispiel durch Forschungskoope-
rationen) an dem Projekt ‚SAGITTA – Open Innovation‘ von 
Cassidian, der Rüstungssparte der Firma EADS, beteiligt, und, 
wenn ja, in welcher Weise unterstützt sie die im Rahmen dieses 
Projekts geplante Erstellung eines UAV-Demonstrators und 
damit die Entwicklung einer Kampfdrohne?“
Antwort Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-

nister der Verteidigung:
„[…] Das Bundesministerium der Verteidigung ist an dem 

Technologiedemonstrator SAGITTA der Firma Cassidian aus-
schließlich indirekt beteiligt, also nicht direkt. Die Universität 
der Bundeswehr München hat in Bezug auf dieses Projekt einen 
Drittmittelauftrag der Firma Cassidian eingeworben. […]“

„[…] Mit dem Technologiedemonstrator sollen anhand eines 
Nurflügelkonzeptes innovative Antriebs- und Flugsteuerungs-
konzepte untersucht werden. Schon aus dem Begriff SAGITTA 
– lateinisch für Pfeil – ergibt sich ja, dass hier gerade dieses Spe-
zifikum eines Nurflügel-konzeptes untersucht werden soll. […]“

„[…] Die Leistungen, die die Universität der Bundeswehr Mün-
chen mit den Drittmitteln in diesem Projekt erbringt, umfassen 
die Untersuchung von neuartigen Flugführungs- und Missions-
managementkonzepten und beziehen sich auf die Schnittstelle 
Mensch/Maschine in der Bodenkontrollstation zur intelligenten 
Führung, auf die Missionssensorik und auf den Missionscompu-
ter. […]“
Nachfrage MdB Inge Höger:

„[…] Herr Schmidt, wir haben hier ja schon eine Aktuelle 
Stunde zur eventuellen Anschaffung von Kampfdrohnen durch 
die Bundeswehr gehabt. Ist bei dieser Forschung an Tarnkap-
pendrohnen die Priorisierung vorweggenommen, dass man diese 
Drohnen später anschaffen möchte? […]“1

Christian Schmidt wird die letzte Frage von Inge Höger im 
Fortgang der oben aufgeführten Bundestagsfragestunde ver-
neinen. Dennoch skizziert die dokumentierte Debatte bereits 
viele Aspekte eines Drohnenforschungsprojektes mit Namen 
SAGITTA, das weit über die ethischen Probleme einer mögli-
chen Anschaffung von bewaffneten Drohnen für die Bundeswehr 
hinausgeht. Der Stern-Investigativ-Blog nannte das Projekt daher 
auch aufmerksamkeitsgenerierend „Projekt Superdrohne“.2

In Auftrag gegeben wurde das SAGITTA-Forschungsprojekt 
von der teilstaatlichen Rüstungsfirma EADS.3 Dessen Analyse 
verdeutlicht dabei sehr gut, wie in der Zusammenarbeit von 
Universitäten, anderen Forschungsinstituten und der Rüstungs-
industrie ethische Verantwortlichkeiten verwischen. In einen 
internationalen Kontext mit vergleichbaren Projekten gestellt, 
lässt sich mit SAGITTA auch der aufkommende Rüstungswett-
lauf um den Drohnenmarkt aufzeigen. Am wichtigsten jedoch 
werde ich versuchen zu zeigen, dass mit diesem Forschungspro-
jekt ein weiteres Tor auf dem Weg zum autonomen Krieg unter 

deutscher Beteiligung aufgestoßen 
wird. 

In der Natur der Sache liegend, soll 
das Folgende als Versuch verstan-
den sein, eine hoch technisierte und 
– auch auf Grund von Geheimhal-
tung – informationsarme Materie zu 
durchdringen. Diese wird sich mir 
als technischem Laien und nur über 

begrenzte Informationen verfügendem Bürger dabei in ihren 
Einzelheiten nie ganz erschließen können. Trotz der dadurch 
vorgenommenen Vereinfachungen und möglichen Ungenauig-
keiten bin ich mir dennoch sicher, dass der Text einen kurzen 
Blick in den Elfenbeinturm der Kriegsforschung gewährt, in 
dessen Spitze an zukünftigen militärischen Machtprojekten mit 
Hilfe von autonomen Roboterwaffen gearbeitet wird. Ich hoffe, 
dieser Blick regt die Fantasie über den Weg in ein mögliches krie-
gerisches Zukunftsszenario an, dem heute bereits widersprochen 
werden kann und muss.

Industriepolitischer Kontext

Fest steht: SAGITTA muss als ein Projekt der Rüstungsfirma 
EADS bzw. deren Rüstungssparte Cassidian verstanden werden. 
Im offiziellen SAGITTA-Prospekt heißt es: „Cassidian definierte 
hierbei die aus seiner F&T [Forschung und Technologie] Strate-
gie abgeleiteten technologischen Kernthemen, wobei die akade-
mische Welt (Universitäten, Forschungsinstitute…) aufgerufen 
war, ihren Beitrag beizusteuern.“4 Die Rüstungsindustrie fordert 
und vergibt Drittmittelprojekte, die Forschungsinstitute und 
Universitäten nehmen dies gern an und folgen mit ihrer For-
schung dem Geld.

Die SAGITTA-Drohne ist als Technologiedemonstrator ein 
weitestgehend funktionsfähiges Abbild im Maßstab 1:4 für eine 
Tarnkappendrohne5 mit hohem Autonomiegrad, in dem das im 
SAGITTA-Projekt Erforschte erprobt werden soll. Mit SAGITTA 
beantworten bzw. ergänzen die deutsche Rüstungsindustrie und 
Rüstungsforschungslandschaft die europäischen Konkurrenzpro-
jekte Taranis (BAE Systems) und Neuron (Dassault – inklusive 
EADS/CASA als großer Anteilseignerin und weiterer Rüstungs-
firmen). Diese werden ebenso von großen Rüstungsfirmen 
bestimmt und entstehen mit zeitlichem Vorsprung in Zusam-
menarbeit mit jeweils nationalen Partner_innen aus Industrie und 
Forschung.6 Zudem haben sich BAE Systems und Dassault zum 
gemeinsamen Drohnen-Projekt Telemos zusammengeschlossen.7 
Offen ist jedoch, in welche Richtung diese Kooperation gehen 
wird. Zum einen wird spekuliert, dass BAE Systems nur bedingt 
Interesse hat, die Kooperation fortzuführen.8 BAE Systems soll 
einen Alleingang mit Taranis in Betracht ziehen – ein Projekt, 
dessen bewaffneter Erstflug unter Umständen mit Überschallge-
schwindigkeit bereits erfolgte.9 Zum anderen werden dem Projekt 
Telemos gute Perspektiven auch in Richtung einer gemeinsamen 
europäischen Drohne bescheinigt10 oder zumindest von EADS-
Chef Thomas Enders als Popanz aufgebaut, um staatliche Gelder 
im Rüstungswettlauf mit Großbritannien, Frankreich und insbe-
sondere den USA einzufordern.11

Aus den USA kommen auch die für Taranis, Neuron und 
SAGITTA bereits weit gereiften Vorbilder: die Drohnen der 
X-47-Reihe von Northrop Grumman, die Phantom Ray von 
Boeing, die RQ-170 Sentinel bzw. die Sea Ghost von Lock-
heed Martin und die Sea Avenger von General Atomics.12 Allen 
gemeinsam sind die angestrebten Tarnkappen-Eigenschaften 
durch das Nurflügel-Konzept (mit Abstrichen die Sea Aven-

SAGITTA – auf dem Weg zum 
autonomen Krieg?
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ger) und der Versuch, einen bisher nicht vorhandenen Grad an 
Autonomie zu erreichen. Zum einen ist das Nurflügel-Konzept 
bekannt durch den bemannten B-2 Spirit Tarnkappenbomber 
von Northrop. Bei dessen besonderer Konstruktionsform wird 
– vereinfacht gesagt – auf den Flugzeugrumpf mit Höhenleit-
werk verzichtet und dadurch eine deutlich verringerte Erfassbar-
keit durch feindliches Radar erreicht – ein struktureller Hinweis 
für eine militärische Nutzung. Zum anderen wurde der bereits 
erreichte Autonomiegrad medienwirksam mit dem Start und 
der Landung der X-47B von Northrop Grumman auf dem US-
amerikanischen Flugzeugträger USS George HW Bush Mitte Juli 
2013 demonstriert – ein Flug, den Militärkreise als historischen 
Meilenstein autonomer Kriegsführung und dadurch für den hier-
mit gewährleisteten militärischen Führungsanspruch der USA 
feierten. Der 1,4 Milliarden Euro teure Demonstrator X-47B 
und dessen Konkurrenz sind damit das beste Beispiel für einen 
sich bereits im vollen Gange befindlichen globalen und kostspie-
ligen Rüstungswettlauf, wie ihn Drohnenkritiker_innen immer 
wieder warnend beschreiben.13

Hervorzuheben ist dabei der neue Grad an Autonomie dieser 
Drohnenklasse. Während die Predator- und Reaperdrohnen zu 
großen Teilen noch im cockpitähnlichen Kontrollraum gesteuert 
wurden oder auf Autopilot flogen, ist die X-47B Drohne tatsäch-
lich das, was als „unbemannt“ verstanden werden kann. Zudem 
seien diese unbewaffneten Demonstratoren als Pilotprojekte für 
eine neue, bewaffnete Klasse von Drohnen zu verstehen, die 
von der USA im UCLASS (Unmanned Carrier-Launched Sur-
veillance and Strike) Programm ausgeschrieben sind.14 Die vier 
genannten US-Rüstungskonzerne konkurrieren dabei in den 
nächsten Jahren um den Auftrag, bewaffnete Drohnen in Serie zu 

bauen, die dann auf den Flugzeugträgern der US-Navy im Ver-
bund mit bemannten Kampfflugzeugen die zukünftigen Kriege 
der USA führen werden.15

Ebenso wie das UCLASS-Programm zielt auch die europäische 
Luftwaffenstrategie „Future Combat Air Systems (FCAS)“ auf 
die zukünftige Verknüpfung von Militärdrohnen mit konven-
tionellen Luftstreitkräften ab. Das FCAS ist Teil des European 
Technology Acquisition Programme (ETAP) der Europäischen 
Verteidigungsagentur (EDA) und wurde bereits 2001 von sechs 
Staaten (D, GB, FR, SWE, ESP, I) unterzeichnet. Ein Anliegen 
von ETAP sieht für das Zukunftsprojekt FCAS die Forschung 
an einer europäischen (Tarnkappen)-Drohne vor, die im Verbund 
mit Kampfflugzeugen und verschiedenen Überwachungs- und 
Servicekomponenten sowohl „wirkt“ – wie das Töten in der Mili-
tärsprache heißt – als auch aufklärt und überwacht.16 

SAGITTA muss in diesem Zusammenhang gedacht werden. Es 
ist ein Versuch der deutschen Rüstungsindustrie, unter der Füh-
rung von EADS (dessen Verquickungen mit Frankreich sowie 
Dassault nicht außer Acht gelassen werden dürfen) nationales 
Know-how für die künftigen, teils autonom aus der Luft geführ-
ten Kriege zu erlangen und so den politischen Bedürfnissen zu 
genügen, die u.a. in ETAP formuliert sind. Es muss daher ange-
nommen werden, dass in den kommenden zwei Jahrzehnten die 
auch mit Hilfe des SAGITTA-Demonstrators erforschten Grund-
lagen zu einem fertigen Waffensystem weiterentwickelt werden.

Beteiligte Forschungsinstitute, Kosten und Nutzen

SAGITTA ist dabei jedoch nicht nur ein Projekt der Rüstungs-
firma EADS, sondern an der Erforschung der künftigen Waffe 
arbeiten auch die Universität der Bundeswehr in München, die 
TU München, die Hochschule Ingolstadt, die TU Chemnitz 
sowie die Deutschen Luft- und Raumfahrtzentren (DLR) in 
Braunschweig und Oberpfaffenhofen mit.

Der Projektzeitraum war von Anfang 2011 bis Ende 2014 
geplant.17 Doch bereits jetzt wurde der für Mitte 2014 angesetzte 
Erstflug auf das Jahr 2015 verschoben.18 Über die Kosten für 
SAGITTA ist bisher nur sehr wenig bekannt, zum einen liegt dies 
an den Geschäftsgeheimnissen einer Rüstungsfirma, zum ande-
ren ist dies den vielen Kooperationspartner_innen geschuldet, 
sodass eine genaue Bezifferung der Kosten nur schwer möglich 
ist. Kleine Anfragen in Niedersachsen und Bayern lieferten erste 
Anhaltspunkte über die Drittmittelvergabe von EADS/Cassidian 
an manche Forschungsinstitute. Wie es jedoch in der Kleinen 
Anfrage in Niedersachsen heißt: „Bei den Aktivitäten, die die o. 
g. Institute durchführen und durchgeführt haben, handelt es sich 
überwiegend um Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades 
VS-NUR FÜR DEN DIENST-GEBRAUCH (VS-NfD).“19 Es 
zeigt sich wie für alle Projekte zwischen öffentlichen Universi-
täten, staatlich geförderten Institutionen wie die DLRs und der 
Rüstungsindustrie auch hier ein typisches Bild von Intransparenz 
und Geheimhaltung – auch wenn nach Verlautbarung der Uni-
versität der Bundeswehr der „Untertitel ‚Open-Innovation‘ den 
akademischen Forschungsanspruch [verdeutliche], alle erzielten 
Ergebnisse zu veröffentlichen und transparent zur Diskussion zu 
stellen.“20

Summa summarum sind rund 1,5 Millionen Euro an Projekt-
mitteln bekannt (siehe Kasten). Verglichen mit dem 1,4 Milli-
arden Euro teuren Demonstrator X-47B des Rüstungsriesen 
Northrop Grumman ist hier nur ein Bruchteil an Kosten entstan-
den. Dies mag zum einen daran liegen, dass bei weitem nicht alle 
Kosten von SAGITTA öffentlich einzusehen sind, insbesondere 
die Inhouse-Kosten bei EADS/Cassidian. Zum anderen dürfte 

Beteiligte Forschungsinstitute SAGITTA

Flugzeugvorentwurf - TU München (Lehrstuhl für Luftfahrt-
systeme, Institute for Advanced Study), DLR Oberpfaffen-
hofen 

Aerodynamik - TU München (Lehrstuhl für Aerodynamik 
und Strömungsmechanik), Hochschule Ingolstadt (Fakultät 
Maschinenbau)

Flugsteuerungssysteme - DLR Braunschweig, DLR Ober-
pfaffenhofen (Institut für Systemdynamik und Regelungs-
technik), TU München (Lehrstuhl für Flugsystemdynamik)

Kommunikation und Datenverarbeitung - TU Chemnitz 
(Fakultät für Informatik - Professur Technische Informatik)

Sichtbasierte Flugführung zur Luftbetankung - DLR 
Braunschweig, EADS Innovation Works

Werkstoffe und Struktur - DLR Braunschweig (Institut für 
Faserverbundleichtbau und Adaptronik), TU München 
(Lehrstuhl für Leichtbau)

Autonome Flug- und Missionsführung - Universität der 
Bundeswehr München (Institut für Flugsysteme - Professur 
für Flugmechanik & Flugführung, Professur für Luftfahrt-
technik), DLR Braunschweig, EADS Innovation Works, 
Hochschule Ingolstadt

Simulation - DLR Oberpfaffenhofen (Institut für Systemdy-
namik und Regelungstechnik)

System Integration - Cassidian Air Systems

Quelle: SAGITTA EADS / Cassidian Open Innovation Pro-
gram, Fakultät für Informatik, TU Chemnitz, http://www.
ce.informatik.tu-chemnitz.de/forschung/projekte/sagitta/. 
Die Zuordnung der Lehrstühle unterliegt aufgrund der Intrans-
parenz des Projektes einer gewissen Ungenauigkeit.
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der Mitteleinsatz sich in Erwartung auf ein großes gemeinsames 
EU-Drohnenprojekt und die zahlreichen anderen Drohnenfor-
schungsprojekte von EADS in Grenzen halten.

SAGITTA erfüllt jedoch für EADS/Cassidian im weltweiten 
Industriewettlauf um den wachsenden Drohnenmarkt zwei wich-
tige Brückenfunktionen. Zum ersten bindet es Forschungsnach-
wuchs und zum zweiten verhilft es dem Rüstungsunternehmen, 
den Anschluss an künftige Schlüsseltechnologien wie die Tarn-
kappeneigenschaft und die Interaktion von Mensch-Maschine 
mit der damit verbundenen zunehmenden Autonomie nicht zu 
verlieren. Insbesondere die Nachwuchsgewinnung wird beim 
SAGITTA-Projekt sehr offen kommuniziert,21 ist Nachwuchs-
bindung doch das wichtiges „Kapital“ auf dem hochtechnisierten 
Rüstungsmarkt. Gerade neue Rüstungsprojekte sind durch das 
waffentechnisch betretene Neuland durch lange Prozesszeitläufe 
gekennzeichnet (Beispiel Eurofighter: Entwicklungsbeginn Mitte 
der 80ziger Jahre, Indienststellung im Jahr 2006), sodass insbe-
sondere universitärer Nachwuchs früh gebunden werden muss, 
um technische Erfahrungen langfristig kapitalisieren zu können.

Auf dem Weg zum autonomen Krieg?

Mangelnde technische Erfahrung macht es für eine kritische 
Zivilgesellschaft, Medienvertreter_innen oder politische Ent-
scheidungsträger_innen schwierig, Forschung wie SAGITTA 
einzuschätzen. Ein Blick auf einzelne Institute und Universitä-
ten ist dabei oft wenig hilfreich, da sich die Projekte den techni-
schen Laien nur schwer erschließen und ethische Probleme sich 
in der jeweiligen modularisierten Teil-Forschung kaum erkennen 
lassen. Was könnte etwa an einer Forschungsarbeit mit dem Titel 
„Formvariable Steuerflächen und deren aeroelastisches Verhalten 
am Beispiel des Sagitta Demonstrators“22 problematisch sein?

Die modularisierte Forschung verkennt jedoch schnell die 
Verantwortung von Wissenschaftler_innen, die an einer neuen 
Waffentechnologie für die Kriege der Zukunft forschen, mit der 
wahrscheinlich tausendfacher Tod in die Welt gebracht wird. 
Ein „Dual-Use-Argument“ (mögliche zivile und militärische 
Nutzung) oder die Zurückweisung jeglicher Verantwortung 
der Wissenschaft, da der Gebrauch der Technik ja politischen 
Bedingungen unterliege, könnten als Gegenargumente ange-
führt werden.23 Doch dass es sich hier lediglich um neuen Wein 

in alten Schläuchen handelt, belegen die Entwicklung und die 
unabsehbaren Folgen der Atomwaffentechnologie, deren Ende 
auch mehr als 20 Jahre nach dem Kalten Krieg nicht abzusehen 
ist. Manche Forschende nehmen jedoch ihre militärische Aufgabe 
im vollen Bewusstsein an. Von Seiten der DLR Braunschweig, 
wo am Institut für Faserverbundleichtbau und Adaptronik auch 
im Rahmen von SAGITTA an „Effiziente[n] Faserverbundleicht-
bau für hochgetarnte UCAV-Strukturen“ geforscht wird, heißt 
es dazu nur nüchtern: „Bei den angestrebten Forschungsarbeiten 
an unbemannten Luftfahrzeugen ist das spätere Einsatzszenario 
des Systems durch die Bundeswehr zu berücksichtigen, welches 
sich insbesondere durch Aufklärungsmissionen (Leichtbau) und 
Bekämpfung von Bodenzielen in stark geschützten und überwach-
ten Gefechtsräumen (Tarnung) auszeichnet.“24 An der TU Chem-
nitz wird in ebenso nüchtern technischer Sprache SAGITTA als 
schwerpunktmäßige Forschung an einer „Machbarkeitsstudie 
einer Nurflügel-Flugzeug-Konfiguration einschließlich eines 
Mehrzweck-Schachts25 sowie [an] neueste[n] Technologien für 
geringe Entdeckbarkeit und autonome Flugsysteme“26 beschrie-
ben. 

Aus den letztgenannten technischen Teilaspekten von SAGITTA 
sticht das Forschungsanliegen an der Universität der Bundeswehr 
in München bezüglich ethischer Probleme trotz aller modulari-
sierten Forschung hervor. An der vom Verteidigungsministerium 
bezahlten Universität, die eng mit der Bundeswehr kooperiert 
und Angehörige der Bundeswehr ausbildet, wird an der Weiter-
entwicklung des Zusammenspiels von Mensch und Maschine 
zur Frage der Autonomie geforscht. Autonomie beginnt dort, 
wo Maschinen über eine bloße Fernsteuerung hinaus selbststän-
dig ihre Umwelt erkennen und mit ihr interagieren. Autonomie 
endet dort, wo Maschinen ohne menschliche Entscheidungen 
sich selbstständig reproduzieren, sich weiterentwickeln und 
Kriege führen – menschfreie Kriege und Kriege gegen Menschen, 
ein Szenario vieler dystopischer Zukunftsromane und -filme und 
eine Sorge, die viele Drohnengegner_innen mit der Forderung 
einer Ächtung autonomer Systeme verbinden.

Wie fortgeschritten die Forschung an solchen Albtraumszena-
rien bereits ist, kann ich nicht beurteilen. Mit der SAGITTA-
Forschung an der Universität der Bundeswehr wird jedoch ein 
Forschungspfad autonomer Drohnentechnik beschritten, der 
später nur noch schwer verlassen werden kann. Eine solche „Pfa-
dabhängigkeit“ bezeichnet einen „zufällig“27 eingeschlagenen 
Forschungsweg, der durch Rückkopplungseffekte sich zu einer 
späteren Notwendigkeit oder Selbstverständlichkeit für wei-
tere Forschung und deren Anwendung entwickelt. Eine immer 
stärkere Ressourcenanhäufung (Wissen, Forschungskarrieren, 
Drittmittel, Folgeforschung,28 Forschungskonkurrenz, Rüstungs-
spirale …) führt dann dazu, dass vergleichbare alternative For-
schungswege im Verlauf der Zeit nur noch schwer beschritten 
werden können und bereits eingeschlagene trotz guter Gründe 
nicht abgebrochen werden. Die anfängliche Grundlagenfor-
schung schaukelt sich so zu einer technischen Unabänderlichkeit 
auf. Am einfachsten verdeutlicht sich dies am Begehren von Mili-
tärs nach gleicher oder besserer technologischer Ausstattung wie 
andere führende Staaten, meist von einem nationalen Unterton 
begleitet, dass etwa Deutschland als „Gestaltungsmacht“ techno-
logisch nicht zurückfallen dürfe, sondern selbst voranschreiten 
müsse. 

Am Institut für Flugsysteme (ISF) an der Universität der 
Bundeswehr wird dieser Aufforderung gefolgt. In mehrere For-
schungsprojekte wie auch SAGITTA aufgeteilt, arbeiten ver-
schiedene Wissenschaftler_innen an Konzepten zur Nutzung 
von Drohnen mit hohem Autonomiegrad. Das Modell, welches 

Drittmittel von EADS an Forschungsinstitute

DLR Institut für Faserverbundleichtbau und Adaptronik (FA) 
in Braunschweig: EADS SAGITTA (2011 - 2014): 400.000 €

TU-München: Kooperationsprojekt Sagitta 2011-2014: 
815.000 €

Hochschule für angewandte Wissenschaften Ingolstadt, 2011-
2014: 240.000 €

Bayrische Institute für Luft- und Raumfahrt (DLR Oberpfaf-
fenhofen): 30.000 €

TU Chemnitz: Drittmittel unbekannt
Universität der Bundeswehr München: Drittmittel unbekannt

Quellen/Anmerkungen: Niedersächsischer Landtag −16. Wahl-
periode Drucksache 16/5042, Kleine Anfrage mit Antwort. Die 
Angaben aus der Kleinen Anfrage über die bayrischen Gelder 
unterliegen der Verschlusssache, sind aber von einem bayrischen 
Abgeordneten der Grünen öffentlich gemacht worden. Zum 
Zeitpunkt des Erscheinens des Artikels ist eine Kleine Anfrage in 
Sachsen zu diesem Thema bereits im Gespräch. Zum Zeitpunkt 
des Erscheinens des Artikels ist eine Kleine Anfrage in Sachsen zu 
diesem Thema bereits im Gespräch.



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

4  Ausdruck August 4/2013

den Forschenden dabei vorschwebt, ist jedoch keine einzelne, 
autonom agierende Drohne, sondern ein Drohnenschwarm, 
der von einer bemannten fliegenden Plattform von Mensch und 
Maschine als „gleichberechtigtem“ Team koordiniert wird. Diese 
Zusammenarbeit von Mensch und Maschine wird dann auch als 
„Manned-unmanned Teaming“ (MUM-T) bezeichnet.29 

Das Team insbesondere um Professor Axel Schulte verfolgt des 
Weiteren für das Zusammenspiel von Mensch und Maschine im 
MUM-T das so genannte „dual-mode“-Konzept. Vereinfacht aus-
gedrückt gibt es dann neben dem Mensch (genannt: Operator), 
der etwa vom Hubschrauber aus sein Drohnenteam koordinieren 
soll, noch zwei Maschineneinheiten (genannt: kognitive Agen-
ten „Artificial Cognitive Units“ ACU). Zu diesen Maschinen-
einheiten baut der Operator jedoch verschiedene Beziehungen 
auf. Zur ersten der beiden Maschineneinheiten steht der Ope-
rator in einem „Delegationsverhältnis“, das heißt der Operator 
kontrolliert und delegiert Aufgaben (zum Beispiel: Abflug einer 
bestimmten Route mit autonomer Luft-Luft-Betankung, falls 
der Treibstoff knapp wird) an die Maschine, die diese dann mehr 
oder weniger autonom ausführen kann. Das Verhältnis des Ope-
rators zur zweiten ACU muss entgegen dem delegierenden als ein 
kooperatives Verhältnis angesehen werden.30 In der Kooperation 
aus Operator mit der mit ihm kooperierenden ACU werden dann 
gemeinsam Entscheidungen für die delegierte ACU getroffen. 

Diese Zusammenarbeit auf verschiedenen Ebenen soll es ermög-
lichen, dass der heutige Arbeitsaufwand von vielen Operatoren 
zur Koordination einer Drohne „invertiert“ wird, das heißt, nur 
ein Operator koordiniert dann in Kooperation mit einer ACU 
mehrere andere (delegierte) ACUs, die sich in den jeweiligen 
Drohnen des Drohnenschwarmes befinden. Dies erfordert von 
der kooperierenden ACU „höhere kognitive Fähigkeiten, wie 
z.B. Planen, Problemlösen und Entscheiden“31, weil sie quasi 
auf Augenhöhe mit dem Operator gemeinsame Entscheidungen 
für den zu delegierenden Drohnenschwarm treffen soll. Gege-
benenfalls kann dies dann aber auch bedeuten, dass bei einer 
Überlastung des Operators die kooperative ACU selbstständig 
Entscheidungen übernimmt!32

Eine solche Überlastung, das heißt der wie auch immer geartete 
„Ausfall“ des Operators, wird an der Münchner Universität in 
zweierlei Richtung gedacht. Beim ersten Ausfall wird die Daten-
verbindung von Operator zu Drohne unterbrochen (z.B. wurde 
sie „gejammt“). Dies führe bei herkömmlichen „ferngesteuerten“ 
Drohnenmodellen zum „Einbruch der Missionsleistung, dem 
Verlust der Mission, oder gar dem Verlust des UAV“.33 Durch 
die Forschung an der Münchner Universität soll die ACU der 
Drohne ein solches Problem selbst erkennen und durch eine 
Neuplanung der Route oder ähnlichem die Führung des Einsat-
zes übernehmen. Als Beispiel wird dann genannt, dass die Drohne 
selbstständig wieder in ein Gebiet mit Datenverbindung fliegt, 
technologisch wird aber hiermit bereits ein Weg beschritten, der 
die Drohne damit potenziell auch befähigt, andere „Wirkungen“ 
im autonomen Modus zu erzielen. 

Der zweite Ausfall betrifft die hohe Arbeitsbelastung des Ope-
rators. Die Übernahme vieler Aufgaben durch die ACUs soll 
zu einer Verringerung der Arbeitsbelastung führen und es damit 
ermöglichen, mehrere Drohnen gleichzeitig zu steuern („multi-
UAV“). Dafür ist es jedoch notwendig, dass die Maschine Tatbe-
stände vorauswählt und vorschlägt, auf deren Grundlage spätere 
Entscheidungen des Operators basieren. Zudem ist es wichtig, 
dass die Maschine die „Überlastungszustände“ des Operators auch 
erkennt, dass heißt „Kenntnis über gewisse kognitive Zustände des 
Bedieners […] zur Steuerung seiner [der ACU; T.M.] Interventio-
nen verwende[t]“ – die so genannte „adaptive Automation“.

Im Zusammenhang mit dem „dual-mode“ Konzept verwies 
ich bereits auf die von den Forschenden angestrebte delegie-
rende und kooperierende Arbeitsteilung von ACU und Mensch. 
Eine Variante davon ist die so genannte „mixed-initiative-Mis-
sionsplanung“. Dabei erstellen sowohl ACU als auch Operator 
anhand des Einsatzzieles („work objective“) den optimalen Ziel-
weg. Weichen nun beide Wege stark voneinander ab oder ist der 
Operator überlastet, greift die ACU in die Planung ein, schlägt 
optimierte Wege vor und setzt diese unter Umständen selbst 
um.34 Die so erforschte Autonomie in den ACUs beschwört eine 
Pfadabhängigkeit herauf, in der menschliche Entscheidungen 
durch die Maschine korrigiert und vorherbestimmt werden, das 
heißt menschliche Entscheidungen über Leben und Tod des zu 
Militärzwecken gebauten Gerätes werden zur Erreichung des Ein-
satzzieles früher oder später durch maschinelle Entscheidungen 
überschrieben.

Die ethischen Konsequenzen einer Forschung hin zu einer sol-
chen Autonomie, bei der das Entscheidungsgewicht zugunsten 
der Maschine zu kippen beginnt, sind zu ächten. Auch wenn 
Professor Schulte sich dieser Gefahr durchaus bewusst zu sein 
scheint, überzeugt seine Forderung zur Vermeidung des Kippens 
aus ethischer und friedenspolitischer Betrachtung nicht: „Die 
Hoheit über die Annahme, Manipulation oder gar Definition des 
‚work objective‘ verbleibt jedoch stets beim Menschen. [Sie sollte] 
aus ethischen und pragmatischen Gründen niemals der Maschine 
zugewiesen werden […].“35 In zwei anderen Papieren mit seinen 
ISF-Kolleg_innen zeigt sich, dass für die Forschenden neben der 
Ethik mindestens ebenso gewichtig „pragmatische“ Erwägungen 
des Militärs gegen eine vollständige Autonomie sprechen. Der 
Operator soll eben aktiver Bestandteil des Drohnen-Schwarmes 
sein, er ist hierarchisch integriert in die militärische Befehlskette 
von der Führung bis zur ausführenden („wirkenden“) Drohne.36 
Für die Aufrechterhaltung der militärischen Logik von Befehl 
und Gehorsam erscheint dann eine vollständige Autonomie fast 
schon subversiv.

Fazit

Dass es sich bei der Forschung zu SAGITTA und des im beson-
deren betrachteten Projektes an der Universität der Bundeswehr 
um ein Projekt „Superdrohne“ handelt, wie es der Stern-Inve-
stigativ-Blog nannte, kann nicht bestätigt werden. Vielmehr 
fügen sich die zahlreichen einzelnen Forschungen von SAGITTA 
in einen globalen Forschungs- und Rüstungswettlauf ein. Mit 
diesem wird eine Pfadabhängigkeit hin zu autonomen Waffen-
systemen beschritten, deren Ausgang in zahlreichen dystopischen 
Romanen und Filmen vorweggenommen worden zu sein scheint. 
Trotz der versuchten Offenheit in der SAGITTA-Forschung37 
verbleibt vieles im Geheimen, nicht nur wegen dessen Geheim-
haltung etwa in Fragen der Finanzierung, sondern auch aufgrund 
des stark modularisierten Forschungsprojektes, in dem individu-
elle Verantwortlichkeiten schnell zum kleinen Rädchen werden, 

Die Drohne X-47B nach der erfolgten autonomen Landung auf 
einem Flugzeugträger. Wikimedia, DoD photo by Capt. Jane E. 
Campbell, U.S. Navy.
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en die mit einem zukünftigen tödlichen Waffensystem nur wenig 

gemein zu haben scheinen. Ich hoffe die Fantasie für den Weg in 
ein mögliches kriegerisches Zukunftsszenario angeregt zu haben, 
einem Szenario dem heute bereits in seiner fragmentierten Klein-
teiligkeit widersprochen werden kann und muss.
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Wozu braucht die Bundeswehr Kampfdrohnen?

Generalleutnant Karl Müllner ist Chef der deutschen Luftwaffe. 
„Der Appetit der Politik wird abnehmen, solche Einsätze wie 
Afghanistan zu wiederholen“, ist er sich sicher. Deshalb braucht 
die Truppe Kampfdrohnen. „Das ist militärisch sinnvoll.“1 Ein 
Widerspruch? Nur für Kriegsgegner.

Jörg Bartl ist Oberstleutnant i. G. und Diplom-Pädagoge. Er 
arbeitet im Kommando Luftwaffe im Referat „integrierte Kom-
munikation“. Er lebt mit solchen Widersprüchen. Seine Aus-
gangsthese ist, dass „der Wille der internationalen Gemeinschaft, 
zukünftig Truppen in kostspielige Auslandseinsätze zu schicken, 
wegen der Budgeteinschränkungen und der fehlenden öffentli-
chen Unterstützung in den letzten Jahren deutlich nachgelassen 
hat.“2 Mit Drohnen kann man aber Kriege führen, ohne auf poli-
tische Stimmung und finanzielle Zwänge Rücksicht nehmen zu 
müssen - so das Kalkül.

Für die Drohnenpropagandisten sind sie schlicht „die logische 
Konsequenz aus den vielen konzeptionellen Vorgaben und Papie-
ren, die in und um die Bundeswehr in den letzten 20 Jahren ver-
fasst wurden. Die Bundeswehr soll eine moderne Einsatzarmee 
werden, die am Hindukusch und überall auf der Welt kämpfen 
kann. Das ist die Realität im Jahr 2013!“3

Eine „Ökonomisierung der Sicherheitspolitik“ stellt der 
Leiter des Referates Energiesicherheit der NATO, der Deutsche 
Michael Rühle, fest. Für ihn hat „die Konkurrenz um Rohstoffe 
in den vergangenen Jahren eine deutliche militärische Dimension 
angenommen.“ Um in Zeiten knapper Kassen hier militärisch 
mithalten und handlungsfähig bleiben zu können, „ist die Kon-
zentration auf neue Technologien und Wehrformen erforderlich, 
die eine weniger personal- und kostenintensive Streitkräftestruk-
tur versprechen.“4 

Mehr deutsche Führung

In der Krise werden die Machtverhältnisse zwischen den kapi-
talistischen Ländern neu justiert. Die globale Supermacht USA 
kann nicht mehr in jedem Konflikt auf dem Globus militärisch 
Flagge zeigen. In Denkfabriken wie der Berliner „Stiftung Wissen-
schaft und Politik“ (SWP), in außenpolitischen Zeitschriften und 
Rüstungszirkeln wird laut über eine Europäisierung der NATO 
und einen Ausbau der Militärmacht Deutschland nachgedacht.

„Die NATO braucht eine stärkere deutsche Führung“, stellt 
SWP-Autor Markus Kaim fest.5 Seine Kollegin Claudia Major 
fordert „mehr Europa in der NATO“6 . Als „Rahmennation“ soll 
Deutschland seinen Rüstungsetat möglichst hoch halten und 
wirtschaftlich schwächeren EU-Ländern anbieten, „Teilbereiche 
ihrer Armeen flexibel an die Bundeswehr ankoppeln zu können.“7

Publizistische Schützenhilfe leisten „Spiegel“ und „Zeit“. Im 
„Spiegel“ Nr. 13/2013 wird der Berliner Regierung vorgeworfen, 
die militärischen Errungenschaften aus Schröder/Fischer-Zeiten 
zu verspielen. „Seit 20 Jahren ist die Bundeswehr an Kampfein-
sätzen im Ausland beteiligt. Schrittweise gewöhnte die rot-grüne 
Regierung das Land an eine neue Normalität. Doch nun ist aus-

gerechnet Schwarz -Gelb dabei, das 
Erreichte wieder zu verspielen.“8

Die Autoren beklagen einen „Rück-
fall in den Pazifismus“ und kommen 
auf den militaristischen Punkt: „Der 
Widerspruch zwischen Deutschlands 
wirtschaftlicher Stärke und seinen 
militärischen Selbstzweifeln ist so 
groß wie nie zuvor.“

In einem Schwerpunktartikel der „Zeit“ zum Thema „Deutsch-
lands Rolle in der Welt“ wird gegen „die Rückabwicklung deut-
scher Interventionsbereitschaft“ polemisiert. „Die Bundeswehr 
wird allmählich zu einer Einsatzarmee, die (...) auf gar keinen Fall 
eingesetzt werden soll.“9

Dabei sind Generale wie Luftwaffenchef Müllner eifrig dabei, 
die Bundeswehr zur Hightech-Truppe für globale Kriegsführung 
umzubauen. Personalkosten einsparen und das Geld „in neue 
Aufgaben investieren: Für die Einführung von unbemannten 
Luftfahrzeugen der HALE- und MALE-Klasse oder für bessere 
Fähigkeiten zur Planung und Führung von Luftoperationen.“10 

Für die Rolle der Bundeswehr als Instrument deutscher Außen-
politik spielt „Luftmacht“ eine bedeutende Rolle. „Unsere 
Luftwaffe bleibt gefordert, jederzeit adäquat reagieren und maß-
geschneiderte, flexibel und modular zusammengesetzte militäri-
sche Fähigkeitspakete bereitstellen zu können“, heißt es in einem 
aktuellen Strategiepapier der Luftwaffe.11

Die militärische Nutzung des Weltraumes und die Ausrüstung 
mit Spionage- und Kampfdrohnen sind die zentralen Aufrü-
stungsfelder der Luftwaffe. Dabei setzt man auf Spitzentechno-
logien, die über die Fähigkeiten hinausgehen, die sich auf dem 
Rüstungsmarkt einkaufen lassen. Geld spielt dann keine Rolle, 
wenn deutsche oder EU-Konzerne mit wesentlichem deutschen 
Einfluss befähigt werden sollen, diese Waffen und Technologien 
zu entwickeln und zu liefern. 

Aufstandsbekämpfung 

Am „Institut für Sicherheitspolitik“ (ISPK) an der Christian-Alb-
rechts-Universität zu Kiel wird ausgiebig zum Thema „Aufstands-
bekämpfung“ geforscht. Im April wurde vor einem kleinen Kreis 
geladener Gäste dazu eine Studie unter dem Titel „Counterinsur-
gency – Erfahrungen, Strategien und Aussichten unter besonderer 
Berücksichtigung des ressortübergreifenden Ansatzes“ präsentiert. 
Auftraggeber ist das Bundesministerium für Verteidigung.

Aufstandsbekämpfung ist auch für die vom Verteidigungsmini-
sterium finanzierte Fraunhofer Gesellschaft in Pfinztal bei Karls-
ruhe ein zentrales Thema. Anfang Juni 2013 lud sie zum siebten 
Mal die internationale Garde der Forscher an sogenannten „Non-
letalen Waffen“ (NLW) zum Symposium ein. Im Zentrum der 
Veranstaltung standen laut offiziellem Programm die Erfahrun-
gen mit vorgeblich „nicht-tödlichen Waffen“ im Einsatz gegen 
soziale Proteste in westlichen Ländern und bei Militärinterven-
tionen von NATO- und EU-Staaten in Afrika und Asien. Die 
Vorträge beschäftigten sich mit der Wirkung von Schallkanonen 
(LRAD) auf Menschenmengen, den Effekten von Elektroschock-
Pistolen (Taser) bei Schweinen und der Aufstandsbekämpfungs-
waffe „FN303“, einem Druckluft-Gewehr, dessen Projektile bei 
den Getroffenen einen traumatischen Schockzustand bewirken 
sollen.

Die Luftwaffe wünscht sich zur Aufstandsbekämpfung Drohnen, 
die“ sich deutlich von dem Fähigkeitsspektrum jetziger marktver-
fügbarer Systeme“ abheben.“ Dazu gehört „ein breites Spektrum 
an skalierbaren letalen und nichtletalen Wirkmitteln“.12 

Kampfdrohnen für weltweite 
Kriegseinsätze 
von Arno Neuber
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Gute Drohnen, böse Drohnen?

Drohnen, die ohne Bewaffnung Daten für die Militärs beschaf-
fen, erscheinen eher harmlos, gelten als unstrittig und gehören 
längst zum militärischen Standard der Bundeswehr. Tatsächlich 
gehören Aufklärungs- und Kampfdrohnen für die Militärs zusam-
men. „Aufklärung und Wirkung sind untrennbar miteinander 
verbunden. Die Verknüpfung von leistungsfähiger Aufklärungs-
sensorik und Präzisionsbewaffnung bietet eine wirkungsvolle 
Unterstützung für die eigenen Kräfte“, schreibt ein Generalstabs-
offizier in der Militär-Zeitschrift „Europäische Sicherheit und 
Technik.“13 Und ein weiterer Autor beschreibt in der gleichen 
Ausgabe Kampfeinsätze als „zunehmend effektiver“, wenn dabei 
bewaffnete Drohnen eingesetzt werden können „und so ein ver-
zugsloses Umschalten von Aufklärung zu präziser Wirkung am 
Boden“ möglich ist.14

So verwundert es nicht, dass Verteidigungsministerium und 
Generale bereit waren, 650 Millionen Euro für die Spionage-
drohne Euro Hawk auszugeben. Schließlich sollte man dafür ein 
Spionagegerät bekommen, dass für jeden Gegner unerreichbar in 
20 Kilometern Höhe operiert und 30 Stunden lang im Dauerein-
satz fliegen kann. Um die Spionagetechnik von EADS, die unter 
dem Namen „Isis“ firmiert, in die Luft zu bringen, brauchte man 
kurzfristig das Fluggerät des US-Rüstungskonzerns Northrop 
Grumman, das unter der Bezeichnung Global Hawk bei der US-
Marine und -Luftwaffe im Einsatz ist. Nachdem de Maizière das 
Projekt stoppen ließ, wird „Isis“ bis Ende September weiterent-
wickelt und getestet. Vermutlich werden weitere 45 Millionen 
Euro dafür gezahlt werden müssen. Aber die Bundeswehr will 
unter keinen Umständen auf das System verzichten, das im welt-
weiten Einsatz Funkverkehr und Radarsignale aufzeichnen und 
an das Bundeswehr-Kommando Strategische Aufklärung  weiter-
leiten kann. Verschlüsselt und ohne Zugang für andere NATO-
Armeen - darauf legt man bei der Bundeswehr-Führung  Wert.

Dass der Euro Hawk nie fliegen wird, wusste man im Vertei-
digungsministerium seit langem. Trotzdem wurde das Projekt 
weiter finanziert. Die kleinteiligen Details dieser Affäre wird nun 
ein Untersuchungsausschuss des Bundestages zu klären haben. 
Die größeren Zusammenhänge werden dabei wohl nicht ans 
Licht kommen. Wurde Northrop Grumman nur benutzt, um die 
Spionagetechnik der EADS zu Ende zu entwickeln? Und wurde 
der US-Konzern am Ende ausgebootet, um einer EU-eigenen 
Drohne den Weg zu ebnen? 

Wie eng die Verfilzung zwischen Bundeswehr, Verteidigungsmi-
nisterium und EADS ist, steht dabei außer Frage. Als wichtiges 
Kriterium für die Beschaffung von Militärgütern soll inzwischen 
das Label  „wird von EADS gebaut“ gelten. Als oberster Lobby-
ist des Rüstungsdinos gilt dabei der für Ausrüstung zuständige 
Staatssekretät im Verteidigungsministerium Stéphane Beemel-
mans. „Als Beemelmans im Verteidigungsausschuss verkündete, 
dass er das Projekt Euro Hawk beerdigt habe, schob er umgehend 
nach: Bevor irgendetwas bestellt werde, müsse man erst einmal 
schauen, was EADS so im Angebot führe.“15 Als Trägerplattform 
für „Isis“ werden daher auch dem Airbus A319 von EADS die 
größten Chancen eingeräumt, bis dann irgendwann eine geeig-
nete EADS-Drohne zur Verfügung steht.

Forschen für den automatisierten Krieg

Auch in künftigen Kriegen wird es um Rohstoffe und Handels-
routen, um die Beherrschung geostrategisch wichtiger Regionen 
und die Eindämmung des Einflusses konkurrierender Mächte 
gehen. Aber die Militärstrategen planen dazu nicht mehr die 
Besetzung ganzer Länder. Sie sind überzeugt, dass häufig schon 
die Beherrschung des entsprechenden Luftraumes genügt.

In ihren Konzepten wimmelt es von Drohnen, die zu jeder 
Tages- und Nachtzeit jeden beliebigen Ort überwachen und bei 
Bedarf indentifizierte Gegner oder verdächtige Menschenan-
sammlungen mit  Raketen und anderen Waffen bekämpfen.

Praktisch an allen deutschen Hochschulen wird an Systemen 
zur automatischen Überwachung und Erkennung auffälligen, 
abweichenden und verdächtigen Verhaltens geforscht.16

Insbesondere die Metropolen auf der südlichen Erdhalbkugel 
geraten immer stärker in den Focus westlicher Militärs.

„Für westliche Streitkräfte wird die asymmetrische Kriegsfüh-
rung in städtischen Bereichen die größte Herausforderung des 
21. Jahrhunderts sein (...). Die Stadt wird die Grundlage strate-
gischer Überlegenheit sein - wer immer sie kontrolliert, wird die 
Richtung zukünftiger Ereignisse in der Welt diktieren können.“17

Die alte Regel, wonach Städte für westliche Armeen ein Gelände 
sind, das man besser meidet, soll künftig nicht mehr gelten. 
Drohnen und Überwachungssensoren sollen dafür sorgen, dass 
jede verdächtige Bewegung sofort in den Kommandozentralen 
der westlichen Interventionsarmeen registriert wird. Am Ende 
der Entwicklung werden Computerprogramme autonom ent-
scheiden, wo es sich um ein bedrohliches Verhalten handelt und 
fliegende, schwimmende oder rollende Kampfroboter in den Ein-

Protestaktion mit Drohnenschatten in Hannover. Foto: Friedensbüro Hannover (www.drohnen-kampagne.de)
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satz schicken. 
Diese Entwicklung verläuft schleichend und bisher von der 

Öffentlichkeit kaum beachtet. Die ferngesteuerten Drohnen des 
Jahres 2013 sind dabei lediglich ein Zwischenschritt. Die Logik 
der technischen Entwicklung bringt es mit sich, dass menschli-
che Entscheider schon bald nicht mehr in der Lage sein werden, 
die Menge an Daten schnell genug zu überblicken und daraus 
Entscheidungen abzuleiten. Der Mensch „wird er zum bloßen 
Beobachter und Bestätiger einer von Maschinen festgelegten Vor-
gehensweise .“18 

Selbst ausgemachten Drohnenbefürwortern wird es bei dieser 
Perspektive flau. So wird in einer aktuellen Studie der SWP die 
Einbindung von Kampfdrohnen in die konventionelle Rüstungs-
kontrolle vorgeschlagen, „um die Risiken neuer Rüstungswett-
läufe einzuhegen“. Dabei sollten die Staaten „auf die vollautonome 
Fähigkeit zu tödlichen Angriffen gegen ausgewählte Individuen 
oder Personengruppen verzichten“.19

Statt aber durch den erklärten Verzicht auf Kampfdrohnen 
einen Rüstungskontrollprozess anzustoßen und zu befördern, 
setzt man in Berlin alles daran, im Drohnengeschäft eine Spitzen-
position einzunehmen. 

In Ottobrunn bei München entsteht ein deutsches  Drohnen-
Zentrum. Mit dem „Bavarian International Campus Aerospace 
and Security“ (BICAS)  soll die deutsche „Innovations- und Tech-
nologieführerschaft in den Bereichen Luft- und Raumfahrt sowie 
Sicherheit“ für die Zukunft zementiert werden. Dazu werden 
Wissenschaft, (Rüstungs-) Industrie und Bundeswehr zusam-
men gekoppelt. Partner sind die TU München, die Universität 
der Bundeswehr in München, die IABG (eine ehemaliges Luft-
waffeninstitut des Verteidigungsministeriums, heute privatisiert), 
Siemens und der Rüstungskonzern EADS. Ziel ist die „Beschleu-
nigung des Technologietransfers von der Spitzenforschung in die 
Wirtschaft“. Forschungsergebnisse sollen möglichst schnell in 
marktreife Produkte umgesetzt werden. Dazu werden auf dem 
Campus auch gleich die entsprechenden Firmengründungen 
(„Start-Up“) angesiedelt.  Erstmals in Deutschland wird die Stu-
dienrichtung „Master of Autonomous Systems“ angeboten. Laut 
Eigenwerbung positioniert sich der BICAS damit „auf den wach-
senden Weltmärkten Luft- und Raumfahrt sowie Sicherheit auf 
internationalem Top-Niveau“.20

Laut SIPRI wird derzeit auf keinem anderen militärischen 
Gebiet mehr in Forschung investiert, als bei Drohnen. Die US-
Militärzeitschrift „Defense News“ schätzt, dass in den nächsten 
zehn Jahren Geschäfte mit Drohnen und Kampfrobotern rund 
ein Drittel des weltweiten Waffenhandels ausmachen werden. 
100 Milliarden Euro sollen dafür in die Kassen der Rüstungs-
konzerne fließen. Alleine die USA stecken rund sechs Milliarden 
Dollar jährlich aus dem Etat für Militärforschung in ferngesteu-
erte Luftfahrzeuge, Schiffe und Panzer. 

Drohnenkrieg aus Deutschland

Das ARD-Magazin „Panorama“ und die Süddeutsche Zeitung 
haben recherchiert, dass die US-Air-Base in Ramstein und die 
Kommandozentrale AFRICOM in Stuttgart in die Drohnenein-
sätzen des US-Militärs in Afrika eingebunden sind. 

In Ramstein unterhalten die US-Militärs eine Satelliten-Relais-
Station für Drohnen, ohne die Einsätze von Kampfdrohnen in 
Afrika, darunter „gezielte Tötungen“ in Somalia, nicht durch-
geführt werden können. Diese „temporäre Anlage“ soll in sechs 
Monaten durch eine dauerhafte Einrichtung ersetzt werden. Bei 
AFRICOM liegt die militärische Verantwortung für Kampfdroh-
neneinsätze in Afrika. Derzeit werden dort  Analysten gesucht, 

deren Aufgabe darin besteht, Ziele für Drohneneinsätze in Afrika 
zu „nominieren“, so die Süddeutsche Zeitung.21

Ramstein spielt möglicherweise nicht nur für den Krieg mit 
Kampfdrohnen in Afrika eine Rolle, sondern auch für „gezielte 
Tötungen“ in Pakistan und Afghanistan. In Ramstein werden 
offenbar auch Drohneneinsätze der US-Regionalkommandos 
EUCOM und CENTCOM koordiniert , die für Osteuropa, den 
Nahen Osten und Zentralasien zuständig sind.

Außerdem scheint Ramstein auch zentral für den Drohnentrans-
port in die Einsatzgebiete zu sein. Vom US-Stützpunkt aus sollen 
die zerlegten Drohnen in Containern verpackt in einer Maschine 
vom Typ C-130 Hercules zum Zielort geflogen werden.

In einem Kommentar auf der Website der Süddeutschen Zei-
tung, „Deutschland, ein Tatort“, schreibt Heribert Prantl über 
zwei mögliche Schlussfolgerungen aus den Enthüllungen über die 
Koordinierung von illegalen Tötungsaktion mit Kampfdrohnen 
auf US-Stützpunkten in Deutschland:

„Entweder die Bundesrepublik ist nicht wirklich souverän - 
dann ist sie arm dran. Oder Deutschland ist ein williger Helfer 
bei Straftaten und Menschenrechtsverletzungen. Dann machen 
sich die Regierenden strafbar.“ Und die Konsequenzen sind für 
ihn klar: „Einem sogenannten Realpolitiker mag die Vorstellung 
lustig vorkommen, dass ein deutscher Staatsanwalt in den Kelley 
Baracks von Stuttgart-Möhringen aufkreuzt, um US-Soldaten 
vom Regionalkommando AFRICOM als Beschuldigte zu ver-
nehmen. Das ist aber nicht lustig, sondern recht.“22

Stoppt die Drohnenkrieger

Der deutsche Verteidigungsminister stellt Drohnen in öffent-
licher Debatte gerne als bloße Weiterentwicklung von Pfeil und 
Bogen dar. Dabei geht es darum, die Bundeswehr zu Kampfein-
sätzen auf dem gesamten Globus zu befähigen. 

Und es geht um gigantische Geschäfte für deutsche und EU-
Rüstungskonzerne. „Bei dieser Zukunftstechnologie muss 
Deutschland dabei sein. Wir können nicht sagen, wir bleiben bei 
der Postkutsche, während alle anderen die Eisenbahn entwickeln. 
Das geht nicht.“23 

Selbst wenn Thomas de Maizière demnächst seinen Posten 
räumen muss, wird die Bundeswehr weiter an der Beschaffung 
von Kampfdrohnen festhalten. Während bis zur Bundestagswahl 
keine Beschaffungsvorlage in den Bundestag gelangen soll, arbei-
tet die Bürokratie im Verteidigungsministerium und die Bundes-
wehrspitze mit Hochdruck am Thema bewaffnete Drohnen. Und 
die Bundesregierung ist auf Drohnen-Kurs. Die Online-Ausgabe 
der „Zeit“ zitierte Mitte Mai aus einer Kabinetts-Vorlage, dass 
die Beschaffung von sechzehn Drohnen „für mittlere Flughö-
hen und große Reichweiten“ geplant ist. „Die Möglichkeit einer 
optionalen Fähigkeit zur Wirkung aus der Luft soll einbezogen 
werden.“24 Kampfdrohnen also.

Die Kampagne gegen Kampfdrohnen, die inzwischen von über 
130 Organisationen getragen wird, kommt zum richtigen Zeit-
punkt. Und sie braucht dringend noch wesentlich mehr Unter-
stützung.
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Der Drohnenkrieg der USA vor allem in Afghanistan und Paki-
stan, dem mittlerweile tausende Zivilisten zum Opfer gefallen 
sind, hat den Appetit der EU-Staaten auf solche UAV (Unman-
ned Aerial Vehicles) geweckt, die sowohl der Aufklärung und 
Überwachung also auch der „gezielten“ Tötung dienen – zivile 
„Kollateralschäden“ inklusive. Ob sich die großen EU-Staaten 
auf eine gemeinsame Kampfdrohne verständigen oder derzeit 
jeweils ihre eigenen Drohnenvarianten vorantreiben werden (z.B. 
das franko-britische Telemos-Programm bei BAE-Systems und 
Dassault oder das deutsche-französische Talarion-Programm bei 
EADS) ist noch umstritten. Weniger umstritten ist, dass bereits 
Milliarden in Forschung und Entwicklung gesteckt wurden und 
nach Schätzungen von EADS der europäische Markt für UAV 
in den nächsten Jahren auf rd. 10 Milliarden anwachsen wird. 
Die militärische und „zivile“ Verwendung von Drohnen gehen 
oft fließend ineinander über. Zivile Drohnen können sowohl 
für militärische Zwecke als auch beispielsweise zur Bespitzelung 
nachgerüstet werden; Drohnen werden zunehmend für die Über-
wachung im Inneren eingesetzt, was erklären könnte warum die 
EU-Kommission den Luftraum über der EU bis 2016 völlig für 
Drohnen öffnen möchte. 

Österreich ist auf vielfältige Art und Weise in die Drohnenpro-
jekte für Krieg und Überwachung verstrickt:

Drohnen made in Austria

In den USA ist die Öffnung des Luftraums für Drohnen bereits 
für 2015 geplant. Rudolf Thaler, österreichischer Wirtschaftsde-
legierter in Los Angeles, freut sich über die Geschäftsaussichten 
für österreichische Unternehmen: „Mit der Öffnung [des Luft-
raums] ist mit einem explosionsartigen Einsatz von Drohnen für 
zivile Anwendungszecke zu rechnen. Die Ausgaben für Drohnen 
sollen sich in den nächsten zehn Jahren auf 11,4 Mrd. USD ver-
doppeln.“1 Und es sieht ganz so aus, als könnte der Wirtschafts-
delegierte recht behalten, wenn wir uns die Entwicklung ansehen. 
Lt. einem Arbeitspapier der EU-Kommission sollen innerhalb der 
nächsten zehn Jahre etwa 35.000 Stück Drohnen weltweit produ-
ziert werden. Und es wird bereits eifrig gekauft, Ethik und Moral 
werden weggewischt wie beim Drohnenverkauf des österreichi-
schen Drohnenhersteller, Schiebel an die südkoreanische Marine. 
Das österreichische Außenministerium war gegen die Auslieferung 
von Schiebels „Camcopter S-100“, „denn aus dem Antrag von 
Schiebel gehe eindeutig die militärische Verwendung hervor und 
die Gefährdung der Stabilität in der Region könne nicht ausge-
schlossen werden.“2 Der österreichische Staat dürfte in diesem Fall 
ein Geschäft unterbinden. Da aber Aufträge, die für militärische 
als auch zivile Zwecke eingesetzt werden, „Dual-Use-Güter“ sind, 
können diese vom Wirtschaftsministerium bewilligt werden. Was 
es auch tat. Auch die Golfmonarchie der Vereinigten Arabischen 
Emirate durfte sich bereits über Drohnen „made in Austria“ freuen.

Der nächste große Rüstungsdeal könnte ein Auftrag der deut-
schen Bundeswehr sein, die nach dem Aus für das Drohnenpro-
jekt Euro Hawk nun im Herbst Drohnen des Typs Camcopter 
S-100 der Firma Schiebel aus Österreich kaufen will. In den 

Medien wird ein Preis von 30 Millionen Euro pro Stück kol-
portiert. Diese Drohne kann u.a. als Trägersystem für kleinere 
Luft-Boden-Raketen und zur Positionseinweisung von Artillerie 
verwendet werden.

Drohnen fürs Bundesheer

Der Ankauf von Drohnen durch die deutsche Bundeswehr ist 
auch für das österreichische Bundesheer von Bedeutung. Denn 
im Rahmen der EU-Battlegroups werden österreichische Kampf-
verbände immer enger an die Bundeswehr angegliedert. Aber 
die österreichische Regierung will auch selbst Drohnen kaufen. 
Laut Verteidigungsminister Klug sollen noch 2013 18 kleinere 
Aufklärungsdrohnen für 3,9 Mio. Euro angeschafft werden. 
Zwischen 2016 und 2018 soll der Beschaffungsvorgang auf 16 
Millionen Euro ausgedehnt werden. Bewerbungen liegen aus 
den USA, Israel, Deutschland und Österreich vor. Der Zuschlag 
für den Kauf soll Ende Juli erfolgen. Reinhard Zmug von der 
Luftzeugabteilung über den angedachten Verwendungszweck der 
Drohnen: „Ich gehe davon aus, dass wir sie mit Masse im Aus-
landseinsatz verwenden.“ Etwa zur Bekämpfung sozialer Proteste 
am Balkan. So meint Zmug mit Hinweis auf den Bundesheerein-
satz im Kosovo: „Wir können damit erkennen, ob und wo sich 
Demonstranten sammeln und unsere Kräfte gezielter einsetzen.“3 
Eingesetzt werden sollen Drohnen auch in Österreich. Mit einer 
Novelle des Luftfahrtgesetzes liefert die Verkehrsministerin den 
dafür notwendigen rechtlichen Raum, der bisher fehlt. Öster-
reich bekommt 2014 ein Drohnen-Gesetz.

Beteiligung an EU-Drohnenprogrammen

Österreichische Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
sind auch in verschiedene EU-Drohnenprogramme massiv ein-
gebunden. Z.B. beim EU-geförderten Projekt INDECT, einem 
System zur flächendeckenden Kontrolle des urbanen Raums, in 
dem Drohnen eine wichtige Rolle zukommt. Es ist ein Netzwerk 
aus Datenbanken, Software zur automatisierten Videoüberwa-
chung und Objekterkennung, daran gekoppelt eine auf sozi-
ale Netzwerke spezialisierte Internet-Suchmaschine, sowie diverse 
Datenbanken der Polizei und auch mit Überwachungskameras 
bestückte Drohnen. Einmal vom System wegen „abnormen“ Verhal-
tens als verdächtig eingestuft, soll ein Gefahrenprofil erstellt werden. 
D.h. es werden umgehend weitere Daten via Gesichtserkennungs-
software, Internet (z.B. Facebook), SMS-/E-Mail- oder Telefonüber-
wachung und sonstige verfügbare Datenbanken eingeholt. INDECT 
verständigt die zuständigen Sicherheitskräfte zur „Sicherstellung“. 
Was wie Science Fiction klingt, soll bald zur Realität werden.

INDECT definiert abnormales Verhalten unter anderem so: 
„Rennen, zu langes Sitzen an einem Ort, Treffen mit vielen Perso-
nen, Schreien, hektisch Autoschlüssel suchen ... .“4

Als „Traum der EU vom Polizeistaat“, bezeichnete die „Zeit“ das 
Projekt INDECT5, an dem das österreichische Wissenschaftsmi-
nisterium, die Fachhochschule Technikum Wien und die Firma 
Multimedia-Unternehmen X.Art mitwirken. Wird vom Überwa-

Vollautomatische Menschenjagd 
mit österreichischer Beteiligung?
von Eveline Steinbacher
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en chungsprogamm INDECT jemand als „verdächtig“ eingestuft, so 

könnte das Drohnenprojekt AEROCEPTOR dann dazu dienen, 
mögliche „nicht kooperative“ Fluchtfahrzeuge zu stoppen, indem 
die Elektronik lahmgelegt wird oder auch durch Einsatz von 
Gummigeschossen, Leuchtraketen, Rauch- oder Blendschockgra-
naten. Unter Leitung des spanischen Instituto Nacional de Tec-
nica Aerospacial arbeiten aus Österreich zwei Privatuniversitäten 
mit: das Austrian Institute von Technology (AIT), das zur Hälfte 
der Industriellenvereinigung gehört, und die Sigmund Freund 
Privatuniversität, die sich mit dem „Center for European Secu-
rity Studies“ (CEUSS) offensichtlich direkt im Bereich psycho-
logische Kriegsführung respektive kriegerische Psychologie einen 
Namen machen will. Sowohl INDECT als auch AEROCEPTOR 
sind EU-Projekte des 7. Rahmenprogramms für Forschung. Seit 
2007 diese EU-Forschungsprogramme für militärische Zwecke 
geöffnet worden sind, fließt reichlich Geld in die Entwicklung 
der Drohnentechnologie. Politisch angekurbelt werden die EU-
Drohnenprojekte vor allem über die EU-Rüstungsagentur, die 
seit dem EU-Vertrag von Lissabon in EU-Verfassungsrang erho-
ben worden ist, mit dem Auftrag, „zur Stärkung der industriellen 
und technologischen Basis des Verteidigungssektors“ beizutragen 
und sich „an der Festlegung einer europäischen Politik im Bereich 
der Fähigkeiten und der Rüstung“ zu beteiligen und den „Rat bei 
der Beurteilung der Verbesserung der militärischen Fähigkeiten 
zu unterstützen“ (Art. 42, EU-Vertrag).

Exekution am Bildschirm

Wie gesagt, gehen „zivile“ und militärische Nutzung von Droh-
nen fließend ineinander über. Es stellt sich die Frage, welche 
Auswirkungen diese neue Art von Kriegsführung auf unsere 
Gesellschaft haben wird, bei der die eigenen Soldaten sicher vor 
dem Bildschirm sitzen, dort von 9 – 13 und 14 – 18 Uhr Men-
schen exekutieren und um 18 Uhr nach Hause zur Familie fahren? 
Seltsame Umtriebe nehmen die Form der Terrorbekämpfung und 
Kriegsbegründungen seit 9/11 an. Länder werden zu Schurkenstaa-
ten erklärt, um – wie sich nachher herausstellt – an die Rohstoffe 
zu kommen oder man wohl hoffte, die Quellen mit willfährigeren 
neuen Machthabern besser ausbeuten zu können, bzw. nach und 
während des Kriegs gute Waffengeschäfte zu machen.

Menschen werden (z.B. von der US-Regierung in Person 
Obama), einer Terrororganisation zugeordnet, wobei der feine 
Unterschied, wer nun als Terrorist deklariert wird – politische 
Abweichler, unliebsame politische Gruppen – und wer als Frei-
heitskämpfer, oft davon abhängt, welche Seite berichtet. Zur Zeit 
der Apartheid galt in Südafrika beispielsweise der Afrikanische 
National Kongress (ANC) als eine Terrororganisation und Nelson 
Mandela, der Anführer des militärischen Flügels des ANC, als 
Terrorist, nicht zuletzt deswegen weil der ANC die bestehende 
politische Ordnung in Südafrika umstürzen wollte. Nelson Man-
dela wurde später der Friedensnobelpreis verliehen und der ANC 
wurde nach dem Sieg über das südafrikanische Apartheitsregime 
die größte Partei Südafrikas.

Gezielte Tötung als Rückkehr zum Faustrecht?

Zu Terroristen erklärte Menschen werden ohne Gerichtsver-
handlung zum Tode verurteilt. Sie erhalten kein ordentliches 
Verfahren. Sie werden zum Abschuss frei gegeben, ohne zuvor 
einer/m Richter/in vorgeführt und gehört worden zu sein. „Kol-
lateralschäden“, wie die Tötung von Kindern und unbeteiligten 
Personen werden in Kauf genommen. Militärexperten gehen 
davon aus, dass für einen getöteten „Terroristen“ zehn unbetei-

ligte Zivilisten sterben. Und dies in nicht Krieg führenden Län-
dern.

Eine des Terrorismus verdächtigte Person wird quasi für vogel-
frei erklärt und darf nun u.a. mittels Drohne gezielt auf Befehl 
von „oben“ abgeschossen werden. Gezielte Tötung als Rückkehr 
zum Faustrecht? Ist unser „Zivilisation“ wieder in einer Zeit ange-
langt, die wir alle schon hinter uns geglaubt haben? Bar jeder 
Moral und menschlicher Verantwortung? Nur dass diesmal die 
Faust von ganz oben auf Menschen niedersaust, die auf ande-
ren Kontinenten leben, in nicht im Krieg stehen Ländern. Die 
Faust von Staatsoberhäuptern, Kriegsherren, vom Volk für dessen 
Sicherheit und Gerechtigkeit gewählt, saust nun, auf Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit pfeifend, in fremden Ländern auf Men-
schen hernieder. Der Glaube an Rechtsstaatlichkeit und Verfas-
sung endet scheinbar an der Staatsgrenze, vergessen sind ethisch 
rechtliche Grundsätze, Menschenrechte. Diese gelten offenbar 
für als „TerroristInnen“ Verdächtigte nicht und auch nicht die 
Unschuldsvermutung. Das Ziel fixiert, erreicht die Drohne das 
zu terminierende „Objekt“ und sein „Herr“ am Boden, am Com-
puter tausende Kilometer weit weg, braucht nur mehr den Abzug 
zu drücken, sobald der Befehl „shoot him“ kommt. Für das „Ziel-
objekt“ gibt es kein Entkommen und keine Gnade, auch wenn 
es das Leben ein paar Unbeteiligter kostet, wird dies kaltschnäu-
zig mit der Notwendigkeit gerechtfertigt, diese „TerroristIn“ zu 
töten. Menschen werden einfach dahin gemordet, ohne Verhand-
lung, ohne sich verbal verteidigen zu können und gegebenenfalls 
vom Gericht verurteilt oder doch frei gelassen zu werden. Von 
Menschen, die von sich behaupten, „zivilisiert“ zu sein.

Friedensbewegung in Österreich: „Drohnenkrieg – 
Nein Danke!“

Drohnen sind hochgefährliche Instrumente für die weitere Mili-
tarisierung der Politik nach außen und innen. Das vor kurzem 
erschienene Strategiepapier der EU-Agentur Institut für Sicher-
heitsstudien drängt darauf, dass die EU bei Drohnen „nachrü-
stet“, um mit den USA gleichzuziehen, die „enorme Erfahrung 
beim Einsatz (von Drohnen) für Überwachung und Luftangriffe 
im Nahen Osten und Zentralasien haben“6. Die österreichischen 
Machteliten, die erst vor kurzem in der neuen österreichischen 
Sicherheitsstrategie bekräftigt haben, an der EU-Militärpolitik 
„in all ihren Dimensionen“7 teilnehmen zu wollen, wollen sich 
offensichtlich auch dabei profilieren. Nehmen wir das nicht 
hin! Die Solidar-Werkstatt hat daher gemeinsam mit anderen 
Organiationen der österreichischen Friedensbewegng den Aufruf 
„Drohnenkrieg – Nein Danke!“ gestartet. Wir sammeln nun 
Unterschriften, um im Herbst die österreichische Regierung und 
den Nationalrat damit zu konfrontieren. Helft mit/helfen Sie 
mit, diesen Aufruf zu verbreiten! Unterschriftenlisten bestellen: 
office@solidarwerkstatt.at oder T: 0732 77 10 94 oder Online auf 
www.solidarwerkstatt.at unterstützen.

Anmerkungen
1	 OTS, 12.4.2013.
2	 Die Presse, 5.4.2013.
3	 Kleine Zeitung, 9.4.2013.
4	 ORF-Futurezone, 25.7.2012.
5	 Die Zeit, 19.9.2009.
6	 EU-Institut für Sicherheitsstudien, „Die Zukunft ermöglichen – 

Europäische Militärkapazitäten 2013-2015: Herausforderungen 
und Wege“, Paris 2013.

7	 Österreichische Sicherheitsstrategie – Sicherheit in einer neuen 
Dekade – Sicherheit gestalten, beschlossen vom österr. Nationalrat 
Anfang Juli 2013.
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Am 13. Juni 2013 erklärte der stellvertretende Sicherheitsbe-
rater des Weißen Hauses, Ben Rhodes, die USA hielten es für 
erwiesen, dass der syrische Machthaber Baschar al-Assad Giftgas 
eingesetzt habe. Damit sei die von US-Präsident Barack Obama 
gezogene rote Linie überschritten worden, weshalb sich Was-
hington gezwungen sehe, seine Unterstützung für die syrischen 
Rebellen deutlich auszuweiten. Unter anderem, weil im Zusam-
menhang mit den mutmaßlichen Giftgaseinsätzen weiterhin viele 
Fragen offenbleiben, deutet jedoch vieles darauf hin, dass die 
USA schon länger auf diesen Schritt hingearbeitet haben.

Damit wird jedoch eine weitere Intensivierung des Bürgerkrieges 
bewusst in Kauf genommen und jegliche Aussicht auf Friedens-
verhandlungen auf absehbare Zeit beerdigt. Manche Beobachter 
gehen deshalb davon aus, dass diese absehbare Eskalation nun als 
Vorwand und Legitimation für eine direkte US-Militärinterven-
tion dienen könnte. Auch wenn einige Indizien diese Annahme 
untermauern, ist es jedoch wahrscheinlicher, dass die USA eine 
solche Intervention nicht ernsthaft in Betracht ziehen, sondern 
vielmehr in Syrien einen dauerhaften Abnutzungsbürgerkrieg för-
dern wollen, der vor allem den Iran schwächen soll.

Zertifizierte Militärhilfe

“Der Präsident hat entschieden, dass er die Opposition stärker 
unterstützen wird”, so der stellvertretende Sicherheitsberater Ben 
Rhodes. „Das beinhaltet auch militärische Hilfe.” (Foreign Policy, 
The Cable, 13.06.2013) Hierbei handelt es sich um einen über-
aus Besorgnis erregenden Schritt – offiziell wurden die Rebellen 
zwar bisher bereits unterstützt, allerdings „nur“ mit nicht-tödli-
cher Hilfe, wodurch Waffenlieferungen eigentlich explizit ausge-
nommen waren.1 

Dennoch ist schon länger bekannt, dass die CIA – allerdings 
eben inoffiziell – an der Aufrüstung der Aufständischen in Syrien 
beteiligt ist (siehe etwa New York Times, 21.06.2012). Zuletzt 
berichtete die russische RIA Novosti (22.05.2013) unter Ver-
weis auf einen belgischen Nachrichtensender, dass über Libyen 
seitens des US-Nachrichtendienstes Waffen wohl direkt einge-
schleust wurden: „‘Die CIA war vermutlich in Waffenlieferungen 
an syrische Oppositionskämpfer aus Bengasi verwickelt‘, heißt es 
im Bericht. ‚Laut dem Internet-Portal Businessinsider war zwi-
schen der Regierung Libyens und syrischen Oppositionsgruppen 
ein Abkommen über die Lieferung von 400 Tonnen Waffen, 
darunter auch von Fla-Raketen, geschlossen worden.‘“ Berich-
ten zufolge soll der US-Geheimdienst dabei vor allem bestrebt 
sein, die aus verschiedensten Quellen stammenden Waffen in die 
„richtigen“ Hände zu schleusen. Dahinter steckt u.a. die Sorge, 
Waffen könnten radikal-islamistischen Gruppen in die Hände 
fallen, die zunehmend innerhalb der Aufständischen die Ober-
hand zu gewinnen scheinen (siehe IMI-Standpunkt 2013/018).

Während die US-Regierung direkte Waffenlieferungen bis Mitte 
Juni 2013 also noch offiziell ablehnte, verabschiedete der Aus-
wärtige Ausschuss des US-Senates bereits Ende Mai 2013 mit 15 
zu 3 Stimmen ein Gesetz, das die Obama-Administration genau 
hierzu aufforderte. Eine der Gegenstimmen kam vom republi-

kanischen Senator Rand Paul, der 
seine Kollegen scharf angriff: „’Dies 
ist ein wichtiger Augenblick‘ sagte 
Paul an die Adresse seiner Senatskol-
legen gerichtet. ‚Sie finanzieren heute 
die Verbündeten von Al-Kaida. Das 
ist eine Ironie, die sie nicht igno-
rieren können.‘“ (Foreign Policy, 
The Cable, 21.05.2013) Aus diesem 

Grund fordern Befürworter von Waffenlieferungen, diese dürften 
nur an „zertifizierte“ Rebellen gehen – verschiedentlich wurde 
in Reden hierfür nun das Wort „geprüfte Rebellen“ („vetted 
rebels“) verwendet, etwa vom republikanischen Vorsitzenden des 
Auswärtigen Ausschusses, Ed Royce, der sich lange gegen Waf-
fenlieferungen ausgesprochen hatte (Foreign Policy, The Cable, 
13.06.2013).2 Inwieweit es solche „zertifizierten Aufständischen“ 
aber überhaupt gibt, ist mehr als fraglich. So berichtete die New 
York Times (28.04.2013): „In den von Rebellen kontrollierten 
Teilen Syriens existieren keinerlei säkulare kämpfende Truppen, 
die der Rede wert wären.“

Kriegsvorwand?

Trotz der scheinbar „sicheren“ Beweise, die den USA vermeint-
lich für Giftgasangriffe seitens der syrischen Regierung vorliegen 
würden, bleiben eine Menge Fragen offen – dies betrifft generell 
die mit den jüngsten Ankündigungen verbundenen US-Interes-
sen und weitere Absichten, aber auch ganz unmittelbar den Sach-
verhalt selbst.

Ob überhaupt und wenn ja, in welchem Ausmaß und von wem 
angeordnet in Syrien Giftgas eingesetzt wurde, ist nach wie vor 
äußerst umstritten, wie die Aussagen der renommierten Juristin 
Carla del Ponte zeigen. Die ehemalige Chefin der Schweizer 
Staatsanwaltschaft geht als Mitglied der Uno-Sonderkommission 
für Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen in Syrien 
davon aus, dass die Giftgasangriffe von der Opposition verübt 
wurden: „In einem Interview für die Schweizer Fernseh- und 
Radioanstalt ‚Radiotelevisione Svizzera‘ stellte sie fest: Ausge-
hend von den Angaben, die die Kommissionsmitglieder nach 
ihren Besuchen in an Syrien angrenzenden Ländern bekommen 
haben, könne man den Schluss ziehen, dass ‚die Opposition und 
nicht die Regierung‘ C-Waffen, speziell Sarin, eingesetzt hätten. 
Entsprechende Zeugenaussagen haben die Mitglieder der Kom-
mission von ‚Ärzten, Betroffenen und Mitarbeitern von Feldspi-
tälern‘ bekommen.“ (RIA Novosti, 06.05.2013)3

Natürlich folgten hierauf heftige Dementi, etwa vom Pressespre-
cher des Weißen Hauses: „Wir sind sehr skeptisch was Andeutun-
gen anbelangt, die Opposition könnte oder hätte Chemiewaffen 
eingesetzt. […] Wir erachten es als sehr wahrscheinlich, dass 
jeglicher Einsatz von Chemiewaffen, der in Syrien stattgefun-
den hat, vom Assad-Regime getätigt wurde. Und das bleibt 
auch unsere Position.“ (Washington Post 06.05.2013) Ebenso 
distanzierten sich die Vereinten Nationen von del Ponte, hielten 
sich aber im Vergleich zu den USA mit Aussagen, wer in dieser 
Angelegenheit zu beschuldigen sei, auffällig zurück: „Die unab-
hängige Syrien-Kommission der Vereinten Nationen relativierte 
jedenfalls die Aussagen del Pontes über einen Chemiewaffen-
einsatz durch Rebellen in Syrien. Es gebe ‘keine beweiskräftigen 
Ermittlungsergebnisse für einen Chemiewaffeneinsatz in Syrien 
durch irgendeine der an dem Konflikt beteiligten Parteien’, teilte 
die Kommission mit. ‘Daher ist die Kommission derzeit nicht in 
der Lage, diese Behauptungen weiter zu kommentieren.‘” (Zeit 
Online, 06.05.2013) Schließlich veröffentlichten die Vereinten 

„Keine schlechte Sache“
Abnutzungsbürgerkrieg statt Intervention – die 
US-Syrien-Strategie
von Jürgen Wagner
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Nationen am 4. Juni 2013 ihre Untersuchungsergebnisse, die 
allgemein als Beweis für Giftgaseinsätze seitens der syrischen 
Regierung gewertet wurden, tatsächlich aber keine eindeutigen 
Befunde vorweisen konnten. Der darin enthaltene entscheidende 
Satz lautet: „Es war auf der Basis des vorliegenden Beweismaterials 
nicht möglich, die konkrete chemische Substanz, das Abschuss-
System oder Täter festzustellen.” (Spiegel Online, 04.06.2013) 
Die „Stiftung Wissenschaft und Politik“ fasst den gegenwärtigen 
„Erkenntnisstand“ folgendermaßen zusammen: „Unklar ist vor-
läufig, durch wen die Freisetzung erfolgte, ob sie absichtlich oder 
versehentlich geschah, wo es dazu kam, wann und in welchem 
Umfang. Nach wie vor ist möglich, dass einer oder mehrere der 
am Bürgerkrieg beteiligten Akteure solche Kampfstoffe in mani-
pulativer Absicht ein- oder freisetzen.“ (SWP-Aktuell 36/Juni 
2013)

Alles in allem existieren also viele Fragezeichen hinter der ver-
meintlich sicheren Annahme, die syrische Regierung habe Gift-
gas eingesetzt. Dennoch dient sie der US-Regierung dazu, nun 
auch offiziell Waffen an die Rebellen zu liefern. Dabei dürfte man 
sich allerdings im Klaren darüber sein, dass die Aufständischen 
selbst mit US-Waffenlieferungen auf absehbare Zeit keinen Sieg 
über Assad erringen können. So gab General Martin Dempsey, 
der Chef der US-Streitkräfte, bei einer Anhörung vor dem US-
Streitkräfteausschuss an, der Konflikt laufe Gefahr, „in einer 
Sackgasse“ zu enden. Auch Waffenlieferungen würden hieran 
nichts mehr ändern, ein Sieg der Rebellen sei auch damit nicht in 
Sicht (junge Welt, 19.04.2013).4 Ende Juli 2013 warnte Demp-
sey zudem in einem offenen Brief an mehrere Senatoren, die auf 

die Einrichtung einer Flugverbotszone drängen, dabei handele es 
sich um einen kostspieligen „Kriegsakt“, der zudem militärisch 
keinen Ausschlag geben werde (Antiwar.com, 22.07.2013). 

Auf der anderen Seite konnte die syrische Regierung in den letz-
ten Wochen mehrere größere militärische „Erfolge“ über die Auf-
ständischen verbuchen – zuletzt die Einnahme von Homs Ende 
Juli 2013 (DEBKAfile, 29.07.2013). Glaubt man darüber hinaus 
Berichten über eine im Auftrag der NATO von internationalen 
Hilfsorganisationen durchgeführte Umfrage, ist die Unterstüt-
zung der Assad-Regierung in der Bevölkerung in jüngster Zeit 
sogar erheblich gestiegen. Der Grund hierfür liege vor allem in 
der weit verbreiteten Sorge, Al Kaida-nahe Kräfte könnten sich 
am Ende durchsetzen, was große Teile der Bevölkerung extrem 
besorge. Die von der NATO nicht veröffentlichten Daten würden 
zeigen, dass 70 Prozent der Bevölkerung hinter Assad stünden, 
weitere 20 Prozent verhielten sich neutral und lediglich 10 Pro-
zent unterstützten die Aufständischen. „Die Leute sind den Krieg 
leid und hassen die Jihadisten mehr als Assad. Assad gewinnt 
den Krieg vor allem deshalb, weil die Menschen mit ihm gegen 
die Rebellen kooperieren“, wird eine westliche Quelle zitiert, 
die mit den Umfrageergebnissen vertraut sei (World Tribune, 
31.05.2013).5 

Einen kriegsentscheidenden Unterschied werden die Waffen-
lieferungen also nicht machen – unter keinen Umständen dürf-
ten sie zu einem schnellen Sieg der Aufständischen führen. Hier 
liegt der Grund dafür, dass Spekulationen, hier werde mit den 
Giftgasangriffen seitens der USA und anderer ein Vorwand nach 
irakischem Vorbild konstruiert, um selbst militärisch intervenie-

Die Stadt Homs wurde Ende Juli 2013 von Regierungstruppen wieder eingenommen. 
Foto: Wikipedia (Bo yaser, CC-Lizenz)
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ren zu können, alles andere als abwegig erscheinen. So äußerte 
sich etwa Alexej Puschkow, Chef des Auswärtigen Ausschus-
ses der russischen Staatsduma, folgendermaßen: „Die Angaben 
über einen C-Waffen-Einsatz durch Baschar al-Assad sind auf 
die gleiche Weise gefälscht wie seinerzeit Lügen über Massenver-
nichtungswaffen bei Hussein verbreitet wurden.“ (RIA Novosti, 
14.06.2013) Selbst in der Bundesregierung wurde dieser Ver-
dacht schon vor der jüngsten Entwicklung geäußert. So wurde 
auf Spiegel Online (15.05.2013) von einem internen FDP-Tref-
fen berichtet, bei dem in erstaunlicher Offenheit davor gewarnt 
worden sein soll, die USA könnten sich aufgrund des steigen-
den Handlungsdrucks einen Kriegsvorwand in Syrien zurecht-
legen: „Gegenüber der FDP-Spitze hat Westerwelle ein düsteres 
Zukunftsszenario der Region gemalt, sollte das Land ausein-
anderbrechen. Er habe unter anderem von einem Übergreifen 
auf Jordanien berichtet, das dann als nächstes Land von einem 
Bürgerkrieg betroffen sein könnte. So berichten es Teilnehmer. 
‚Es gibt die Sorge aus dem Auswärtigen Amt und in der FDP-
Fraktion, dass es im Falle Syriens zu einer militärischen Lösung 
kommen könnte‘, sagt ein Teilnehmer der Runde. Auch die Rolle 
der USA sei dort besprochen worden. ‚Es gibt in der FDP-Spitze 
die Befürchtung, dass die US-Regierung innen- und außenpoli-
tisch so stark unter Druck geraten könnte, dass sie glaubt, unbe-
dingt etwas machen zu müssen, und sich dann die Beweise für ein 
militärisches Eingreifen zurechtlegt‘, heißt es.“

Spekulationen über eine möglicherweise bald bevorstehende 
US-Intervention werden zusätzlich durch jüngere Truppenverla-
gerungen genährt. So entsendeten die USA Ende April 200 US-
Spezialeinheiten nach Jordanien und damit in unmittelbare Nähe 
zu Syrien (junge Welt, 19.04.2013). In dieses Bild passt auch ein 
vom 9. bis 20. Juni 2013 stattfindendes „Manöver“, in dessen 
Rahmen die USA Patriot-Abwehrraketen und Kampfflugzeuge 
vom Typ F-16 nach Jordanien verlegen ließen, was von russischer 
Seite als vorbereitender Schritt zur Einrichtung einer Flugver-
botszone in Syrien kritisiert wurde (Der Standard, 05.06.2013). 
Schließlich könnten auch noch zwei neue hochrangige US-Kabi-
nettsmitglieder, die erst kürzlich berufen wurden, auf eine gestie-
gene US-Interventionsbereitschaft hindeuten. So wurde Tom 
Donilon, der als Nationaler Sicherheitsberater zurücktrat, durch 
die bisherige UN-Botschafterin Susan Rice ersetzt, deren Posten 
wiederum Samantha Power einnehmen soll. Beide Personen sind 
bekannt, in nahezu jedem Konflikt als Hardliner eine „humani-
täre“ Intervention zu befürworten (siehe dazu etwa IMI-Analyse 
2008/037b). Der National Interest (06.06.2013) ist vor diesem 
Hintergrund besorgt, dass sich die Falken innerhalb der Admini-
stration allmählich durchsetzen.

Trotz der Indizien, dass sich die Obama-Administration für eine 
Militärintervention entschieden hat, gibt es aber auch vieles, was 
gegen diese Annahme spricht. So macht die Tatsache, dass neben 
dem Iran vor allem auch Russland relativ unmissverständlich klar 
gemacht hat, dass es nicht gewillt ist, einem weiteren Regime-
wechsel tatenlos zuzusehen (The Finnish Institute of International 
Affairs, 28.5.2013), eine Militärintervention zu einer extrem ris-
kanten Angelegenheit. Generell legt die Obama-Regierung große 
Bedenken gegenüber neuerlichen umfassenden Einsätzen nach 
dem Muster der Afghanistan- oder Irak-Kriege an den Tag. Ein 
Grund hierfür dürfte auch – besonders mit Blick auf die im näch-
sten Jahr anstehenden US-Zwischenwahlen – die ablehnende 
Haltung der Bevölkerung sein. So sprechen sich lediglich 11 Pro-
zent der US-Amerikaner für Waffenlieferungen und 15 Prozent 
für Militäraktionen aus. (Foreign Policy, The Cable, 13.06.2013). 
Das Foreign Policy Journal (17.06.2013) fasst die verschiedenen 
Gründe für die Vorbehalte der US-Regierung gegenüber einer 

umfassenden Militärintervention folgendermaßen zusammen: 
„Darunter finden sich der Mangel an Unterstützung seitens der 
US-Bevölkerung für einen weiteren amerikanischen Krieg im 
Mittleren Osten; die Tatsache, dass scheinbar keinerlei akzep-
table Alternative zu Assad existiert; UND die Position der US-
Geheimdienste sowie des Außenministeriums und des Pentagon, 
dass eine Intervention in Syrien für die USA extrem schlecht 
verlaufen könnte.“ Vor diesem Hintergrund bezweifeln zahlrei-
che Beobachter, unter anderem der gewöhnlich gut informierte 
private Nachrichtendienst Strategic Forecast (14.06.2013), dass 
Washington ernsthaft eine Intervention durchführen möchte – 
weder mittels einer Flugverbotszone und noch weniger mit eige-
nen Bodentruppen.

Angesichts dessen drängt sich aber unweigerlich die Frage auf, 
um was es Washington denn dann geht. Eine Interpretation geht in 
die Richtung, man wolle die Rebellen in eine „Position der Stärke“ 
aufrüsten, damit sie bei künftigen Friedensverhandlungen maxi-
male Ergebnisse erzielen können. Hiergegen sprechen aber meh-
rere Gründe – zuallererst der gesunde Menschenverstand.

Torpedo gegen die Friedensverhandlungen

Nachdem sich Russland und die USA im Mai auf die Abhal-
tung von Friedensgesprächen verständigt hatten, hätten diese 
eigentlich ab dem 12. Juni 2013 in Genf beginnen sollen. Die 
Aufnahme der Gespräche wurde allerdings – systematisch, wie es 
mittlerweile den Anschein hat – in enger Abstimmung zwischen 
den USA und den Aufständischen torpediert. So wird berichtet, 
Russland habe vonseiten der syrischen Regierung die Zusage zur 
Teilnahme an Friedensgesprächen erhalten. Im Gegensatz dazu 
habe die von den USA unterstützte oppositionelle „Syrian Natio-
nal Coalition“ jedoch weiterhin auf der Absetzung Bashar al-
Assads als Vorbedingung für die Aufnahme von Verhandlungen 
bestanden. Gleichzeitig habe General Salim Idris, Kommandeur 
des „Supreme Military Council“, der eng mit der oppositionellen 
„Freien Syrischen Armee“ verbunden ist, betont, eine Teilnahme 
an der Genf-Konferenz komme für ihn nur in Frage, sollte er 
zuvor die Zusage für weitere Waffenlieferungen erhalten (Foreign 
Policy, The Cable, 24.05.2013). Noch am 9. Juni 2013 erklärte 
George Sabra, Chef der „Syrian National Coalition“, er werde 
die Friedensgespräche boykottieren und forderte stattdessen Waf-
fenlieferungen: „Was in Syrien passiert, schließt jegliche Türen 
über irgendwelche Diskussionen bezüglich internationaler Kon-
ferenzen und politischer Initiativen“, wird Sabra zitiert (Aljazeera, 
09.06.2013). So kam auch der UN-Sonderbeauftragte für den 
Syrien-Konflikt, Lakhdar Brahimi, zu dem Ergebnis, die Haupt-
verantwortung dafür, dass die Aufnahme von Friedensverhand-
lungen immer wieder verschoben werden müsse, liege bei den 
Aufständischen (Greenpeace Magazin, 25.06.2013). 

Zwar lehnten die Aufständischen schon von Anfang an Friedens-
verhandlungen ab, dennoch werden als ein wesentliches Motiv für 
die aktuelle Absage die jüngsten militärischen „Erfolge“ Assads 
angeführt, die zugleich auch für die nun erfolgte Verschärfung 
des US-Kurses verantwortlich seien. Jedenfalls erklärt sich die 
Entscheidung, die Opposition stärker aufzurüsten, ganz augen-
scheinlich vor allem aus der sich verschlechternden militärischen 
Lage vor Ort und nicht durch tatsächliche oder mutmaßliche 
Giftgaseinsätze: „Die Erfolge Baschar al-Assads auf dem Schlacht-
feld stellen die US-Strategie in Syrien in Frage und veranlassen 
die Obama-Administration erneut militärische Optionen ein-
schließlich der Bewaffnung der Rebellen sowie Luftschläge zum 
Schutz von Zivilisten und der syrischen Opposition in Betracht 
zu ziehen.“ (New York Times, 10.06.2013)
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Absicht fest, Friedensverhandlungen abhalten zu wollen. So 
betonte der stellvertretende Sicherheitsberater Ben Rhodes: 
„Politische Umgestaltungen sind weiterhin ein Ausgang, der 
vorzuziehen wäre. […] Wir haben die Verpflichtung, auf die 
Verhandlungen hinzuwirken. Der Genfer Prozess setzt weiter-
hin den Rahmen (für die Verhandlungen) fest.“ (RIA Novosti, 
14.06.2013) Bevor aber verhandelt werden könne, müssten die 
USA ein Gleichgewicht des Schreckens herstellen, so die vor-
herrschende Interpretation. Nur eine Bewaffnung der Rebellen 
werde Assad „verhandlungswillig“ machen und würde gewährlei-
sten, dass dabei auf gleicher Augenhöhe verhandelt werden könne 
(etwa Reuters, 23.05.2013).6 

Was diese Lesart der US-Motive anbelangt, sind aber erhebli-
che Zweifel angebracht. So betont die Hilfsorganisation Oxfam: 
„Waffen an die syrische Opposition zu liefern, wird keine glei-
chen Ausgangsbedingungen schaffen. Stattdessen wird hiermit 
riskiert, einer umfassenden Bewaffnung für so gut wie jeden 
Vorschub zu leisten, deren Opfer syrische Zivilisten sein werden. 
Unsere Erfahrung aus anderen Konfliktgebieten sagt uns, dass 
eine Krise nur deutlich länger weitergehen wird, wenn mehr und 
mehr Waffen in ein Land gepumpt werden.“ (Globalresearch.ca, 
13.06.2013) Das hat vor allem damit zu tun, dass die Bereitschaft 
für eine Verhandlungslösung aufseiten der syrischen Rebellen in 
dem Maße zurückgeht, wie sie vom Westen und anderen inter-
essierten Akteuren bewaffnet werden, so das Ergebnis einer Ana-
lyse des European Council on Foreign Relations (24.05.2013): 
„Das Problem der mutmaßlichen Genf-2-Anstrengungen ‚für 
den Frieden aufzurüsten‘ besteht darin, dass selbst eine begrenzte 
westliche Militärunterstützung das Streben der Opposition nach 
einem vollständigen Sieg verstärkt (was auch für die fortgesetzte 
Aufrüstung der Regierung zutrifft; beides muss enden), was 
innerhalb der Opposition gegen eine Akzeptanz für die Notwen-
digkeit arbeitet, Kompromisse und Machtteilung zu suchen. […] 
Begierden werden befördert, dass, wenn der Westen erst einmal 
direkt im Spiel ist, der Grad der Intervention sich unweigerlich 
erhöhen wird.“ Auch eine aktuelle Studie der regierungsnahen 
“Stiftung Wissenschaft und Politik” kommt zu dem Ergebnis, 
dass wenn eine „humanitäre“ Intervention nicht ausgeschlossen 
bzw. immer wieder ins Spiel gebracht wird – wie dies derzeit etwa 
die USA praktizieren –, eine weitere Eskalation sehenden Auges 
in Kauf genommen wird: „Durchaus ist mit einer gewaltsteigern-
den Wirkung zu rechnen. Denn Aufständische könnten geradezu 
ermutigt werden, massenhafte Gewalt durch das Regime zu pro-
vozieren, damit so eine internationale Intervention herbeigeführt 
wird.“

Abnutzungskrieg

Teilt man also die vorhergehenden Einschätzungen und Inter-
pretationen, so stellt sich unweigerlich die Frage, was die USA 
eigentlich wirklich mit ihrer Syrien-Politik bezwecken wollen. 
Durchaus möglich ist es, dass wir derzeit die Vorbereitungen für 
eine umfassende US-Militärintervention erleben. Angesichts der 
beschriebenen Vorbehalte demgegenüber verfolgt Washington 
womöglich aber einen ganz anderen, noch perfideren Plan: Da 
die gegenwärtige US-Politik lediglich einen eskalierenden und 
fortdauernden Bürgerkrieg fördert und dringend notwendige 
Friedensverhandlungen torpediert, liegt die Vermutung nahe, 
dass genau hierin das Ziel liegt.

Denn eine solche Auseinandersetzung könnte sich als Abnut-
zungsbürgerkrieg zu einem „idealen“ Instrument zur Schwächung 
der anti-amerikanischen sog. „Schiitischen Achse“ (Hisbollah, 

Syrien zunehmend auch Irak und vor allem aber der Iran siehe 
IMI-Studie 2012/07) erweisen – auf Kosten unzähliger weiterer 
Opfer. Auf Time.com (14.06.2013) wird jedenfalls spekuliert, 
Ziel der USA sei es, „gerade einmal genug zu tun, dass beide Seiten 
weiterkämpfen. Das Assad-Regime stützt sich für die Kämpfe im 
Land zunehmend auf die Hisbollah. Die Rebellen stützen sich 
wiederum auf Dschihadisten und Al-Kaida-Verbündete, um 
zurückzuschlagen. Manche Kreise mögen es als nicht die schlech-
teste Sache sehen, die beiden aktivsten anti-amerikanischen Ter-
rororganisationen dazu zu bewegen, sich weiterhin gegenseitig zu 
bekämpfen.“ In etwa dieselbe Richtung geht die nachvollzieh-
bare Einschätzung des, wie gesagt, gewöhnlich gut informier-
ten Nachrichtendienstes Strategic Forecast (14.06.2013): „Das 
strategische Interesse der USA besteht darin, nicht tiefer in einer 
weiteren uralten sektiererischen Blutfehde zu versinken, die die 
US-Fähigkeit ihre Position in anderen Ecken der Welt zu halten, 
beeinträchtigt. Der Iran kann aufgrund der jüngsten Erfolge der 
Loyalisten in Syrien Zuversicht an den Tag legen, aber hierbei 
handelt es sich nicht um einen Konflikt, der bald enden wird. Er 
wird deshalb immer größere Opfer von Syriens Verbündeten for-
dern, um zu verhindern, dass die Alawiten an Boden gegenüber 
der sunnitischen Mehrheit einbüßen. Aus Sicht der USA ist das 
keine schlechte Sache.“

Anmerkungen
1	 So berichtete Spiegel Online (21.04.2013), Washington wolle 

zusätzlich zu den bereits geflossenen 117 Mio. Dollar an „nicht-
tödlicher militärischer Hilfe“ weitere 250 Mio. Dollar bereitstellen.

2	 Dieselbe Formulierung verwendet auch der offene Brief der Senato-
ren John McCain, Carl Levin und Robert Mendez an Barack Obama 
vom 18. Juni 2013, in dem der US-Präsident zu einer – noch – här-
teren Gangart gegenüber Syrien aufgefordert wird.

3	 Skeptisch machen in diesem Zusammenhang auch Meldungen, vom 
Pentagon angestellte Militärdienstleister hätten syrische Rebellen im 
Umgang mit Chemiewaffen ausgebildet – selbstverständlich offi-
ziell lediglich, um diese bei Eroberung ordnungsgemäß sichern zu 
können (antiwar.com, 10.12.2012).

4	 Dies deckt sich augenscheinlich auch mit der Einschätzung von 
Außenminister John Kerry, der allerdings laut Foreign Policy Journal 
(17.06.2013) der Auffassung sei, dass die Tatsache, dass Waffenlie-
ferungen keinen Sieg der Aufständischen herbeiführten könnten, 
danach verlange, „Militärschläge zur Paralysierung der militärischen 
Kapazitäten Assads“ durchzuführen. 

5	 Dies wird durch Berichte untermauert, dass es mehr und mehr 
Überläufer von den Rebellen zurück zur Regierungsseite gebe, wie 
Ria Novosti (25.07.2013) unter Berufung auf einen Beitrag im 
Kommersant berichtete. Als Grund wird einmal das Amnestiean-
gebot des als moderat bezeichneten neuen Ministers für nationale 
Aussöhnung, Ali Haidar, genannt. Andererseits sei aber vor allem 
die Furcht vor Islamisten ausschlaggebend. Stellvertretend zitiert Ria 
Novosti den früheren Oppositionskämpfer Ziad Abu Dschabal: „Als 
wir uns der Revolution angeschlossen haben, wollten wir für unsere 
Rechte kämpfen. […] Jetzt aber sehen wir die Zerstörungen und 
sehen mit eigenen Augen, wie gewalttätig die Dschihadisten sind, 
und streben lieber eine Einigung mit der Regierung an.“

6	 Auch der bereits erwähnte offene Brief der Senatoren McCain, Levin 
und Mendez argumentiert ähnlich: „Schließlich werden Assad und 
seine ausländischen Verbündeten wohl kaum ernsthafte Anstrengun-
gen zur diplomatischen Beendigung des Konfliktes unternehmen, 
solange sie der Auffassung sind, militärisch zu gewinnen.“ Genauso 
schreibt Dominic Johnson in der taz (18.06.2013): „Es gibt Argu-
mente für ein Aufrüsten der syrischen Rebellen. Das aktuelle: sie 
stehen mit dem Rücken zur Wand, und nur wenn sie kampffähig 
bleiben, kann das Assad-Regime überhaupt je an den Verhandlungs-
tisch gezwungen werden.“
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Ägypten unter Hosni Mubarak hatte mit schwerwiegenden 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Problemen zu kämp-
fen. Das politische System war geprägt durch starke Führungsfi-
guren, informelle Machtausübung und patriarchale Strukturen. 
Mubaraks Familie konzentrierte die politische und wirtschaftliche 
Macht auf sich und einen kleinen Kreis elitärer Gruppen: Mili-
tär, Polizei, Geheimdienste und einige Unternehmer.1 Mubarak 
regierte seit 1981 über Notstandsgesetze, welche er nutzte, um 
jegliche politische Opposition und v.a. die Gewerkschaften und 
die Arbeiterbewegung zu verfolgen und zu unterdrücken.2 Die 
repressive Politik stützte sich auf Polizei und Militär, sowie auf eine 
streng hierarchisch aufgebaute und äußerst korrupte Bürokratie.
Wirtschaftlich wurde das Land schon nach dem Tod Nassers 
von dessen Nachfolger, Anwar as-Sadat, auf einen neoliberalen 
Kurs gebracht. Nach der Niederlage Ägyptens 1967 gegen Israel 
schwenkte Sadat auf einen pro-westlichen Kurs um. Im Gegen-
zug für Hilfen aus den USA setzte er auf eine Politik der „Infitah“ 
(Öffnung) und initiierte damit den neoliberalen Umbruch des 
ägyptischen Wirtschaftssystems. Infolge der ägyptischen Schul-
denkrise 1982-1990 konnte der IWF weitere neoliberale Struk-
turprogramme durchsetzen. Die Folgen waren Liberalisierung 
der Kapitalströme, Privatisierung, Deregulierung, Kürzung von 
Sozialleistungen und Subventionen.3

Die versprochenen positiven Effekte traten erwartungsgemäß 
nie ein. Die ausländischen Investitionen waren geringer als erwar-
tet und konzentrierten sich auf nicht-produktive Wirtschaftssek-
toren, unter anderem das Bankenwesen und den Tourismus. Die 
Folge war ein dramatischer Anstieg der Einkommensungleichheit 
sowie der Aufstieg einer kleinen Gruppe Klienten des Regimes, 
vorwiegend aus dem Militär, die von der Privatisierung ehemali-
ger Staatsbetriebe profitierten und sich einen Anteil an Exporten 
aus Ägypten und an Investitionen und Spekulationen sicherten.4 
Nach der Ermordung Sadats setzte Mubarak die neoliberale Wirt-
schaftspolitik fort. Davon profitierte weiterhin nur ein sehr kleiner 
Teil der Bevölkerung, die Armut der breiten Masse konnte damit 
nicht verringert werden.5 Seit 2000 war das Wirtschaftswachs-
tum Ägyptens im weltweiten Vergleich zwar überdurchschnittlich 
hoch, aber nicht nachhaltig. An den sozioökonomischen Ent-
wicklungen lassen sich die Auswirkungen der von Europa gefor-
derten und geförderten neoliberalen Wirtschaftspolitik deutlich 
erkennen. Das Wachstum war hauptsächlich auf global steigende 
Rohstoffpreise und Investitionen aus dem Ausland, insbesondere 
den Golfstaaten, zurückzuführen. Insgesamt stiegen die auslän-
dischen Direktinvestitionen zwischen 2003 und 2007 von 0,3 
Prozent des BIP auf 10,1 Prozent, zwei Drittel dieser Investitio-

nen gingen aber in den Erdöl- und 
-gassektor. Außer diesem verzeich-
neten auch der Tourismussektor und 
die Baubranche ein besonders starkes 
Wachstum.6 

Von dem Wirtschaftswachstum 
profitierten wenige Eliten, während 
große Teile der Bevölkerung zuneh-
mend verarmten: Schätzungen für 

2010 gingen davon aus, dass 20% der Ägypter unter der Armuts-
grenze von 2 Dollar pro Tag und Person lebten. 9,4% der Ägypter 
waren nach offiziellen Statistiken arbeitslos.7 Für 2011 geht man 
offiziell von 12% Arbeitslosenquote aus.8 Aufgrund des informel-
len Charakters des ägyptischen Arbeitsmarktes kann man aller-
dings von einer in Wahrheit deutlich höheren Arbeitslosenzahl 
ausgehen. Die hohe Arbeitslosigkeit ist eines der dringlichsten 
Probleme Ägyptens, insbesondere unter jungen Schulabgängern 
und jungen Akademikern. Hinzu kommt die Überlastung der 
Infrastruktur und der Sozial- und Schulsysteme.9 

Trotz – oder vielleicht auch gerade wegen – der verheerenden 
sozialen Bilanz der Wirtschaftspolitik; dem weitgehenden Fehlen 
von Unternehmen, die in der Lage gewesen wären, auf dem Welt-
markt zu konkurrieren;10 einer als hochgradig korrupt und ineffi-
zient geltenden Bürokratie11 und eines mit zunehmender sozialer 
Ungleichheit wachsenden Sicherheitsapparats12, galt das Ägypten 
unter Mubarak als neoliberaler Vorzeigestaat.13 Eben jene Politik 
aber befeuerte die Massenproteste, die im Februar 2011 zum Sturz 
Mubaraks führten: Bereits in den 90er Jahren hatte sich trotz aller 
Repression wieder eine politische Linke herausgebildet, die aus 
Unzufriedenheit über die Wirtschaftspolitik zusammen mit der 
Arbeiterbewegung Streiks und Proteste organisierte.14 Zusätzlich 
verschärften sich die Proteste in der Folge der Finanzkrise von 
2008 - wenn auch mit zeitlicher Verzögerung, da Ägypten kaum 
auf den internationalen Finanzmärkten aktiv war.15 Allerdings 
stiegen 2009 die Preise von in Dollar gehandelten Waren inflatio-
när an, was an der expansiven Geldpolitik der US Federal Reserve 
Bank lag, die damit auf die Wirtschaftskrise reagierte. Dies hatte 
Einfluss auf die Entwicklung der Nahrungsmittelpreise, die trotz 
staatlicher Subventionen nach den Hungerprotesten 2008 noch-
mals um 30% anstiegen.16 Neben einer grundsätzlichen Unzu-
friedenheit mit der ägyptischen Wirtschaft und den steigenden 
Nahrungsmittelpreisen gilt die hohe Jugendarbeitslosigkeit als 
weitere wichtige Ursache der Massenproteste der letzten Jahre. 17  

Die ENP in Ägypten – Wirtschaftsliberalisierung statt 
Demokratie

Auch wenn innenpolitische Faktoren für die soziale Ungleich-
heit definitiv mitverantwortlich waren, so hat die Politik der 
EU gegenüber Ägypten die bestehenden Probleme verstärkt. Im 
Folgenden werden die verschiedenen Forderungen und Maßnah-
men, die vor allem auf wirtschaftlicher und sicherheitspolitischer 
Ebene das Land im Sinne der EU zurichten sollten, ebenso wie 
ihre Folgen für die ägyptische Gesellschaft kurz vorgestellt. 

Europäisch-ägyptisches Assoziationsabkommen

Im Zuge der Neuordnung der europäischen Außenbeziehun-
gen nach Lissabon schloss die EU 2004 mit Ägypten ein Asso-
ziationsabkommen ab. In der Präambel wird die Bedeutung der 
Menschenrechte, der Charta der Vereinten Nationen und die 
Wichtigkeit von Demokratisierung und Stabilität betont, zur 
konkreten Umsetzung schweigt das Dokument allerdings weit-

Ägypten und die Europäische 
Nachbarschaftspolitik
Über den Neoliberalismus zur Revolution
von Leonard Springmann

Beim folgenden Text handelt es sich um einen Auszug aus 
der IMI-Studie 2013/09: „Neoliberales Expansionsprojekt: 
Die Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) im südlichen 
Mittelmeerraum – das Beispiel Ägypten“. Der Auszug kon-
zentriert sich auf die neoliberale EU-Politik im Vorfeld und 
unmittelbar nach dem Sturz Hosni Mubaraks und geht des-
halb auf die jüngsten Ereignisse nur am Rande ein.
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gehend. So wird nicht erläutert, wie die Demokratie in Ägypten 
gefördert werden soll. Der einzige vage Hinweis findet sich in 
Artikel 4. Dort heißt es: „Der politische Dialog soll alle Themen 
von gemeinsamem Interesse, und insbesondere Frieden, Sicher-
heit, Demokratie und regionale Entwicklung, abdecken.“18 

Dieser politische Dialog soll auf verschiedenen Ebenen statt-
finden, unter anderem auf der Ministerebene, aber auch durch 
Austausch, Expertise und technische Unterstützung auf unteren 
Verwaltungsebenen.19 Was die EU unter Frieden und Sicherheit 
versteht, wird bei der Lektüre des Dokuments deutlich: Der 
Kampf gegen den Terrorismus, inklusive Austausch von Know 
How und Informationen,20 und unter Titel IV, Kapitel I und II 
„Dialog und Kooperation in sozialen Angelegenheiten“, wird 
unter anderem großer Wert auf die Regulierung der legalen und 
„illegalen“ Migration gelegt.21 

Sehr ausführlich geht das Abkommen auch auf wirtschaftliche 
Regelungen ein. Das Ziel ist die Liberalisierung der Handelsbe-
ziehungen, insbesondere der freie Güterhandel, der ausgespro-
chen detailliert geregelt wird:22 Beispielsweise wird für bestimmte 
Gütergruppen die jährliche Senkung der Zölle einzeln festge-
schrieben. Innerhalb einiger Jahre sollen jegliche Zollschranken 
vollständig abgebaut werden.

Das Abkommen gestattet Ägypten zwar für junge Industrien 
oder Industriebereiche, die sich gerade in einem Umstruktu-
rierungsprozess befinden oder aus anderen Gründen erheblich 
geschwächt sind, Zölle wieder einzuführen. Diese Möglichkeit 
wird aber sehr restriktiv geregelt und ist in der Regel auf einen 
Zeitraum von fünf Jahren beschränkt.23 Ähnlich ausführlich 
ausgearbeitet wurden auch fischerei- und agrarwirtschaftliche 
Angelegenheiten, ökonomische Reformen und Kooperation, 
Regulierung des Finanzsektors, Dienstleistungen, Transport etc.

Überwacht wird das Abkommen und seine Umsetzung durch 
ein Association Council, der aus Vertretern der EU und Ägyptens 
zusammengesetzt ist.24

Der Europäische Aktionsplan für Ägypten 2007

Im März 2007 trat im Rahmen der ENP der Aktionsplan für 
Ägypten in Kraft. Durch engere Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten sollte eine „strategische Partnerschaft“ entstehen 
und Ägypten näher an die EU herangeführt werden.25 Der Akti-
onsplan folgte damit den Kernprinzipien der EUROMED: ‚joint 
ownership‘, gemeinsame Interessen und geteilte Werte sowie Dif-
ferenzierung. 

Sehr deutlich wird bei diesem Aktionsplan, dass hier erneut 
europäische Interessen im Vordergrund stehen. 

Unter den „Priorities for Action“ haben die meisten Punkte 
einen direkten oder indirekten Bezug zu Sicherheits- und Wirt-
schaftsfragen: Institutionen, die Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit fördern, sollen unterstützt und die Zusammenarbeit in 
Wissenschaft und Forschung vertieft werden. Die Verbreitung 
von Informations- und Kommunikationstechnologien will man 
ebenfalls vorantreiben. Außerdem soll gemeinsam am Umwelt-
schutz gearbeitet werden. Armut möchte man durch soziale 
Entwicklungsprogramme bekämpfen und die Gesundheitsver-
sorgung verbessern.

Sehr viel deutlicher werden die europäischen Interessen bei der 
Formulierung der sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen 
Maßnahmen. Neben wirtschaftlicher Liberalisierung und Anpas-
sung an den europäischen Markt  werden vor allem die außen- 
und sicherheitspolitischen Themen detailliert behandelt: Die 
Zusammenarbeit im Nahost-Konflikt soll auf Basis gemeinsamer 
Werte verstärkt werden, ebenso wie der Dialog in allgemeinen 
Sicherheitsfragen zu Waffenkontrolle, Abrüstung und Kontrolle 
von Massenvernichtungswaffen in Nahost. Verstärkt werden 
soll auch die Kooperation in Migrationsfragen und im Kampf 
gegen Waffen-, Menschen- und Drogenhandel. Weiterhin soll die 
Sicherheit von Transportwegen zu Wasser, zu Land und in der 
Luft durch satellitengestützte Überwachungssysteme garantiert 

Die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton und der Erweiterungs- und Nachbarschaftskommissar Štefan Füle bei einem Ägyptenbesuch 
Ende 2012. Bild: Europäische Union
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werden. Selbstverständlich ist auch eine Kooperation in der Ter-
rorismusbekämpfung angedacht.26

In dem Zusammenhang stehen auch die in dieser Zeit aus der 
EU gelieferten Überwachungstechnologien gegen Terrorismus 
und Organisiertes Verbrechen. Diese wurden allerdings vom 
ägyptischen Regime auch dazu genutzt, Internet und Medien zu 
kontrollieren und die politische Opposition zu unterdrücken.27 
Gleichzeitig unterstützte die Hilfe für den Auf- und Ausbau der 
inneren Sicherheitsdienste eine Machtverschiebung innerhalb des 
ägyptischen Machtapparats. 

Das Mubarak-Regime setzte seit Anfang der 90er Jahre verstärkt 
auf Geheimdienste und Polizei, um seine Macht zu sichern weni-
ger auf das Militär. Mit diesem entstanden zunehmend Konflikte 
über die wirtschaftliche Ausrichtung des Landes. Insbesondere 
die liberale Wirtschaftspolitik, angestoßen von Mubaraks Sohn 
und potentiellem Nachfolger, Gamal Mubarak, widerstrebte den 
Interessen des Militärs.28 Dieses profitierte nicht nur von einem 
starken militärisch-industriellen Komplex, sondern ebenso von 
der Korruption im Land und zunächst auch von der Privatisie-
rung öffentlichen Eigentums. Zum Beispiel eigneten sich Offi-
ziere und Generäle Immobilienprojekte und Einkaufsmeilen an 
oder wurden nach ihrer Zeit in der Armee mit hochrangigen 
Management-Posten ausgestattet.29 Dementsprechend standen 
die alten militärischen Eliten des Regimes der neuen Genera-
tion von der Geschäftswelt nahestehenden Klienten, die im 
Gefolge Gamal Mubaraks in politische Positionen drängte, kri-
tisch gegenüber. Diese neue Generation war noch radikaler in 
ihrer Privatisierungspolitik und hatte weniger Skrupel, nationale 
Vermögenswerte zu verkaufen.30 Eine Schwächung des Militärs 
dürfte dabei durchaus im Interesse Gamal Mubaraks gewesen 
sein. Inwieweit die EU diese Machtverschiebung bewusst unter-
stützte, kann nur vermutet werden.31

Wirtschaftlich sollte laut EU-Aktionsplan die Integration Ägyp-
tens in den europäischen Binnenmarkt durch Liberalisierung des 
Handels, insbesondere mit Dienstleistungen und landwirtschaft-
lichen Gütern, erreicht werden. Dazu heißt es im Aktionsplan: 
Gefördert werden soll der „Aufbau der Kapazitäten zur Schaffung 
eines nachhaltigen Wachstums und einer nachhaltigen Beschäfti-
gung durch weitere Verbesserung der Entwicklungsbedingungen 
für die Privatwirtschaft, Förderung des Investitionsklimas und 
beschleunigte Durchführung des Privatisierungsprogramms. Par-
allel dazu sollten Maßnahmen zur Verbesserung von Bildung und 
Ausbildung durchgeführt werden, die auch von der EU unter-
stützt werden“.32 Zu dem sensiblen Bereich der Liberalisierung 
im landwirtschaftlichen Bereich heißt es, man strebe die „Fortset-
zung der Liberalisierung des Handels mit Agrar- und Fischerei-
erzeugnissen und landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen 
gemäß dem Europa-Mittelmeer-Fahrplan für die Landwirtschaft 
und im Einklang mit den Schlussfolgerungen der Ministerkon-
ferenz vom Mai 2005 in Luxemburg“ an.33 Makroökonomisch 
sollte der Privatsektor gestärkt und das Finanzsystem reformiert 
werden. Erklärtes Ziel war die Förderung von kleinen und mit-
telständischen Unternehmen sowie die Schaffung von Anreizen 
für ausländische Investitionen. Auch wollte man durch Fortbil-
dungen der Arbeiter, neue Technologien, Expertenwissen aus 
Europa und Innovationen die Industrie international wettbe-
werbsfähig machen. Weiterhin war vorgesehen, das Steuersystem 
zu reformieren und das Management der öffentlichen Haushalte 
zu verbessern. Der Handel innerhalb der Region sollte gefördert 
werden, um weitere Investitionsmöglichkeiten für ausländische 
Investoren zu schaffen. Da Europa nach neuen Quellen für den 
Energieimport sucht, um so die Abhängigkeit von einzelnen 
Bezugsorten zu reduzieren,34 sollte zuletzt auch die Zusammenar-

beit in Energiefragen verstärkt und die Versorgung Europas mit 
ägyptischem Gas sichergestellt werden.35 

Ungeachtet der vielen wohlklingenden Phrasen profitierte von 
den Reformen offensichtlich vor allem der Außenhandel Euro-
pas mit Ägypten. Zwischen 2004 und 2010 stieg der Handels-
bilanzüberschuss der EU von 3,3 Milliarden auf 7,6 Milliarden 
Euro und befindet sich nach einem starken Einbruch im Jahr der 
Revolution 2011 im Folgejahr 2012 wieder bei einem Wert von 
7,9 Milliarden Euro.36 In der gesamten Mittelmeerregion erzielte 
die EU 2012 einen Außenhandelsüberschuss von 45,1 Milli-
arden Euro.37 Ganz abgesehen davon  ist zu hinterfragen, ob die 
Instrumente und Methoden der ENP überhaupt geeignet gewesen 
wären, einen irgendwie gearteten positiven Einfluss auf den ägyp-
tischen Staat und das Regime Mubarak zu nehmen, schließlich 
widersprachen viele der auf dem Papier angestrebten Maßnahmen 
ganz grundsätzlich den Interessen der ägyptischen Machtelite – ein 
Problem, das der EU nicht unbekannt gewesen sein sollte:

Entsprechend dem Europäischen Aktionsplan sollte in Ägyp-
ten Steuerung und Regierungsführung nach „europäischen Maß-
stäben“ implementiert werden, das heißt Kontrolle, Evaluation, 
Transparenz, Hinzuziehung von Experten aus gesellschaftlichen 
Gruppen, NGOs oder der Wissenschaft sowie Effizienzsteigerung 
und Reform des öffentlichen Sektors.38 Diese Politik war jedoch 
völlig unvereinbar mit dem politischen und bürokratischen 
System Ägyptens. Grundsätzlich war von ägyptischer Seite eine 
europäische Beeinflussung der unteren politischen Beamten und 
Verwaltungsebenen unerwünscht. Jegliche Kontakte zu europä-
ischen Institutionen wurden zentral durch das ägyptische Außen-
ministerium gesteuert, indem einige wenige Beamte sämtliche 
europäische Aktionen im Land überwachten und regulierten.39 
Die Ministerien und ihre Verwaltungen waren streng hierarchisch 
gegliedert. Informationen wurden von der Führungsebene des 
Außenministeriums gefiltert und partiell nach unten weitergereicht. 
Ebenso wurden Aufgaben zentral durch das Außenministerium 
vergeben. Die untergeordneten Ministerien und Beamte waren in 
der Regel nur teilweise über Zusammenhänge und Sinn ihrer Auf-
gaben informiert. Das Gleiche galt für regimenahe NGOs.40

Aber auch hinsichtlich wirtschaftlicher Reformen war die 
Umsetzung der europäischen Programme in Ägypten alles andere 
als unproblematisch. Obwohl das Land Wert auf die wirtschaft-
liche Zusammenarbeit mit Europa legte und insbesondere unter 
der Leitung des Präsidentensohns Gamal Mubarak die Wirtschaft 
liberalisierte, entsprachen die von Europa angedachten Imple-
mentationsprozesse, die tiefgehendes Eingreifen in den Macht-
apparat zur Folge gehabt hätten, genauso wenig dem Interesse 
des Regimes wie Inhalte, die auch nur im Ansatz zu politischer 
Liberalisierung hätten führen können.41 

Auch die Europäische Kommission gibt dementsprechend in 
ihrem Fortschrittsbericht für 2011 eine gemischte Bewertung ab: 
Der geringe Fortschritt bei strukturellen Reformen wird mit der 
Unsicherheit, die durch den Sturz des Mubarak-Regimes entstan-
den sei, entschuldigt.42 

Der Fortschrittsbericht thematisierte dann auch die Entwick-
lungen nach der Revolution in Ägypten. Die politische Lage wird 
von der Kommission als problematisch eingeschätzt. Beanstandet 
wird ein mangelnder Respekt für die Menschenrechte durch das 
Militär, die Reform des Sicherheitsapparates, die lediglich „kos-
metisch“ sei, sowie mangelnde Religionsfreiheit und fehlender 
rechtlicher Schutz für Frauen und Kinder. Außerdem wird die 
Verfolgung internationaler NGOs kritisiert.43

Positiv nimmt der Bericht die Wahlrechtsreform, die Bemühun-
gen um Parlamentswahlen und die Arbeit an einer neuen Verfas-
sung zur Kenntnis. Außerdem sei Ägypten weiterhin ein „aktiver 
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Zur wirtschaftlichen Lage stellte der Report fest, dass das jähr-
liche Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens durch die Revolu-
tion um 4,2% gesunken, während die Arbeitslosigkeit auf 12,4% 
angestiegen sei. Fiskalpolitisch sei Ägypten zunehmend von exter-
nen Geldgebern abhängig.45

In Bezug auf Handel und Marktreformen ist die EU laut dem 
Fortschrittsbericht immer noch Ägyptens größter Handelspart-
ner. Trotzdem hat Ägypten den Handel mit bestimmten Gütern 
durch protektionistische Maßnahmen eingeschränkt. In Feldern wie 
Firmenrecht, Liberalisierung von Dienstleistungen oder der öffentli-
chen Auftragsvergabe seien keine Fortschritte zu verzeichnen.46

Im Bereich „Recht, Freiheit und Sicherheit“ kooperiert Ägypten 
laut EU-Bericht im Kampf gegen Drogenhandel und internatio-
nales Verbrechen und im Rahmen des UNHCR in der Flücht-
lingshilfe.47

Auffallend ist, dass die neuen ägyptischen Autoritäten sehr 
zurückhaltend in ihrer Kooperationsbereitschaft mit der EU 
waren. So hält der Report fest, dass die ägyptischen Autoritäten 
bislang sowohl Verhandlungen zu einer Freihandelszone, genauer 
gesagt ein tief greifendes und umfassendes Freihandelsabkom-
men, als auch Europas Angebot zu einem Dialog über Mobilität, 
Migration und Sicherheit ausgeschlagen hätten.48 Um in diesen 
Bereichen künftig größere „Erfolge“ zu erzielen, wurde die ENP 
nach Ausbrechen der Revolutionen im südlichen Mittelmeer-
raum überarbeitet. […]

Eine neue Antwort auf eine Nachbarschaft im Wandel?

Die neue ENP ist als Anpassungsversuch Europas an die dra-
matischen Veränderungen der nordafrikanischen Verhältnisse 
im Zuge des arabischen Frühlings zu sehen. Der thematische 
Schwerpunkt der europäischen Nachbarschaftspolitik lag sehr 
deutlich auf Wirtschaft und Sicherheit. Aus Eigeninteresse hatte 
man auf die autoritären Regime Nordafrikas gesetzt. Dies erwies 
sich nach dem arabischen Frühling als strategischer Fehler. Die 
Aufstände richteten sich gegen eben diese Politik und Regime, 
die von Europa unterstützt wurden. Mit ihrem neuen Ansatz 
versucht Europa nun verstärkt den Bevölkerungen der südlichen 
Nachbarstaaten ihre Politik besser zu verkaufen, die politischen 
Machthaber in der Region stehen nun nicht mehr alleine im 
Mittelpunkt der europäischen Einflussnahme. Wie man anhand 
Ägyptens aber erkennen kann, handelt es sich hier im Wesent-
lichen nur um kosmetische Änderungen. Lediglich rhetorisch 
wurde die Nachbarschaftspolitik reformiert. Demokratie, Men-
schenrechte, bürgerliche Freiheitsrechte und soziale Gerechtigkeit 
spielen nun in den offiziellen Verlautbarungen eine prominentere 
Rolle. Gleichzeitig findet auch eine Annäherung an die neuen 
Eliten statt. 

Anfangs schienen in Ägypten die Muslimbrüder hierfür als die 
bevorzugten westlichen Partner zu gelten. Dies war auch wenig 
verwunderlich, denn wie das Programm der politischen Partei 
der Muslimbrüder beweist, verfolgen sie ein Wirtschaftsmodell, 
das vergleichbar ist mit den europäischen wirtschaftspolitischen 
Vorstellungen.49 Aus diesem Grund waren sie auch bereit, die 
neoliberale Politik des Mubarak-Regimes fortzusetzen.50 Als es 
allerdings vor allem aufgrund der fatalen sozialen Folgen dieser 
Politik erneut zu Massenprotesten kam, verlor Mursi auch im 
Westen an Unterstützung. Nachdem es jedoch das – stark von 
den USA abhängige – Militär war, das im Juli 2013 gegen Mursi 
putschte, gehen Beobachter nicht davon aus, dass sich die ägyp-
tische Politik auch unter dessen Nachfolger substanziell ändern 
wird.51

Auch die neue ENP steht jedenfalls klar in der Tradition der 
eurozentristischen Vorgängerprogramme. Wirtschafts- und 
Sicherheitsinteressen der EU scheinen weiterhin die tatsächliche 
Motivation der Nachbarschaftspolitik zu sein. Den Nachbarstaa-
ten werden nicht nur allgemeine Werte und Normen vorgegeben, 
sondern Europa mischt sich mit konkreten Forderungen in eine 
Vielzahl von Politikbereichen ein.52 Beispiele sind Erwartungen an 
die Eindämmung der illegalen Migration, Kooperation in Sicher-
heitsfragen und die Einführung einer liberalen Marktwirtschaft 
mit möglichst geringen Handelsbeschränkungen für europäische 
Waren und Dienstleistungen. Die Nachbarstaaten werden dabei 
weiterhin eher belehrt denn als echte Partner einbezogen. Auch 
die „gemeinsamen Werte“ werden nicht ausgehandelt, sondern 
sind in den Strategiepapieren vorgegeben.53 Insgesamt aber und 
gerade auch in Ägypten, sind die Erfolge der Europäischen Nach-
barschaftspolitik als eher gering einzuschätzen – zumindest wenn 
als Gradmesser nicht allein neoliberale Umstrukturierungen her-
angezogen werden.

Es ist also nicht zu übersehen, dass die EU ihren imperialen 
Kurs gegenüber ihren Nachbarstaaten fortsetzt. Eine wirkliche 
Partnerschaft liegt nicht im europäischen Interesse. Stattdessen 
wird ein Zentrum-Peripherie Verhältnis gepflegt. Zum Vorteil 
des europäischen Zentrums soll die Peripherie als Absatzmarkt, 
Investitionszone, Rohstofflieferant und Sicherheitsgürtel, als 
„Ring von Freunden“ zur Abwehr von Terrorismus und „illegaler“ 
Migration dienen. Welcher Machthaber auch immer im Inter-
esse dieser Ziele handelt, wird wohl auch in Zukunft die Unter-
stützung Europas erhalten. In Anbetracht der Tatsache, dass die 
EU auch mit ihrem Neuentwurf der Nachbarschaftspolitik eine 
neoliberale Politik postuliert, die in Ägypten schon seit Dekaden 
systematisch gescheitert ist, muss man annehmen, dass Europa 
auch in Zukunft allenfalls im eigenen Interesse versuchen wird, 
auf Widerstandsbewegungen in der Bevölkerung sensibler zu 
reagieren. Die Bedürfnisse der Bevölkerungsmehrheiten in den 
Nachbarländern werden in den europäischen Planungen wohl 
weiterhin nur eine untergeordnete Rolle spielen.
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Das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie e.V. veröffentlichte im Mai 
dieses Jahres die Informationsbroschüre: 
Krieg beginnt hier. Zur Militarisierung 
der Bundesrepublik nach Außen und 
Innen. Die kleine Broschüre gibt einen 
informativen Überblick über aktuelle 
Ereignisse und Prozesse, durch welche die 
zunehmende äußere und innere Militari-
sierung Deutschlands forciert werden.

Die Bundeswehr wird insbesondere für 
die kommenden Einsätze im Rahmen 
des Militärbündnis NATO und der EU 
zunehmend qualitativ aufgerüstet: „Die 
,Effizienz‘ des Soldaten, seine Vernich-
tungskraft, [wird] gesteigert“ (S. 7). Die 
Verteidigungspolitischen Richtlinien von 
2011 geben Auskunft über die Zwecke 
der Bündnisse sind: „Nationale Interessen 
wahren“ und „einen freien und ungehin-
derten Welthandel sowie freien Zugang 
zur Hohen See und zu natürlichen Res-
sourcen […] ermöglichen“ (S. 9). Die 
Zeichen stünden auf Konfrontation und 
nationalistisch inspirierter Aufrüstung. 
Als größter Waffenexporteur Europas 
bewaffne Deutschland gemäß der Merkel-
Doktrin seine „strategischen Partner“ wie 
Saudi-Arabien. „Der militärisch-industri-

elle Komplex läuft von der Politik gestützt 
und wie geschmiert“ (S. 19). 

Neben der äußeren Umrüstung zur „effi-
zienten“ Interventionsarmee verstärkt die 
Bundeswehr auch ihr innenpolitisches 
„Engagement“. Durch ausgeweitete Wer-
bung an Schulen und Initiativen wie dem 
Veteranentag oder der Einsatzmedaille 
Gefecht sollen gesellschaftliche Akzep-
tanz und „Solidarität mit den Soldaten“ 
gefördert werden (S. 28). Eine folgenrei-
che Uminterpretation des Grundgesetzes 
vollzöge sich durch eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes im vergan-
genen Jahr, nach der erstmals seit Verfas-
sungseinsetzung 1949 neue Kompetenzen 
für den Einsatz im Inneren gegeben und 
die Trennung von Militär und Polizei 
massiv untergraben werden. Die abstrakte 
und vermeintlich latente Bedrohung Ter-
rorismus diene einmal mehr als Legitima-
tion der vorangetriebenen äußeren und 
inneren Militarisierung.

Der Autor Martin Singe versteht es in 
der Broschüre, die teils schleichende teils 
offene Militarisierung in einen weiten 
Kontext zu stellen. Zur Delegitimierung 
des Militärs gehöre demnach auch, „die 
Kriegsursachen, die vor allem von den 

westlichen Industrienationen befördert 
werden, aufzudecken und an Alternativen 
zu arbeiten: vor allem alternative Wirt-
schaftsformen, denn „Kriegs-, Hunger- 
und Armutsflüchtlinge sind die andere 
Seite der Medaille der ruinösen Ausbeu-
tungspolitik des herrschenden Kapitalis-
mus“ (S. 41). 

Lukas Renz

Rezension „Krieg beginnt hier. Zur Militarisierung der 
Bundesrepublik nach Außen und Innen.“

13	 Arab Republic of Egypt—2010 Article IV Consultation Mission, 
Concluding Statement, Cairo, February 16, 2010 (http://www.imf.
org/external/np/ms/2010/021610.htm).
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Was den Afghanistan-Krieg anbelangt, sind in jüngster Zeit drei 
neue bzw. sich verschärfende und miteinander in Verbindung 
stehende bedenkliche Trends zu beobachten. Einmal handelt es 
sich dabei um die kürzlich veröffentlichten Zahlen der Vereinten 
Nationen, nach denen allein im ersten Halbjahr 2013 mit 1319 
Menschen über 20% mehr Zivilisten den Auseinandersetzungen 
zum Opfer fielen als im Jahr zuvor. Diese Zunahme an Opfern 
ist auch ein Resultat der neuerlich gestiegenen Intensität der 
Kampfhandlungen, die den zweiten Besorgnis erregenden Trend 
darstellt. Denn anders als im Fortschrittsbericht des Auswärtigen 
Amtes (AA) vom November 2012 behauptet wird, sind die sog. 
„Sicherheitsrelevanten Zwischenfälle“ (SRZs), an denen sich das 
Ausmaß der Kampfaktivitäten absehen lässt, 2012 gegenüber 
dem Vorjahr keineswegs zurückgegangen. Wie bereits in IMI-
Standpunkt 2013/010 berichtet, kam diese Lageeinschätzung auf-
grund eines groben Fehlers zustande: Ob bewusst oder unbewusst 
“vergaß” man, SRZs zwischen Aufständischen und afghanischen 
Regierungstruppen (Armee wie auch Polizei) zu berücksichtigen. 
Tut man dies, so ergibt sich ein ganz anderes Bild, nämlich dass 
die Intensität der Kampfhandlungen 2012 gegenüber dem Vor-
jahr zumindest auf demselben – hohen – Niveau stagnierte. Auch 
für 2013 ist alles andere als Entwarnung angesagt – im Gegen-
teil: So berichtet die New York Times (19.4.2013) unter Beru-
fung auf das „Afghanistan NGO Safety Office”, die bewaffneten 
Zusammenstöße seien im Frühjahr 2013 gegenüber demselben 
Vorjahreszeitraum um 47% angestiegen. Demgegenüber bleibt 
der AA-Zwischenbericht vom Juni 2013 extrem vage und spricht 
ohne konkrete Zahlen zu nennen von einer „örtlichen Zunahme 
sicherheitsrelevanter Zwischenfälle.“1 

Die dritte gravierende Entwicklung in Afghanistan hängt mit 
einer Verschiebung der Protagonisten und Opfern zusammen, die 
aufseiten der afghanischen Regierung kämpfen. Einem Bericht 
des US-Verteidigungsministeriums zufolge war die Verlagerung 
der Kampfhandlungen (und Opfer) weg von den westlichen 
Truppen und hin zu afghanischen Regierungseinheiten überaus 
„erfolgreich“. Spielten sich im März 2011 noch knapp 90% der 
SRZs zwischen westlichen Truppen und Aufständischen ab, sind 
es im März 2013 nur noch knapp 30%, während die afghani-

schen Regierungstruppen in nahezu 
70% der SRZs verwickelt sind. Dem-
entsprechend stiegen die Opfer unter 
den afghanischen Regierungseinhei-
ten ebenfalls dramatisch an, wie ein 
Blick in den aktuellsten „Brookings 
Afghanistan Index“ (15.07.2013) 
zeigt. Frappierend sind dabei vor 
allem die Steigerungen von 2011 auf 

2012. Für die Polizei stiegen die Opferzahlen von 1400 (2011) 
auf 2200 (2012) und was die Armee anbelangt, haben sie sich 
sogar von 550 (2011) auf 1200 (2012) mehr als verdoppelt. Ins-
gesamt addieren sich die Toten bis Ende 2012 auf fast 10.000 
hoch, während es unter den ausländischen Soldaten aktuell 3339 
sind. Dieser Trend hat sich 2013 einer Analyse der „Stiftung 
Wissenschaft und Politik“ zufolge sogar noch weiter verschärft: 
„Hauptziel der Aufständischen sind dabei nicht die Soldaten der 
ISAF. Diese führt kaum noch offensive Operationen in Afgha-
nistan durch und gerät damit immer weniger in Kontakt mit 
bewaffneten Gruppen. Im Visier befinden sich vielmehr die ein-
heimischen Sicherheitskräfte. In den letzten Monaten kamen 
monatlich mehrere hundert afghanische Soldaten und Polizisten 
durch Anschläge ums Leben. Von März bis Juli 2013 waren allein 
bei der Polizei 2748 Opfer zu beklagen…“

Dennoch ist davon auszugehen, dass westliche Truppen noch 
viele Jahre im Bürgerkrieg mitmischen werden – zur Opfermi-
nimierung werden sie allerdings eher in beaufsichtigender als 
in kämpfender Funktion agieren und lediglich dann eingreifen, 
wenn die Geschehnisse drohen allzu sehr aus dem Ruder zu 
laufen. Schon lange ist klar, dass die USA (und andere westliche 
Länder) beabsichtigen, die Präsenz noch lange aufrechtzuerhal-
ten. Lediglich die genaue Anzahl – hier schwanken die Planspiele 
zwischen 8000 bis hin zu 35.000 – ist weiterhin offen, wobei 
sich Deutschland mit 600-800 Soldaten beteiligen will (siehe 
IMI-Aktuell 2013/095). Insofern war die von US-Präsident 
Barack Obama angedrohte „Null-Lösung“, ein Komplettabzug, 
die er Anfang Juli 2013 ins Gespräch brachte, von Anfang an 
wenig glaubhaft (siehe IMI-Aktuell 2013/254). Das Militär 
beeilte sich in seinem bereits erwähnten Bericht Ende Juli 2013 
zu versichern, die Null-Lösung sei hochproblematisch und nicht 
wünschenswert, da sich die Karzai-Regierung ohne westliche 
Unterstützung nicht lange an der Macht halten könnte. Da dies 
auch dem afghanischen Präsidenten vollkommen bewusst ist, hat 
er augenscheinlich den Knall aus Washington gehört und ver-
standen. Denn worum es bei der US-Drohung ging, war dem 
afghanischen Präsidenten eine klare Botschaft zu schicken, dass 
er in den vielen strittigen Punkten um die künftige westliche Prä-
senz, insbesondere der Frage nach Immunität für US-Soldaten, 
einzulenken hat. Es kam, wie es kommen musste: USA Today 
berichtet Ende Juli 2013, man stehe kurz vor einer Einigung: 
„Die USA und Afghanistan haben die meisten Streitfragen gelöst 
und nähern sich einem Abkommen, das den Weg für eine ame-
rikanische Präsenz nach 2014 freimacht und begrenzte Anti-Ter-
ror-Truppen sowie Militärberater einschließt.“

Anmerkung
1	 Diese Schwammigkeit hat Methode: Wie der AA-Zwischenbericht 

klarstellt, scheint man künftig nicht gewillt zu sein, überhaupt noch 
offizielle Daten bezüglich SRZs in Afghanistan zu erheben: „Im Juni 
2013 erkannte ISAF erneut Fehler in  den  Statistiken für die ersten 
Monate dieses Jahres.  Die Bundesregierung zieht aus dem Fehlen 
verlässlicher Daten den Schluss, bei ihrer qualitativen Bewertung der 
Sicherheitslage künftig der reinen Zählung der SRZ nur noch eine 
geringe Bedeutung  beizumessen…“

Afghanistan: Mehr Krieg, 
mehr Opfer und westliche 
Dauerpräsenz
von Jürgen Wagner

Mitglieder der afghanischen Armee. Foto: Wikipedia (US-
Militär: Sgt Bryan Peterson)
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Ende Mai veröffentlichten die Süddeutsche Zeitung und das 
ARD-Magazin Panorama Recherchen, wonach sog. „gezielte 
Tötungen“ durch Kampfdrohnen der USA vom US Africa 
Command (AfriCom) in Stuttgart-Möhringen aus koordiniert 
werden.1 Die Bundesregierung behauptet, davon nichts gewusst 
zu haben, ansonsten hätte sie sich nach Einschätzung von Jurist_
innen der Beihilfe zum Mord oder zur Führung eines Angriffs-
krieges schuldig gemacht. Christian Ströbele etwa wurde am 
5. Juni im Bundestag eindeutig: „Beides sind Straftaten, die in 
Deutschland mit der höchsten Strafe bedroht sind: mit lebens-
länglicher Freiheitsstrafe.“2

Ausbildung „verschiedener militärischer Gruppen in 
Westafrika“

Weitere Recherchen zu den Aktivitäten des AfriCom weisen 
jedoch auf eine enge Zusammenarbeit zwischen dem AfriCom 
und dem in Calw stationierten Kommando Spezialkräfte (KSK) 
der Bundeswehr bei Operationen in Afrika hin. Bereits 2005 
nahmen Soldaten der Bundeswehr an vermeintlichen „Übungen“ 
der US-Army in Mali teil, die als Vorläufer zur Gründung des 
AfriCom gelten. In seiner Antwort auf eine schriftliche Frage 
der Bundestagsabgeordneten Sevim Dagdelen antwortete Vertei-
digungsstaatssekretär Christian Schmidt: „Angehörige der Bun-
deswehr haben an der Übungsreihe Flintlock 2005 in Bamako 
(Mali) und im Raum Gao (Mali) und 2013 im Raum Nema 
(Mauretanien) als Beobachter sowie 2008 und 2010 im Raum 
Bamako (Mali) und 2011 im Raum Thies (Senegal) als Ausbilder 
teilgenommen.“3

Spätestens mit der Einrichtung des AfriCom 2008 waren auch 
Soldaten des KSK vor Ort, was durch einen Fall von Veruntreu-
ung öffentlich wurde. Am 10. Juni 2013 berichtete der Schwarz-

wälder Bote, ein Soldat des KSK habe 
100.000 Euro „Handgeld“ erhalten, 
als er „im westafrikanischen Mali im 
Jahr 2008 ein Trainingslager organi-
sieren sollte“ und habe sich davon 
knapp 40.000 Euro abgezweigt, „um 
seinen aufwendigen Lebensstil zu 
finanzieren.“4 Kurz zuvor hatte das 
Verteidigungsministerium noch Akti-
vitäten des KSK erst ab 2011, kurz 

bevor die Situation im Norden Malis eskalierte, eingeräumt: „An 
der Übung Flintlock 2011 nahmen vom 10. Februar bis 15. März 
2011 zehn Soldaten des Kommandos Spezialkräfte als Ausbilder 
und ein weiterer Soldat des Verbandes als Verbindungsoffizier zum 
Übungsstab der Joint Special Operations Task Force-Trans Sahara 
teil. Zusätzlich war der nächsthöhere Disziplinarvorgesetzte aus 
dem Kommando Spezialkräfte für die Abschlusszeremonie vom 
9. März bis 11. März 2011 angereist. Je ein Offizier des Bundes-
ministeriums der Verteidigung, des Kommandos Führung Ope-
rationen von Spezialkräften und des Kommandos Spezialkräfte 
haben vom 28. Februar bis 4. März 2013 am Trans Sahara Secu-
rity Senior Leader Symposium teilgenommen.“5 Auf eine münd-
liche Frage der Abgeordneten Dagdelen hin wurde präzisiert, 
seit 2008 sei „von deutschen Soldaten … unter anderem auch 
Ausbildungsunterstützung für einzelne militärische Gruppen aus 
westafrikanischen Staaten geleistet“ worden,6 u.a. aus Mali, dem 
Senegal und Nigeria, wo das Militär bei der Bekämpfung von 
Boko Haram schwerste Menschenrechtsverletzungen begeht7 
und Luftangriffe auf Ortschaften fliegt, vor denen Zehntau-
sende flohen.8 Die 100.000 Euro „Handgeld“ zum Aufbau eines 
Trainingslagers stammten demnach aus dem Haushaltstitel für 
„Sonstige Übungskosten“ des Bundesverteidigungsministeriums 
– lange bevor im Frühjahr 2013 der Bundestag ein Mandat für 
eine Ausbildungsmission der Bundeswehr in Mali erteilte.

Gemeinsame Übungen auch in Deutschland

Diese Einsätze der Bundeswehr und des KSK erfolgten im 
Rahmen der vom AfriCom koordinierten Übungsreihe „Flint-
lock“. Ausschreibungen auf der Homepage intelligencecareers.
com deuten darauf hin, dass diesen Einsätzen „zum Schutz der 
Soldaten“ auch „Analysten“ beigestellt sind, die zugleich die 

Aufgabe haben, Informationen aus 
Printmedien, Internet, Radio und 
Fernsehen sowie von der lokalen 
Bevölkerung zu sammeln.9 Nach 
Darstellung der ARD-Sendung Pan-
orama sind es eben solche „Analy-
sten“, die im Auftrag des AfriCom 
u.a. in Tunesien, Mali, Mauretanien, 
Senegal, Marokko, Burkina Faso, 
Niger, Nigeria und dem Tschad 
Informationen sammeln und „indi-
viduelle Ziele für die Tötung nomi-
nieren“ sollen.10

Unmittelbar an diesen Einsätzen 
beteiligt war das in Stuttgart sta-
tionierte Bataillon der 10th Special 
Forces Group. Wahrscheinlich aus 
Stuttgart stammende Einheiten der 
10th Special Forces Group waren es 
auch, die im November 2011 (kurz 
nach dem „Ende“ der von den USA 

US-AfriCom und KSK seit Jahren 
in Mali aktiv
von Christoph Marischka

Nicht nur zur Übung: KSK-Trupp beim Marsch in der Wüste, während der Klimazonenausbil-
dung. Foto: Bundeswehr/PIZ Heer über Flickr. Wir.Dienen.Deutschland.
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Zieldefinition und Zielortung - Entscheidungsvorbereitung

Finale
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durch
Präsidenten

Target 1

AFRICOM - Stuttgart Möhringen - Kommando / Mission Control / Auswertung

USA Nevada* - Pilot und Sensor Operator

Ramstein - Air Base - Kontrolle und Missionsbegleitung

Drohnenbasis 
in Afrika
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„Mission“
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des Ziels

Ortung
„Target 1“

Freigabe
des Abschuss

Auswertung
des Einsatzes
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❺ ❻ ❼ ❽ ❾

Priorisierung der Ziele und Befragung 
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Satelliten, Drohnen und Aufklärern
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① US-Regierungsbehörden erstellen 
eine Liste von als terroristisch eingestuften 
Personen und Gruppen. ② Das National 
Counterterrorism Center erstellt Namens-
listen und priorisiert die Ziele. ③ Der 
Unterausschuss des Nationalen Sicher-
heitsrates wählt Individuen aus und schlägt 
sie dem Präsidenten als Zielpersonen vor. 
④ Präsident schließt diesen Prozess mit 
seiner Unterschrift unter die Liste mit den 
zu Zielpersonen bestimmten Individuen 
ab. ⑤ Von US-Drohnen-Basen in Afrika 

oder Asien werden Kampf- und Überwa-
chungs-Drohnen gestartet. ⑥ und ⑦ 
Sobald sich die Drohnen in der Luft befin-
den, werden sie von einem Piloten und 
einem Sensor Operator übernommen, 
die von einer Basis in den USA das Ziel 
ansteuern und orten. Bei Drohnen-Ein-
sätzen in Afrika lenkt der Pilot die Drohne 
mit Hilfe einer Satcom-Anlage, die im 
rheinland-pfälzischen Ramstein steht. Ein 
Mission Coordinator hält Kontakt zu den 
beteiligten Einheiten. Bei Afrika-Einsät-

zen kommen die notwendigen Daten aus 
Deutschland. ⑧ Wer letztendlich den 
militärischen Befehl zur Exekution eines 
Opfers gibt, ist unbekannt.  ⑨ Ramstein 
Spezialisten werten im sogenannten Battle 
Damage Assessment die nach dem Angriff 
gewonnenen Daten aus.

Auszug aus FAQ7 - Wie organisieren die USA 
den Drohnenkrieg?  www.imi-online.de

aus Stuttgart kommandierten NATO-Intervention in Libyen 
und kurz vor Beginn der Krise in Mali) mit Soldaten des KSK 
eine gemeinsame Fallschirmspringerübung im schwäbischen 
Wendelsheim bei Rottenburg am Neckar durchführten.11 Die 
Übung wurde als Spektakel auch zur Imagepflege inszeniert, 
Schüler_innen aus den Grundschulen angrenzender Orte wurden 
(auf Einladung des KSK, wie sich später herausstellte) klassen-
weise angefahren und „durften sogar mithelfen, die Fallschirme 
zusammenzulegen“.

„Kurzer Ausflug“ für Grundschulklassen

Das Friedensplenum/Antikriegsbündnis Tübingen kritisierte 
dabei in einem offenen Brief an das Schulamt in Tübingen und das 
Kultusministerium Baden-Württembergs v.a., dass „die Kinder 
im Rahmen einer verpflichtenden unterrichtlichen Veranstaltung 
zu diesem Militärspektakel gebracht wurden“ und forderte von 
diesen eine Stellungnahme. Diese fiel denkbar knapp aus: Der 
„kurze Ausflug“ hätte dazu gedient, „den Kindern einmal die 
Möglichkeit zu geben, die Ursache des regelmäßigen Fluglärms 
aus der Nähe zu sehen.“12 Dass „Übungen von Fallschirmsprin-
gern besonders der Vorbereitung für oftmals tödliche Einsätze 
und nicht der Landesverteidigung dienen“ und die Übenden 
„zu einer schnellen Eingreiftruppe (SOCEUR) [gehören], deren 
Übungen sie auf tödliche Angriffshandlungen vorbereiten“, wie 
die Tübingen Progressive Americans, die sich v.a. um US-Deser-
teure bemühen, ergänzten, wollten Schulamt und Kultusmini-
sterium offensichtlich nicht zur Kenntnis nehmen, obwohl die 
neuen Erkenntnisse zu den Aktivitäten in Mali und der Droh-
nenkriegführung der USA in Afrika das zu bestätigen scheinen. 
Letztlich werfen sie auch die Frage auf, was in Mali eigentlich 
zuerst da war: der Terror oder der „Krieg gegen den Terror“, in 
dessen Rahmen die Aktivitäten der US-Army seit 2002 in Mali 
und den Nachbarstaaten stattfinden.13

Anmerkungen

1	 „US-Streitkräfte steuern Drohnen von Deutschland aus“, sued-
deutsche.de vom 30.5.2013. Das Video der Panorama-Sendung 
vom 30.5.2013 findet sich hier: http://daserste.ndr.de/panorama/
archiv/2013/ramstein109.html sowie bei Youtube.

2	 Deutscher Bundestag Plenarprotokoll 17/242 .
3	 Deutscher Bundestag Drucksache 17/13579 .
4	 KSK-Soldat hat Geld unterschlagen, Schwarzwälder Bote (online) 

vom 10.5.2013.
5	 Deutscher Bundestag Drucksache 17/13579.
6	 Deutscher Bundestag Plenarprotokoll 17/245.
7	 Amnesty International: Nigeria – Trapped in the cycle of violence, 

31.10.2012.
8	 „Analysis: Nigerians on the run as military combat Boko Haram“, 

IRINNews.org vom 22.5.2013.
9	 „Linguists and Translator Hot Jobs / Defense, Intelligence and Tech-

nology“, intelligencecareers.com (Zugriff am 27.6.2013).
10	 Panorama vom 30.05.2013, s. FN 1.
11	 „Im Freien Fall – US-Army und Bundeswehr übten vor 1.000 

Zuschauern und einem Demonstranten“, Schwäbisches Tablatt vom 
16.11.2013.

12	 „Schulausflug zur Fallschirmspringerübung“ Offener Brief des Frie-
densplenum/Antikriegsbündnis Tübingen sowie: „Ausweichend, 
widersprüchlich und unter Geheimhaltung – Neues zum ‘Schul-
ausflug zur Fallschirmspringerübung’“, jeweils dokumentiert unter 
www.imi-online.de.

13	 Christoph Marischka: Henne oder Ei: Die EU-Aufstands- und Ter-
rorbekämpfung im Sahel, in: AUSDRUCK (Dezember 2012).
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Im Wettbewerb um mediale Aufmerksamkeit ist der Marine 
mit ihren neuen Imagefilmen über ausgehende Bananen- und 
Benzinlieferungen ein kleines Husarenstück gelungen, das in all 
seiner Peinlichkeit bereits umfangreich durch den Kakao gezogen 
wurde.1 Die unter dem Titel „Meer. Für Dich“ angelegte Kam-
pagne sollte über die Filme hinaus noch Taschenkarten und Bro-
schüren umfassen, die aber bisher nicht zu finden waren.2 Über 
das Ziel einer solchen Kampagne kann man trefflich spekulieren 
– dient sie der Nachwuchsgewinnung oder richtet sie sich gar an 
die breite Öffentlichkeit, um ein positives Image zu generieren? 

Die 100-Sekunden-Clips3 haben einen simplen Aufbau: eine 
kurze Sequenz (15 Sekunden) zeigt wie ein „beliebtes Produkt“ 
wie Bananen, Handys oder Benzin plötzlich nicht mehr verfügbar 
ist – verdutzte Kunden in bemitleidenswerten Mangelsituatio-
nen; es folgt die klare Botschaft, dass diese Waren über das Meer 
kommen und „unser Wohlstand“ vom Handel über das Meer 
abhängt; viele Handelsschiffe, Kriegsschiffe und smarte Marine-
soldaten, die aus vollen Rohren feuern, füllen in den nächsten 85 
Sekunden den Bildschirm; die Quintessenz: „Eine starke Marine 
schützt diese Seewege“. 

Mit schmucker Technik, Seefahrerromantik und einer, in ihrer 
Einfachheit nahezu kaum mehr zu unterbietenden Botschaft, 
wird ein zuckersüßes Bild der Marine auf die Leinwand gezau-
bert, das Begeisterung wecken muss – einzig ein Schlussbild 
mit Soldaten am Strand oder im fröhlichen Saufgelage in einer 
exotischen Stadt fehlt noch, um auch letzte Bedenken an einer 
Karriere bei der Bundeswehr zu zerstreuen. Mit der Realität des 
Marinealltags oder mit dem Auftrag der Marine haben diese Clips 
jedoch nicht viel gemein. Die Komplexität des Welthandels ver-
schwindet in den Clips hinter ein paar Containerschiffen, die es 
angeblich gegen Piraten oder Terroristen zu verteidigen gilt – in 
der Analogie möge man sich vorstellen, dass das Heer zukünftig 
mit Bildern von schießenden Panzern zur Aufrechterhaltung von 
Sicherheit auf Autobahnen wirbt oder mit Fallschirmtruppen für 
die Sicherung von Wanderwegen in den Alpen. 

Terrorismus zur See? Piratenjagd?

Seeseitiger „Terrorismus“, wie er besonders nach dem 11. Sep-
tember 2001 befürchtet wurde, ist weitgehend ausgeblieben. 
Maritimer Terrorismus ist bei genauerem Besehen eine der Chi-
mären, die die Politik aus dem Hut zaubert, um Ängste zu schü-
ren und Militärbudgets hoch zu halten. Allein gegen die Idee 
spricht schon einiges: maritimen Terroristen fehlt ein „Publi-
kum“, denn auf See gibt’s wenig Schaulustige und so gut wie 
keine Berichterstattung und folglich eine geringe „symbolische 
Wirkung“; effektive maritime Angriffe sind technisch deutlich 
aufwändiger und von viel mehr externen Faktoren abhängig als 
jedweder Terroranschlag an Land.4 Es bleibt die Feststellung, dass 
das Schadenspotential „schmutziger Bomben“ oder versperrter 
Nadelöhre des Welthandels enorm, aber die Wahrscheinlichkeit 
eines solchen Ereignisses ebenso gering ist. 

Die viel beschworene Piraterie 
bleibt somit die größte „greifbare“ 
Gefahr internationaler Seewege, und 
auch hier muss hinzugefügt werden, 
dass man sie nicht mit Kanonenboo-
ten bekämpfen kann. Die Ursachen 
von Piraterie liegen nicht auf See, 
sondern an Land und jede Strate-
gie, die einzig auf „Eindämmung“ 
setzt, muss auf lange Sicht scheitern. 
Mehr noch: Piraterie als Begründung 

für militärische Präsenz vor anderen Küsten führt zur Aushöh-
lung von Souveränitätsrechten und zur Vermischung ziviler und 
militärischer Aufgabenteilungen. Piraterie ist zu Recht als ein 
„Verbrechen“ klassifiziert und somit ist dafür die zivile Polizei 
zuständig – das juristische Hilfskonstrukt, unter dem deutsche 
Soldaten in anderen Gewässern Piraten gefangen nehmen und 
dann lokalen Gerichtsbarkeiten zuführen, ist mehr als fraglich.5 
Die jüngst abgeschlossenen Hamburger Piratenprozesse zeigen 
dies in all ihrer Absurdität auf.6 Mit einem solchen Motiv zu 
werben, sollte sich angesichts der unklaren Rechtslage von selbst 
verbieten. Vorschlägen, diesen Zustand damit zu beheben, der 
Marine wie in Frankreich oder in anderen Staaten auch polizei-
liche Aufgaben zuzuordnen7, sollte man mit Vorsicht entgegen-
treten. Wirksame Mechanismen, die die Verhältnismäßigkeit von 
Einsätzen überprüfen können, oder auch Ausbildungsanteile, die 
sicherstellen, dass den Marinesoldaten rechtsstaatliche Grund-
sätze bei Einsätzen gegen Piraten überhaupt bewusst sind, fehlen 
bisher vollständig. Ganz zu schweigen davon, dass eine notwen-
dige Gerichtsbarkeit hiermit immer noch nicht geschaffen ist. 
Die Bundesmarine ist keine Strafverfolgungsbehörde und sie 
einfach dazu zu erklären schafft mehr Probleme, als sie beseitigt 
– dem Reflex, dem Piratentum „endlich“ ein Ende zu bereiten, 
indem man hochgerüstete Armeen dagegen einsetzt, gilt es zu 
widerstehen.

Hardware für den Einsatz: breit, flexibel, skalierbar

Die deutsche Marine peilt solche Anti-Piraten-Einsätze auch 
nicht an. Die Beschaffungsvorstellungen der Militärführung und 
die Entwicklung von Waffensystemen weisen in eine komplett 
andere Richtung. Schwergewichtstorpedos mit einem Einsatz-
radius jenseits der 100 Kilometer (SeaHake mod4); Außenluft-
unabhängige Motoren für U-Boote (U-Bootklasse 212a/216); 
Einsatzgruppenversorger, die sich modular bis hin zu einer Feu-
erleitzentrale umrüsten lassen („Berlin“-Klasse, Joint-Support-
Ship); Fregattenklassen (F 125), die nonstop einmal um die Welt 
schippern können und mit großkalibrigen Geschützen ausge-
rüstet werden, deren Reichweite 70 Kilometer beträgt (127mm 
OTO-Melara Vulcano) etc. sind gerade kein Beleg dafür, dass 
primär Handelsschiffe geschützt werden sollen.

In den langfristigen Zielen bis 2020 wird ein Bestand von 48 
Überwassereinheiten, 6 U-Booten und 38 Luftfahrtzeugen ange-
peilt – eine Reduktion um 9 Einheiten bei den Überwasserschif-
fen und um 13 Hubschrauber und ein Zuwachs von 2 U-Booten 
gegenüber dem Stand von 2013 (siehe Tabelle).

Die Marine sieht sich in ihrem Zukunftsbild weit mehr als 
Teilstreitkraft mit einem breiten, flexiblen und skalierbaren 
Fähigkeitsprofil. Hinter den Worthülsen „breit“, „flexibel“ und 
„skalierbar“ steckt die eigentliche Innovation: weg von dem 
Modell der großen Schiffe als alleiniges Bezugsmuster, hin zu 
kleineren, modularen Einheiten, die kombinierbar sind, um eine 
Balance zwischen dem Aufwand und Ertrag herzustellen. Im 

„Meer. Für Dich“ als vorsätzliche 
Volksverdummung
Wie die Marine mit ihrer Imagekampagne an 
der Realität vorbeisegelt
von Andreas Seifert
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Klartext bedeutet dies, dass sich die Marine aus modular erwei-
terbaren Schiffen zusammensetzt, die sich je nach Bedarf um 
spezifische Fähigkeiten ergänzen lassen, um zum Beispiel stärkere 
Unterstützungsrollen für Gefechte an Land oder aber eine stär-
kere „Aufklärungsrolle“ einnehmen zu können. Ebenfalls flexi-
bilisiert werden soll das Konzept der „Mannschaften“, die nun 
mehrfach vorgehalten und im Einsatz getauscht werden sollen. 
Mit der Rotation von Mannschaften wird die Verweildauer eines 
einzelnen Schiffs im Einsatzgebiet verlängert.8 Dabei werden 
zukünftige Schiffe konsequent so ausgelegt, dass sie mit deut-
lich kleineren Besatzungen auskommen als bisher. Größere Ein-
satzgruppenversorger stellen sicher, dass dem länger im Einsatz 
befindlichen Schiff das Material nicht ausgeht – der Einsatzradius 
der Marine wird damit insgesamt vergrößert. Flache Hierarchien 
und die Reduktion der Kommandoebenen sollen zudem die Ein-
satzbereitschaft erhöhen und Kommunikationswege verkürzen. 

Im Flottenplan für 2020 fällt auf, dass man einerseits auf 
Minenjagdboote verzichtet, aber andererseits die Zahl der 
U-Boote erhöht – auch hier erkennt man weitaus mehr den 
Trend zu weit entfernten Einsätzen als den Hang zur Landesver-
teidigung. U-Boote wurden massenhaft im Zweiten Weltkrieg 
zur Jagd auf Überwasserschiffe eingesetzt, kamen aber danach aus 
der „Mode“ – mit den amerikanischen und sowjetischen Atom-
U-Booten schien die Entwicklung abgeschlossen. Nun stellt man 
beim Blick in die Anschaffungslisten der Marinen weltweit fest, 
dass ein Revival der U-Boote um sich greift.9 Besonders beliebt 
sind die konventionellen U-Boote deutscher Fabrikation, die mit 
Brennstoffzellen ausgerüstet, außenluftunabhängig geworden 
sind und damit nicht mehr zwangsweise ab und an auftauchen 
müssen. Die Exportschlager von Thyssen-Krupp-Marine-Systems 
können dabei deutlich mehr als ihre Vorgänger aus dem Zweiten 
Weltkrieg und weisen ein breiteres Einsatzspektrum auf. Nicht 
mehr das Versenken gegnerischer Schiffe steht im Vordergrund 
oder das unentdeckte Positionieren von Atomwaffen in den 
Weiten des Meeres (wie bei Atom-U-Booten), sondern Informa-
tionsbeschaffung und Absetzen von Spezialkräften bei verdeckten 
Operationen in Küstennähe. Alte Probleme, wie die Übermitt-
lung großer Datenmengen im getauchten Zustand oder der 
Schutz der Boote vor „Bedrohungen“ wie U-Jagdhubschraubern 
oder Schiffen, scheinen angesichts technologischer Entwicklun-
gen zusehends behoben.10 Schwimmende Antennen ermöglichen 
es dem U-Boot selbst unter Wasser mit den Kommandostäben 

woanders in Kontakt zu bleiben. Moderne Raketensysteme erlau-
ben nicht nur das Zerstören von Hubschraubern vom getauchten 
U-Boot aus, sondern ebenfalls das Treffen mobiler Ziele an Land 
oder über Wasser. U-Boote fügen sich so in die Vernetzte Opera-
tionsführung ein und damit in den Verbund der Streitkräfte. Das 
früher schon mögliche Absetzen einzelner Taucher wird insofern 
verändert, dass mehr und mehr Taucher in die dafür vorgesehe-
nen Schleusen am Turm passen oder gar direkt durch eines der 
Torpedorohre dem U-Boot entsteigen können – nebst Schwimm-
hilfe und Ausrüstung.11 Das U-Boot wird damit zu einer mögli-
chen Ausgangsbasis für den Einsatz von Spezialkräften. 

Auch an anderer Stelle rückt die Marine weiter an Land: unter 
dem Stichwort „taktische Feuerunterstützung“ bringt sie sich als 
Drohpotential ins Spiel. Sie lässt sich mit großkalibrigen weit 
reichenden Geschützen und Raketen ausstatten, die auf Land-
ziele ausgerichtet sind. 12  Das letztlich Pikante dabei ist, dass der 
Einsatz solcher hochwertiger Technik ihren Preis hat, so dass ein 
Kommentator mit Bezug zu den treffsicheren Raketen anmerkt: 
„[der Einsatz] sollte jedoch schon aus Kostengründen die Aus-
nahme bleiben.“13 Oder anders formuliert: für den Einsatz gegen 
Piraten (selbst solche an Land) sind diese Waffen zu teuer. Takti-
sche Feuerunterstützung wird also wesentlich mehr in Szenarien 
wie dem Libyenkrieg gedacht, denn im „Schutz von Handelsrou-
ten“.

Schutz vs. Intervention

Der Blick in die zukünftige Struktur der Marine und auf die zu 
beschaffenden Waffensysteme offenbart ihren offensiven Charak-
ter. Sie will sich als Akteurin ins Spiel bringen und ist mehr und 
mehr in der Lage, Einsätze an Land zu unterstützen oder als Basis 
hierfür her zu halten. Sie folgt damit dem Versprechen, das Vize-
admiral und Inspekteur der Marine Axel Schimpf schon 2011 
von sich gab: „Nicht zuletzt auch wegen dieser hohen Mobili-
tät und der Möglichkeit zur Nutzung der Operationsfreiheit der 
hohen See vermag die Deutsche Marine auch ohne ‚Fußabdruck‘ 
im Einsatzland, politischen Willen durch einfache Präsenz vor 
der Küste zu artikulieren. Somit stellt die Marine der Politik eine 
Breite von militärischen Handlungsoptionen zur Verfügung.“14

Die Antwort auf die maritime Abhängigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland mit ihrer auf den Export ausgerichteten Wirtschaft 
(in den Clips versinnbildlicht in der persönlichen Abhängigkeit 

Flottenstruktur 2013-2020 im Vergleich

2013 2020
Fregatten 13 11
Korvetten + MKS 180 5 11
Schnellboote 8 0
Minenabwehreinheiten 18 10
Unterstützungseinheiten 10 11
Flottendienstboote (AGI) 3 3
Joint Support Ships 0 2
Gesamt Überwassereinheiten 57 48

U-Boote 4 6

Seefernaufklärer 8 8
Hubschrauber 43 30
Gesamt Luftfahrtzeuge 51 38

Quelle: Europäische Sicherheit & Technik, Juni 2013, S.35.

Taufe des Einsatz-
gruppenversorgers 
BONN – Grund-
baustein für den 
weltweiten Einsatz 
der Marine. Foto: 
Bundeswehr/Wilke, 
über Flickr: Wir.
Dienen.Deutsch-
land.



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

26  Ausdruck August 4/2013

deutscher Konsumenten) besteht in der Absicherung deutscher 
Interessen durch militärische Mittel. Die Marine stellt sich 
ihrerseits seit Jahren auf dieses Profil ein und präsentiert sich als 
interventionsfähige Teilstreitkraft. Nicht der Transport von Res-
sourcen über das Meer wird geschützt, sondern der „Zugang“ 
und die „Verfügbarkeit“  von Ressourcen für die deutsche Indu-
strie in den Herkunftsländern. 

Der Ausbau der Marinen weltweit und besonders in Südost- 
und Ostasien, von dem die europäische und deutsche Kriegs-
schiffbauindustrie in besonderer Weise profitiert, schlägt um in 
das europäische Bedürfnis, eigene Kapazitäten und Fähigkeiten 
zu verbessern. So entsteht heute die frappierende Situation, dass 
ein deutscher Fregattenkapitän einerseits eine „Militarisierung 
maritimer Gebiete“15 beklagt, andererseits die deutsche Marine 
weltweit als „Werbeträger“ für Militärgerät auftritt. Die Antwort 
auf dieses Dilemma lautet entsprechend: Größerer Einsatzradius 
und Aufrüsten! 

„[…]die gegenwärtige kontinentale Beschränkung des geografi-
schen Interessen- und Handlungsradius Europas bedarf dringend 
einer Revision, um den wachsenden maritimen Interessen der EU 
gegebenenfalls auch außerhalb des europäischen Seeraums Rech-
nung zu tragen.“16

„Will man die maritimen Interessen regional ausweiten, müs-
sten Fähigkeiten modifiziert oder aber es müsste militärisches 
Gerät neu angeschafft werden. Beides lässt sich kaum mit den 
Sparmaßnahmen und Umstrukturierungen im Rahmen der welt-
weit zu beobachtenden Bemühungen um eine Transformation 
der Streitkräfte vereinbaren.“17

Der Ausbau der Marine ist das i-Tüpfelchen einer auf Herr-
schaftserweiterung ausgelegten Politik, die Ungleichheiten in 
der Welt zementieren und deutsche Verwertungsinteressen absi-
chern soll. Mit der schon seit Jahren im Entstehen begriffenen 
offensiven Marine legt sich die deutsche Politik vor allem ein 
Interventionsinstrument zu. Wenn deutsche Spezialtruppen von 
U-Booten an anderen Küsten anlanden, so ist dies nicht ein Akt 
des „Schutzes der Seewege“, es ist ein terroristischer Eingriff in 
andere Gesellschaften. Dass die Image-Kampagne der Bundesma-
rine diese Aspekte ausblendet und darauf beharrt, dass 127mm-
Geschütze auf „Piraten“ gerichtet sind, muss dann als vorsätzliche 
Volksverdummung bezeichnet werden.

Anmerkungen
1	 Z.B. bei Spiegel-Online
2	 Seite der Marine.
3	 Die Clips sind im Netz einsehbar z.B. http://youtu.be/LxzcyeFYrqU 

und http://youtu.be/86ELBWLNdmg
4	 Ausführlicher: Peter Lehr, „Maritimer Terrorismus“, in: S. Bruns et 

al. (Hrsg.), Maritime Sicherheit, Globale Gesellschaft und interna-
tionale Beziehungen, Wiesbaden 2013, S. 115-127.

5	 So z.B. das Abkommen der EU mit Kenia über die Auslieferung von 
Piraten an die kenianische Gerichtsbarkeit. Jonna Schürkes, „Die 
vielen Formen des Krieges am Horn von Afrika“, in Ausdruck, Nr. 
1,  2012, S. 20-27, S.25. 

6	 Siehe z.B. den Bericht im Ausdruck von Anita Friedetzky, „Pira-
tenjagd vor Gericht, Das Urteil im Hamburger ‚Piratenprozeß‘ ist 
gesprochen“, in: Ausdruck, Nr. 6, 2012, S. 1-3.

7	 Z.B. jüngst wieder Peter Hefele, „Fragile Wertschöpfungsketten: 
Zur Notwendigkeit eines deutschen maritimen Engagements“, 
Analysen&Argumente (KAS) Nr. 125, Juli 2013, S. 8.

8	 Frank Rohde, „Die Marine auf dem Weg in die Zukunft“, in: Wehr-
technik III/2013, S. 79-83. Bei der neuen Fregattenklasse 125 ist 
von einer möglichen Einsatzdauer von bis zu zwei Jahren die Rede.

9	 Dieter Stockfisch, „Konventionelle U-Boote: Vielseitige Seekriegs-
mittel“, in: Europäische Sicherheit und Technik 6/2013, S.67-70.

10	 Stefan Nitschke, „Der Einsatz von U-Booten – Herausforderungen 
und Trends“, in: Wehrtechnik III/2013, S. 84-86.

11	 Dieter Stockfisch, „Konventionelle U-Boote: Vielseitige Seekriegs-
mittel“, in: Europäische Sicherheit und Technik 6/2013, S.67-70, 
S.68. 

12	 Z.B. werden auf den zukünftigen Fregatte der Klasse 125 127mm-
Geschütze mit reichweitengesteigerter Munition montiert, die Ziele 
in bis zu 70 Kilometer Entfernung treffen können. Der Land-Ziel-
fähige Flugkörper RBS15 hat eine Reichweite von 200 Kilometern. 
Siehe hierzu, Elmar Bornkessel, „Streitkräftegemeinsame taktische 
Feuerunterstützung“, in: Europäische Sicherheit & Technik, 7/2013, 
S.36-40.

13	 Ebenda, S. 37.
14	 Axel Schimpf, „Die Deutsche Marine der Zukunft“, in: Europäische 

Sicherheit, 9/2011, S. 30-36, S. 36.
15	 Markus Harder, „Anforderungen an eine Europäische Maritime 

Sicherheitsstrategie“, SWP-Aktuell, Nr. 43, Juli 2013, S. 3.
16	 Ebenda, S. 1.
17	 Ebenda, S. 4.

Fregatte HAMBURG nach getaner Arbeit am Horn von Afrika. Foto: Bundeswehr/Laudan, über Flickr: Wir.Dienen.Deutschland.
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Bemerkung der Informationsstelle Militarisierung: 
Wir dokumentieren einen Artikel unseres Beirats Michael 

Schulze von Glaßer über den Aktionstag gegen das Gefechts-
übungszentrum in der Altmark. Gipfel der Repression gegen 
diesen Aktionstag war die Umstellung des Camps durch dut-
zende Polizeifahrzeuge und die Beschlagnahme des Fahrzeugs, 
mit dem unser Beirat angereist und am Aktionstag unterwegs 
war. Über diese Beschlagnahmung legte die Polizei selbst eine 
Spur von dem Brandanschlag in Havelberg zum War Starts Here 
Camp, die sie gegenüber der Presse früh und bei jeder Gele-
genheit betonte (ob es eine „heiße“ Spur sei, könne die Polizei 

noch nicht sagen, so etwa der MDR in seiner Berichterstat-
tung). Wir halten dies für einen äußerst plumpen und billigen 
Versuch von Polizei und Staatsanwaltschaft, engagierten Jour-
nalismus und antimilitaristische Strukturen einzuschüchtern, 
auszuforschen und zu kriminalisieren. Die Gründe, mit denen 
die Beschlagnahme des Fahrzeuges angeordnet wurde und die 
zur Umstellung des Camps und einer völlig unangemessenen 
Eskalation geführt haben, sind hanebüchen und eines Rechts-
staats unwürdig. Ganz offensichtlich werden die Ermittlungen 
politisch geführt mit dem Ziel, antimilitaristische Proteste zu 
delegitimieren.

Eine Nachtwanderung über einen Truppenübungsplatz der 
Bundeswehr, die Flucht vor einem Helikopter, ein klassisches 
Konzert vor Feldjägern und Polizei sowie ein beschlagnahm-
tes Auto – ein persönlicher Bericht vom Aktionstag gegen das 
Gefechtsübungszentrum „Altmark“ der Bundeswehr.

„Militärischer Sicherheitsbereich“ ist auf dem Schild neben 
einer Schranke im Norden des Gefechtsübungszentrums (GÜZ) 
„Altmark“ der Bundeswehr zu lesen. Unbefugten ist das Betreten 
des Geländes unter Strafe verboten. Hier wird Europas modern-
stes Trainingszentrum für Soldaten entstehen. Dann soll das Mili-
tär noch besser für Interventionen ausgebildet werden können. 
Es ist etwa 2 Uhr nachts als ich am vergangenen Samstag mit 
einer Gruppe Friedensaktivisten neben dem Schild am GÜZ 
stehe. Der Mond scheint hell durch die Bäume, es ist warm. Die 
Gruppe, mit der ich unterwegs bin, besteht aus elf Personen im 
Alter zwischen 20 und 75 Jahren. Sie wollen in dieser Nacht die 
ehemalige Ortschaft Salchau auf dem Gelände des GÜZ errei-
chen, um gegen die Einrichtung zu protestieren.

Die Gruppe ist mit mehreren Autos Freitagnacht um 23 Uhr aus 
dem „War starts here“-Protest-Camp nördlich von Magdeburg 
gestartet. Ich begleite sie als Journalist. Schon am Camp-Ausgang 
leuchteten herumstehende Polizisten die Nummernschilder an. 
Kurze Zeit später wurde der Tross von Polizei-Bullis und mut-
maßlich zivilen Polizeifahrzeugen verfolgt. An einer roten Ampel 
konnte die Polizei abgehängt werden. Eilig ging es in ein Dorf 
und dort in einen Feldweg: „Schnell, Lichter aus“, flüsterte 
jemand. Die Polizei, die durch die Ortschaft streifte, fand die 
Gruppe nicht.

Um ein Uhr setzten wir die Fahrt fort. Es rumpelte im Auto, 
als ich beim Ort Vollenschier hinter den Aktivisten her meh-
rere Kilometer in einen Wald fuhr, große Stöcke barsten unter 
den Rädern des Autos. Direkt neben dem GÜZ stellten wir eine 
Stunde später die Fahrzeuge ab.

Von nun an geht es voll bepackt zu Fuß weiter. Rund eine Stunde 
gehen wir mit Ruck- und Schlafsäcken durch den Wald, dann 
hören wir zum ersten Mal ein leises Rotorengeräusch, das langsam 
lauter wird. „Schnell in den Wald!“, ruft jemand aus der Gruppe. 
Ich sehe die Silhouette des unbeleuchteten Hubschraubers: „Hat 
er uns gesehen?“, fragt jemand. „Der hat sicher eine Wärmebild-
kamera“, antwortet ein anderer. Ein, zwei, drei, unzählige Kreise 
zieht der Hubschrauber über unseren Köpfen. Wenn er weiter 

weg ist, eilt die Gruppe immer einige 
hundert Meter voran und versteckt 
sich wieder. So geht es eine ganze 
Weile – bis der Hubschrauber seine 
Signallichter einschaltet und abzieht. 
Erleichterung. Es geht weiter. Durch 
Wälder, über Wege, durch die Heide-
landschaft auch mal querfeldein. Die 
Sonne geht langsam auf, es sind nun 

fast zwanzig Kilometer, die ich mit der Gruppe gelaufen bin.
„Dahinten bewegt sich was!“, ruft jemand. In der Ferne sind 

Soldaten zu sehen. Wir legen uns in das hohe, feuchte Gras am 
Wegesrand rund 300 Meter vor Salchau. Der Lärm anrücken-
der Fahrzeuge ist zu hören. Stimmen. Werden sie uns entdecken? 
„Das schaffen wir nicht mehr, lasst uns hier die Aktion machen, 
die finden uns sowieso“, schlägt einer flüsternd vor – und alle 
stehen auf.

Da ist es schon zu spät. „Liegen bleiben! Nicht aufstehen!“, 
schreit ein aufgeregter Feldjäger energisch, doch er wird igno-
riert. Drei Musiker der Gruppe „Lebenslaute“ holen Akustikgi-
tarre, Querflöte und Violine heraus und beginnen zu musizieren. 
Andere aus der Aktionsgruppe breiten ein Transparent aus. Eine 
seltsame Situation ist das: auf der einen Seite der warme Sonnen-
aufgang und sanfte klassische Musik. Direkt daneben bewaffnete 
Feldjäger mit Hunden und ein vollbesetzter Panzer im Hinter-
grund.

Die Lage bleibt ruhig, die Feldjäger haben die Polizei infor-
miert, die nach einigen Minuten mit einem halben Dutzend 
Fahrzeugen anrückt. Es ist etwa 7 Uhr, als die Polizei die Persona-
lien aufnimmt. Die Stimmung ist entspannt. Für die Aktivisten 
gibt es Platzverweise, und auch ich werde von den Beamten vom 
GÜZ-Gelände gebracht. Um die Mittagszeit treffen wir erschöpft 
im Camp ein – erst einmal ausruhen und das Erlebte verarbeiten.

Doch zu früh gefreut. Am späten Nachmittag dieses Samstags 
wird das „War starts here“-Camp von einem Polizeiaufgebot 
umstellt. Ziel der Ermittlung ist ein Auto – mein Auto! Es habe 
in der Nacht einen Brandanschlag gegen Bundeswehrfahrzeuge 
im etwa 70 Kilometer vom Camp entfernten Havelberg gegeben, 
erklärt mir jemand. Das Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt hat 
den Verdacht, dass mein Auto etwas mit dem Anschlag zu tun 
hat. Obwohl ich mich vor der Polizei als Pressevertreter zu erken-
nen gebe, wollen die Beamten das Auto nach Spuren durchsu-
chen. Auch mein Handy und einen Laptop darf ich nicht mehr 
aus dem Auto nehmen. Ich bin unschuldig und kann doch nichts 
dagegen machen. Mit einem Abschleppfahrzeug wird das Auto 
abtransportiert – und ich bleibe ohne Fahrzeug und ohne Tele-
fon zurück. Am Sonntag soll mein Wagen, der immer noch in 
Polizeigewahrsam ist, vom LKA untersucht worden sein – ohne 
Ergebnisse. Die BILD-Zeitung titelte dennoch: „Polizei beschlag-
nahmt verdächtiges Auto“.

Querflöte, Violine und Feldjäger
Gruppe „Lebenslaute“ spielt gegen 
Gefechtsübungszentrum auf
von Michael Schulze von Glaßer
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Im Zuge des »arabischen Frühlings« hat die These, dass viele 
junge Männer die Stabilität einer Gesellschaft gefährden, neuen 
Aufwind bekommen. Viele Vertreter der »Youth Bulge«-These 
teilen die Welt in jene Gesellschaften, in denen es zu viele junge 
Männer und daher Unruhen, Aufstände und Bürgerkriege gebe, 
und solche, in denen ein Mangel an jungen Männern eine glo-
bale Ordnungspolitik erschwere. Während die zuerst genannten 
Gesellschaften vor allem im globalen Süden zu finden seien, lägen 
letztgenannte in Europa und Nordamerika. Der folgende Artikel 
argumentiert, dass diese Annahme nicht nur hervorragend in die 
vorherrschende Bedrohungsanalyse westlicher Sicherheitsexper-
ten passt, sondern auch in die strategischen Überlegungen für 
zukünftige Kriege einfließt. 

Die Selbstverbrennung des 26-jährigen Mohamed Bouazizi in 
Sidi Bouzid, Tunesien, löste Ende 2010 Massenproteste in Tune-
sien aus und brachte den Stein für die Umwälzungen in Nor-
dafrika und auf der arabischen Halbinsel ins Rollen. Die Proteste 
wurden zunächst vor allem von jungen Menschen angeführt – 
prekarisierte, arbeitslose, teils sehr gut ausgebildete Jugendliche 
machten den Anfang, erst später kamen berufsständische Organi-
sationen (wie Juristen und Ärzte) und Gewerkschaften hinzu. In 
der Folge widmeten sich Autoren unterschiedlichster Zeitungen 
und Zeitschriften der »Jugend« in der arabischen Welt; sie beglei-
teten junge Demonstranten und berichteten über ihre Anliegen, 
ihre Art der Organisation und des Protestes.

Es gab und gibt aber auch viele Artikel, die sich dem Thema aus 
einem anderen Blickwinkel nähern. Für sie sind die Umwälzun-
gen in der arabischen Welt ein Beweis für ihre These, nach der 
vor allem von jenen Gesellschaften Unsicherheit, Instabilität und 
Krieg ausgehen, die über einen überproportional hohen Anteil an 
jungen Menschen verfügen.1 Dahinter steht die These des »Youth 
Bulge«. Sie geht von einer »gesunden Altersstruktur« einer Gesell-
schaft aus, die grafisch meist in Form einer Pyramide dargestellt 
wird. Der »Bulge« – also die »Ausstülpung« – ist damit bildlich 
zu verstehen: als eine Beule der Pyramide an der Stelle, an der 
die Anzahl der 15- bis 29-Jährigen abgebildet wird. Dieser große 
Anteil von Menschen im »Kampfalter«2 wird als Sicherheitspro-
blem identifiziert, mit dem nicht nur die Regierungen der jeweili-
gen Länder, sondern auch westliche sicherheitspolitische Akteure 
umzugehen hätten. 

Die „Analyse“: Junge Menschen als 
Sicherheitsbedrohung

Die »Youth Bulge«-These schaffte es mit den Umwälzungen in 
der arabischen Welt in Zeitungen und Massenmedien.3 Allerdings 
bezieht sie sich nicht ausschließlich auf den Mittleren Osten und 
Nordafrika, auch wenn diese Region von Vertretern der »Youth 
Bulge«-These immer besonders argwöhnisch betrachtet wurde.4 
Vielmehr gilt: „Wo immer und wann immer die Medien über Mas-
sendemonstrationen, Terrorismus, Unabhängigkeitsbewegungen, 
Zusammenstöße zwischen unterschiedlichen ethnischen Gruppen, 
Aufstände und Pogrome berichten, findet immer jemand einen über-
proportionalen Anteil an jungen Männern“.5 So wurde beispiels-

weise auch der aktuelle Konflikt in 
Mali mit einem zu starken Bevölke-
rungswachstum in der Sahel-Zone 
und einer zu großen Anzahl unkon-
trollierter junger Männer erklärt.6

Richard Cincotta vom US-amerika-
nischen sicherheitspolitischen Think-
Tank Stimson Center spricht daher 
auch gleich von einem „demographi-

schen Bogen der Unsicherheit“.7 Dieser umfasse jene Länder, in 
denen die Hälfte der Bevölkerung unter 25 Jahren ist, was derzeit 
für fast alle afrikanischen, lateinamerikanischen, arabischen und 
südasiatischen Länder gilt. 

Es ist auffällig, dass in den Analysen statistisch immer auf den 
prozentualen Anteil einer jungen Bevölkerung allgemein hin-
gewiesen wird. In der Erklärung allerdings, warum diese junge 
Bevölkerung ein Sicherheitsproblem darstellt, wird sehr deutlich 
zwischen einer weiblichen und männlichen jungen Bevölkerung 
unterschieden. Junge Frauen tauchen in diesen Analysen ent-
weder überhaupt nicht auf oder lediglich als diejenigen, die die 
Männern (über Ehe und Familie) nicht kontrollieren bzw. diese 
überschüssigen Männer gebären: „Der Kampfvorteil eines männ-
lichen Kriegers gegenüber einem Mutter-Kind-Paar sorgt also dafür, 
daß in den Berechnungen der Strategen die Mädchen eher als Gebä-
rerinnen weiterer Krieger denn als eigenständige militärische Bedro-
hung zum Zuge kommen.“ 8

Für die Annahmen, warum wiederum der »Überschuss« an 
jungen Männern zu Konflikten führe, werden unterschiedliche 
Erklärungen geliefert.9 Cincotta bemüht vor allem malthusische 
Erklärungsmuster. Ihm zufolge entstehen aufgrund eines Bevöl-
kerungswachstums Konflikte um knappe Ressourcen (Ackerland, 
Trinkwasser, Lebensmittel), welche von der jungen männlichen 
Bevölkerung gewaltsam ausgetragen würden.10 Zudem betont er, 
dass es vor allem junge Männer seien, die für die Urbanisierung in 
den »Entwicklungsländern« verantwortlich wären. Sie würden in 
die Megastädte migrieren und dort in Vierteln ohne ausreichende 
Infrastruktur und ohne Erwerbsmöglichkeiten landen. Diese Vier-
tel seien dann wiederum Brutstätten von politischer Gewalt.11 

Für Gunnar Heinsohn, den wohl wichtigsten deutschen Ver-
treter der »Youth Bulge«-These, steht fest, dass es der Wettkampf 
junger Männer um eine begrenzte Anzahl an Posten in einer 
Gesellschaft ist, der Gewalt und Kriege auslöst, neben einer 
grundsätzlichen »Friss-oder-Stirb-Erziehung«, die er in den Fami-
lien der »Dritten Welt« ausmacht.12 Hendrik Urdal vom Osloer 
Peace Research Institute hingegen vertritt die These, dass es in 
Gesellschaften mit einer hohen Anzahl von jungen Männern für 
Rebellengruppen, Aufständische oder Terroristen einfacher sei, 
Kämpfer zu rekrutieren, weswegen auch die Wahrscheinlichkeit 
von Konflikten steige. Vor allem unverheiratete und erwerbslose 
Männer seien davon betroffen, weil sie weit weniger zu verlieren 
hätten: „Wenn junge Menschen keine Alternative zu Arbeitslosigkeit 
und Armut haben, sind sie eher geneigt, sich einer Rebellengruppe 
anzuschließen, um eine alternative Einkommensmöglichkeit zu 
erlangen“. 13 Statistisch sei zudem zu beobachten, dass je größer 
die Gruppe eines Jahrgangs, desto wahrscheinlicher sei auch der 
Ausbruch gewaltsamer Konflikte und Bürgerkriege. 

So unterschiedlich die Analysen der Vertreter der »Youth 
Bulge«-These auch sein mögen – von einer offen rassistischen 
Argumentation Heinsohns bis hin zur Analyse Urdals, in der 
demographische und sozioökonomische Faktoren berücksichtigt 
werden –, ist für sie die Größe der Gruppe junger Männer und 
die Tatsache, dass sie nicht (ausreichend) kontrolliert und dis-
zipliniert werden, entscheidend: „Die Hypothese des Youth-Bulge 

Von zu vielen und zu wenigen 
jungen Männern
„Youth Bulge“ im sicherheitspolitischen Diskurs
von Jonna Schürkes
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[…] hat einen Resonanzboden in einer weit verbreiteten und wahr-
scheinlich zutreffenden Sichtweise, nach der ledige Männer im Alter 
von 15 (oder sogar jünger) und 25 für die soziale Ordnung gefährlich 
sein können, wenn sie nicht beschäftigt sind, nicht durch Bildungs-
einrichtungen oder das Militär diszipliniert werden und nicht unter 
elterlicher oder gemeinschaftlicher Kontrolle stehen [...].“14

Nun weisen fast alle Autoren mehr oder weniger deutlich darauf 
hin, dass nicht allein ein »Überschuss« an jungen Männern ein 
sicherheitspolitisches Problem darstellt, sondern es immer auch 
anderer Faktoren bedarf, dass Konflikte tatsächlich ausbrechen. 
Auch mögen einige der Thesen eine gewisse Berechtigung haben 
(fehlende Perspektiven als Motiv für Konflikte o.ä.). Die unab-
hängige Variable in diesen Analysen ist jedoch die Anzahl der 
jungen Männer in den Gesellschaften des Südens, die abhängige 
Variable die Wahrscheinlichkeit von Instabilität und Konflikt. 
Bei allen anderen Faktoren handelt es sich höchstens um inter-
venierende Variablen. Damit leisten diese Vertreter der »Youth 
Bulge«-These – bewusst oder unbewusst – einen Beitrag zur rein 
repressiven Bearbeitung von Konflikten.

Die Strategie: den Tod eigener Soldaten vermeiden… 

Gleichzeitig kommt kaum eine Analyse über die sicherheits-
politischen Probleme des »Youth-Bulge« ohne den Verweis aus, 
dass in den Gesellschaften des Nordens wiederum die Anzahl der 
jungen Männer sinkt – was aus ihrer Sicht ebenfalls problema-
tisch ist. Die »Überalterung« der Bevölkerung in den USA und 

der Europäischen Union führe dazu, dass nicht genügend junge 
Männer zur Verfügung stünden, um in den Ländern des Südens 
militärisch zu intervenieren und dort Ordnung und Sicherheit 
herzustellen: „Diese demographischen und ökonomischen Verän-
derungen bedeuten auch, dass die militärischen Kapazitäten von 
großen Entwicklungsländern steigen werden, während die Fähigkei-
ten der reichen Nationen, Bodentruppen zu entsenden, um die Kon-
fliktregionen zu kontrollieren, abnehmen werden.“15

Das Problem ergebe sich jedoch nicht nur daraus, dass faktisch 
eine geringere Anzahl von rekrutierungsfähigen Menschen zur 
Verfügung stehe, sondern auch aus dem, was Herfried Münk-
ler als »postheroische Gesellschaft« bezeichnet: Weil Familien im 
Westen meist nur wenige Kinder hätten, seien sie nicht bereit, 
diese im Krieg zu opfern.16 „Die weniger entwickelte Welt wird von 
den Strategen überdies dadurch im Vorteil gesehen, dass fast jeder Junge 
in der Ersten Welt der einzige Sohn oder gar das einzige Kind ist, so 
dass die Angst um sein Überleben jeden nichtzivilen Einsatz so gut wie 
unmöglich macht. Sein Aufwachen ist durch Einfühlung und Hilfe-
stellung gekennzeichnet. Die Friß-oder-stirb Erziehung ist in der ersten 
Welt weitgehend verschwunden. Hingegen können die Familien der 
Dritten Welt einen oder gar mehrere Söhne verlieren und immer noch 
funktionieren“17, erklärt Heinsohn. Die »postheroischen Gesell-
schaften« würden Münkler und Heinsohn zufolge also Kriege 
mit einem zu großen Risiko für die eigenen Soldaten vermeiden, 
wohingegen die Gesellschaften und v.a. auch Familien des Südens 
gerne bereit wären, ihre Kinder in Kriegen zu opfern. Abgesehen 
von dem Rassismus, der hinter dieser These steht, wird hier ein 

Illustration des Arikels „Youth Bulge und Westliche
 Niederlagen“ von Gunnar Heinsohn in der Zeitschrift 

griephan-globalsecurity 3/2008
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Bild über die Ursachen von Kriegen im Süden gezeichnet, das zwar 
dem Weltbild der beiden Autoren entsprechen mag ‑ nämlich der 
Annahme, Krieg und Gewalt in den Ländern des Südens würden 
von jenen Menschen angezettelt werden, die unter ihnen zu leiden 
haben ‑, mit der Realität jedoch wenig zu tun hat. 

… die »Überflüssigen« den westlichen Interessen 
opfern

Recht haben Heinsohn und Münkler allerdings in dem Punkt, 
dass die westlichen Staaten bestrebt sind, Kriege zur Aufrechterhal-
tung einer ‑ vor allem ihnen dienenden ‑ Ordnung zu führen, in 
denen eigene Soldaten möglichst wenig Gefahren ausgesetzt sind. 
In klarer Bezugnahme auf unterschiedliche demographische Ent-
wicklungen in der Europäischen Union und in den Ländern des 
Südens betont etwa ein Bericht der Europäischen Rüstungsagentur 
EDA von 2006 die Notwendigkeit der Bündelung von Fähigkeiten 
in der EU und vor allem die Investition vorrangig in jene Bereiche, 
die dem Schutz von Soldaten dienen oder sie gar auf dem Kampf-
feld ersetzten könnten (Stichwort Automatisierung der Kriege).18 

Allerdings sei es in so genannten »asymmetrischen Kriegen« 
und vor allem auch bei Kämpfen im urbanen Raum so, dass die 
technologische Überlegenheit der westlichen Armeen kaum mehr 
zum Tragen komme,19 sodass diese andere Wege suchen müs-
sten, um Kriege mit möglichst wenigen eigenen Toten führen zu 
können: „[S]ie werden zunächst versuchen, arbeitsintensive durch 
kapitalintensive Hightech-Prozesse – wie Roboter und unbemannte 
Fahrzeuge – zu ersetzen. Sie können Staatsbürgerschaften gegen das 
Ableisten von Militärdiensten anbieten und Kämpfer direkt in Über-
see anheuern […] Eine andere Möglichkeit, eigene durch fremde 
Arbeitskraft zu ersetzte, sind Allianzen mit Entwicklungsländern, 
die gewillt sind, im Gegenzug zu technischer und finanzieller Hilfe 
Truppen zur Verfügung zu stellen. Die Armeen entwickelter Länder 
müssten dann diese Truppen nach ihren Standards ausbilden und 
ausrüsten“.20

Ähnlich äußerte sich Jack Goldstone auf einer Tagung der 
Bundesakademie für Sicherheitspolitik (BAKS), die sich selbst 
als höchstrangige ressortübergreifende Weiterbildungsstätte des 
Bundes im Bereich der Sicherheitspolitik bezeichnet: „Englands 
Empire war größtenteils mit Armeen ausgestattet, die vor allem in 
den Kolonien rekrutiert wurden. Auch wenn es keine Kolonien mehr 
gibt, so legt die Marktwirtschaft nahe, dass Entwicklungsländer mit 
einer großen Anzahl an jungen Menschen bereit sein könnten, diese 
zur Ausbildung und zum Einsatz internationalen Milizen zur Ver-
fügung zu stellen. Der beste und ökonomischste Weg für Europa, die 
USA und Japan, ihre Kapazitäten zur militärischen Intervention 
mit großen Truppenzahlen aufrecht zu erhalten, ist es, multinatio-
nale Milizen zu trainieren, zu bewaffnen und auszubilden, um sie 
dann in Stabilisierungs- und Wiederaufbaumissionen einzusetzen. 
Dies könnte die ideale Kombination aus Technologie der entwickelten 
Länder und der Verfügbarkeit von Arbeitskraft der Entwicklungslän-
der sein, um wirksame Interventionen durchführen zu können.”21

Etwas anderes schwebt Gunnar Heinsohn vor: „Siege über 
angreifende youth-bulge-Nationen dürfen nicht zu einer Besatzung 
ausgebaut werden. Sicherzustellen ist lediglich, dass der Gegner seine 
aggressiven Potentiale wieder daheim exekutiert. Dabei kann man 
die zivilisationsnähere Seite durchaus logistisch und waffentechnisch 
unterstützen.“22

Beide Vorschläge werden vor allem von der Europäischen 
Union intensiv umgesetzt. So wurde beispielsweise die »zivilisa-
tionsnähere« Seite im libyschen Bürgerkrieg ebenso bewaffnet, 
wie heute im Rahmen einer Mission in Mali die Armee von 
europäischen Soldaten ausgebildet und ausgerüstet wird. Auch 

erinnern die Interventionstruppen auf dem afrikanischen Kon-
tinent stark an das Konzept der »internationalen Milizen«, das 
Goldstone vorschlägt. So werden seit Jahren militärische Einheiten 
aufgestellt, die sich aus Soldaten verschiedener afrikanischer Staa-
ten zusammensetzen (beispielsweise die Truppen der ECOWAS in 
Westafrika). Die Aufstellung, Ausrüstung und Ausbildung dieser 
Einheiten wird größtenteils von der EU finanziert und – was die 
Ausbildung angeht – auch durchgeführt. Auch deren Einsätze sind 
in vielen Fällen von der finanziellen und logistischen Hilfe der EU 
oder einzelner EU-Mitgliedsstaaten abhängig. Die ECOWAS hätte 
beispielsweise Anfang 2013 nicht in Mali intervenieren können, 
hätten europäische Armeen nicht den Transport von Material und 
Soldaten in Kriegsgebiet übernommen. Im Endeffekt entscheiden 
somit europäische Regierung häufig, in welchen Regionen die afri-
kanischen Einheiten eingesetzt werden und wo nicht. 

Demographische Analysen in der Sicherheitspolitik

Wie an verschiedener Stelle angedeutet, handelt es sich bei den 
Vertretern der »Youth Bulge«-These keinesfalls lediglich um alte, 
weiße Männer, die in den Kommentarspalten der Tageszeitungen 
von der Gefahr des Bevölkerungswachstums und der zu großen 
Anzahl junger Männer im Globalen Süden schwadronieren. So 
ist beispielsweise Gunnar Heinsohn nicht nur Gast unzähliger 
Talkshows im deutschen Fernsehen, er ist vielmehr ebenso wie 
Jack Goldstone ein gern gesehener Referent bei der BAKS23 und 
lehrt auch am Nato Defence College in Rom.24 Richard Cincotta 
wiederum ist Mitautor der letzten »Global Trends« des US-ame-
rikanischen National Intelligence Council, dem Zentrum der 
US-Geheimdienste für mittel- und langfristige strategische Pro-
gnosen. Damit lässt sich wohl das prominente Kapitel zu den 
sicherheitspolitischen Implikationen der demographischen Ent-
wicklung in den Vorhersagen für 2025 und 2030 erklären. 

Demographische Entwicklungen werden also (wieder) zu einem 
sicherheitspolitischen Thema. Auch wenn sich die Vorschläge 
zum direkten Eingreifen in die demographische Entwicklung in 
Grenzen halten, so verbinden einige Vertreter der »Youth Bulge«-
These die Forderung nach Entwicklungshilfe in Bereiche wie 
Mädchenbildung, Mutter-Kind-Gesundheit und HIV/AIDS-
Prävention mit der Notwendigkeit, diese Länder demographisch 
und damit sicherheitspolitisch zu stabilisieren.25 Andere hingegen 
fordern eben mit dem Verweis auf den »Überschuss« an jungen 
Menschen die Kürzung oder Konditionierung von Entwicklungs-
hilfe. So fordert Heinsohn das „Ende aller Beihilfen [gemeint sind 
Lebensmittelhilfen, Entwicklungsgelder] für demographische Auf-
rüstung à la Gaza“,26 und Hartmut Dießenbacher träumt von 
einem Geburtenkontrollvertrag, der die Überbevölkerung stop-
pen soll: „Der Geburtenkontrollvertrag, der wie ein Atomwaffen-

Die Visualisierung einer vermeintlich bedrohlichen Gesellschafts-
struktur: Die Bevölkerungspyramide Ägyptens 2005. 
Quelle: Wikipedia.
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die Regierungen fortpflanzungskontrollierter Länder ihre politischen 
Beziehungen zu Ländern mit bevölkerungsexplosiver Regeneration 
unter den Geburtenkontrollvorbehalt stellen. Wirtschafts- und Han-
delsverträge, Waffenlieferungen, Schuldenerlasse, Zollabkommen, 
Entwicklungshilfen aller Art wären an den Nachweis wirksamer 
Geburtenkontrolle zu binden.“27 

Besonders drängen Demographen allerdings darauf, Indikato-
ren über die Bevölkerungsentwicklung in sicherheitspolitische 
Frühwarnsysteme zu integrieren. Ziel solle sein, „demographi-
sche Daten und Prognosen in Regionalanalysen, die Analysen Ein-
satzbedingungen und andere Bewertungen der Sicherheits- und 
Bedrohungslage zu integrieren. […] Die Erarbeitung von demogra-
phischem und gesundheitlichem Wissen innerhalb der militärischen 
und geheimdienstlichen Gesellschaft soll gefördert und dieses Wissen 
dann in Debatten über Außenpolitik eingesetzt werden, indem es 
in offizielle Statements, Debatten mit politischen Entscheidungsträ-
gern, den Medien und Meinungsführern eingeflochten wird.“28 So 
könnten politische Entscheidungsträger und Sicherheitskräfte 
mit Hilfe der Auswertung von Daten über Geburten- und Ster-
beraten auf kommenden Unruhen, Aufstände und (Bürger-) 
Kriege vorbereitet werden und entsprechend reagieren, so das 
Versprechen: „Würde der demographische Faktor in der Entwick-
lungs- und Sicherheitspolitik stärker beachtet, wäre das Auftreten 
künftiger, stark von der demographischen Entwicklung getriebener 
Krisen weniger überraschend. Im Hinblick auf die arabische Welt 
kommt diese Erkenntnis zu spät. In diversen Ländern südlich der 
Sahara könnte in einigen Jahren ein ähnlich explosives Unruhe-
potential virulent werden“, ist sich die regierungsnahe deutsche 
Stiftung Wissenschaft und Politik sicher.29 Die NATO hat ent-
sprechend schon 2009 ein Analyseraster erstellen lassen, in dem 
der Zusammenhang zwischen der demographischen Entwicklung 
in den Ländern des Mittleren Ostens und der Wahrscheinlichkeit 
von Aufständen und (Bürger-) Kriegen dargestellt wird. Ziel der 
gesamten Forschungsreihe war es, für die NATO solche Krisen 
für die nächsten fünf bis zwanzig Jahre besser vorhersehbar zu 
machen. Der Autor Anton Minkov kam zu dem, angesichts 
des Forschungsdesigns, wenig überraschenden Ergebnis, dass es 
einen deutlichen Zusammenhang zwischen dem Anteil von 15- 
bis 29-Jährigen an der Gesamtbevölkerung und der „Gefahr von 
Instabilitäten und politischen Veränderungen“ gebe.30

Inwieweit solche Daten derzeit schon in Frühwarnsystemen 
integriert sind, ist unklar. Es ist aber zu befürchten, dass solche 
Erkenntnisse vor allem dazu führen, dass die Regime der jeweili-
gen Länder – im Zweifelsfall mit der Unterstützung des Westens 
– ihre Repressionsorgane ausbilden und aufrüsten werden, um 
bei Unruhen effektiv reagieren zu können. Dass dies keine aus der 
Luft gegriffene Behauptung ist, zeigt eine jüngst erschienene Ana-
lyse, die sich zwar ebenfalls mit dem so genannten »Youth Bulge« 
beschäftigt, allerdings von vollkommen anderen Annahmen aus-
geht. Hier wird der Zusammenhang zwischen der Repression des 
Staates und der Anzahl junger, erwerbsloser Menschen beleuch-
tet. Das Ergebnis der Studie lautet: „Mit unseren Analysen konnten 
wir unsere theoretische Annahme bestätigen, dass der Youth-Bulge 
eine Auswirkung auf das repressive Verhalten des Staates hat. Kon-
frontiert mit einer großen Gruppe an jungen Menschen, sind politi-
sche Autoritäten eher gewillt, repressiv zu regieren […].“31
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Die jährliche Tagung der japanischen Vereinigung für Friedens-
forschung, die dieses Jahr ihren 40. Gründungstag beging, fand 
vom 15. bis 16. Juni 2013 an der Osaka-Universität statt. Dieses 
Jahr stand das Treffen stark unter dem Eindruck der jüngsten 
Äußerungen des Bürgermeisters von Osaka, der in Bezug auf die 
„Trost-Frauen“ im Zweiten Weltkrieg davon sprach, dass Prosti-
tution notwendig gewesen sei, um die Disziplin in der Truppe 
aufrecht zu erhalten.1 Die Verharmlosung und gar Leugnung der 
massiven menschenverachtenden Zwangsprostitution koreani-
scher, japanischer und Frauen anderer asiatischer Länder war für 
viele Teilnehmer des Kongresses Motivation, sich eingehender 
mit der Aufarbeitung japanischer Kriegsverbrechen zu beschäf-
tigen. Bürgermeister Hashimoto regte zudem an, die US-ame-
rikanischen Soldaten in den Stützpunkten auf Okinawa, sollten 
auf die Möglichkeiten der „Sex-Industrie“ 
hingewiesen werden – er verband damit die 
Hoffnung, dass die Vergewaltigungen um die 
Stützpunkte abnehmen würden. Auch wenn 
Hashimoto Teile seiner Aussagen aufgrund 
des öffentlichen Drucks wieder zurücknahm, 
blieb doch der Eindruck, dass diese Äußerun-
gen innerhalb seiner Partei (Japan Restoration 
Party) geteilt wurden.1 Als Bürgermeister von 
Osaka vertrat Hashimoto die Ansicht, dass die 
„ständige“ Selbstbezichtigung der Japaner für 
die Verbrechen japanischer Soldaten in Asien 
im Zweiten Weltkrieg ein Ende haben müsse 
und regte überdies die „Überarbeitung“ der 
Ausstellung im Friedensmuseum von Osaka 
an. Das Friedensmuseum thematisiert neben 
den Bombenabwürfen auf Osaka, also der 
Opferrolle Japans, auch die Kriegsgescheh-
nisse auf dem asiatischen Festland und damit 
auch die Täterrolle Japans im Zweiten Welt-
krieg.2 Seine Partei ist an den Bestrebungen 
zu einer Reform des Artikel 9 der japanischen 
Verfassung, der die Friedensbindung Japans 
sicherstellt, beteiligt – gemäß ihrem Pro-
gramm hält sie diesen Passus für „[die] Wurzel 
allen Übels, die Japan zur Isolation und dem Gegenstand der 
Geringschätzung herabgesetzt und die unrealistische Kollektivil-
lusion des absoluten Friedens aufgezwungen hat.“3

Unter diesem Eindruck rechter und geschichtsrevisionistischer 
Tendenzen in der japanischen Politik fanden die Diskussionen auf 
dem Kongress statt. Die mehr als 150 Teilnehmer forderten eine 
entschiedene Zurückweisung dieser Tendenzen. Die Frage des 
Umgangs des offiziellen Japans mit den Trost-Frauen wurde gleich 
in mehreren Beiträgen thematisiert und bildete den Auftakt der 
Panelreihe. Aufgeteilt in vier große Panel, die jeweils ein Thema 
unter verschiedenen Blickwinkeln präsentierten, zwei parallele 
Präsentationsforen für individuelle Projekte und zwei größere 
Blöcke, in denen in dreizehn Workshops an unterschiedlichsten 
Themen diskutiert wurde, war die Veranstaltung ein umfangrei-
cher Event. Drei kleinere Ausstellungen und eine Videovorfüh-

rung komplettierten das Programm. 
Bei den Ausstellungen dominierte 
das Thema Atomenergie und -waffen. 
Eine Ausstellung drehte sich dabei 
um die Opfer der Atombomben, bzw. 
weltweite Strahlenopfer (No more 
Hibakusha)4, die auf einer Weltkarte 
und mit Fotos verortet wurden. Eine 
andere Ausstellung würdigte die Rolle 

Robert Jungks und präsentierte Dokumente und Hintergründe 
zu seinen Aufenthalten in Japan. Robert Jungk gilt dabei in Japan 
als jemand, der entschieden gegen die Atomrüstung eingetreten 
und wesentlich dazu beigetragen hat, die Geschichte der japani-
schen Atombombenopfer bekannt zu machen.

Das zweite Panel versuchte Antworten auf die Frage zu finden, 
wie „Frieden“ vermittelt wird und welche pädagogischen Maß-
nahmen man ergreifen kann, um den Friedens-Gedanken zu 
stärken. Die Atompolitik Japans wurde im dritten Panel aufge-
griffen, wo der Frage nachgegangen wurde, warum sich unter 
dem Eindruck des Desasters um das Kernkraftwerk von Fukus-
hima im März 2011 die Anti-Atombewegung in Japan nur lang-
sam entwickelt. Die Panelisten diskutierten auch das Ausmaß der 
Verstrahlung bis heute und beklagten, dass sich die japanische 

Regierung, zusammen mit der französischen 
Atomindustrie, um Exportprojekte bis nach 
Indien bemüht.

Im vierten Panel schließlich wurde das Expe-
riment unternommen, die aufgeworfenen 
Themen (Trostfrauen/Prostitution, Nuklear-
politik, Pädagogik/Museumsgestaltung) unter 
der Überschrift der „Militarisierung“ zusam-
menzufassen. Yuki Fujimes Beitrag über die 
Sexindustrie im Umfeld von Militärbasen in 
Japan hob dabei darauf ab, dass die japanische 
Öffentlichkeit in den Mustern der Betrachtung 
von Prostitution aus dem Zweiten Weltkrieg 
verhaftet geblieben ist und damit einhergehend 
die Stigmatisierung der Frauen anhält und sich 
verschärft. Die Vergewaltigung von Sexarbeite-
rinnen im Umfeld der Basen durch (amerikani-
sche) Soldaten würde ihrer Untersuchung nach 
oftmals als „unausweichlich“ im öffentlichen 
Diskurs hingenommen und eher halbherzig 
juristisch verfolgt. Die als „notwendig“ emp-
fundene Präsenz militärischer Macht münde in 
die Akzeptanz von Verbrechen und verhindere 
eine breite Solidarisierung mit den Betroffenen. 
Die Vortragende mahnte nicht nur eine konse-

quentere Haltung der Politik, sondern auch der Gesellschaft an, 
sich gegen diese Tendenzen zu wehren. Der Beitrag von Seung-
koo Choi, der eigentlich die Initiative No Nukes Asia Actions 
(NNAA)5 vorstellen sollte, ging ebenfalls intensiv auf die Befind-
lichkeiten der japanischen Gesellschaft ein, die er in ähnlicher 
Weise als rückständig und von einem Überlegenheitsgefühl domi-
niert sah. Die japanische Gesellschaft sei „exklusiv“ und wenig 
daran interessiert, die „Multikulturalität“, die sie in den politi-
schen Statements pflegt, auch umzusetzen. Am Beispiel der in 
Japan z.T. schon seit Generationen lebenden Koreanern machte 
er deutlich, dass die „Integration“ nur auf unterstem privatem 
Level funktioniert und im politischen sowie wirtschaftlichen 
Leben mehrheitlich von Ausgrenzung abgelöst wird. Er machte 
deutlich, dass solange politische Parteien in Japan mit Parolen 
werben dürfen, die auf die Vertreibung aller Koreaner aus Japan 

Friedensforschungstagung in 
Osaka
Konferenzbericht 日本平和学会

von Andreas Seifert
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en abzielen, er keine veränderte Geisteshaltung gegenüber der Zeit-

spanne bis 1945 ausmachen kann. Kazuyo Yamane knüpfte mit 
ihrem Beitrag zu „Grassroot Activities against Changing Exhibi-
tions at the Museum of Peace“ noch einmal direkt an die Ver-
suche rechter Politiker an, den Inhalt der Ausstellungen an ihre 
Weltsicht anzupassen. Der Beschreibung des politischen Drucks 
auf die unterschiedlichen Ausstellungen in Japan, die Opferrolle 
Japans stärker zu berücksichtigen und die Täterrolle in der Dar-
stellung zurückzudrängen, stellte sie den Protest der Bürger im 
Umfeld der eigentlichen Ausstellungen entgegen. Die Proteste 
werden dazu genutzt, die Rolle der Museen für die Gesellschaft 
und die Kommunen in den Vordergrund zu stellen und damit 
eine Diskussion anzuregen, die lange ausgeblieben ist. Museen, 
die vom Staat bezahlt werden, haben es, so wurde betont, beson-
ders schwer, sich gegen die Einflussnahme zu behaupten und 
so seien die Aktivitäten in diesem Falle auch ein Kampf um das 
Überleben der Institutionen geworden – inhaltlich und finanzi-
ell. Der vierte Beitrag auf dem Panel wurde vom Autor dieses 
Berichtes gehalten, und hatte die Tendenzen der Militarisierung 
der EU zum Inhalt. Hierbei war entscheidend, dass das Bild der 
EU als einer Friedensmacht, welches in Japan dominiert, um die 
Komponente einer „militarisierten EU“ erweitert wurde.

In den Diskussionen in den Panels, wie auch am Rande der 
Konferenz spielten japanische Themen die dominierende Rolle, 
wohingegen aktuelle Konflikte in der Welt kaum Erwähnung 
fanden. Die Versuche der japanischen Politik, sich in interna-
tionale Konflikte einzubringen bzw. hineinziehen zu lassen, 
wurden kaum thematisiert. Dies ist umso erstaunlicher, als die 

„Das Illegale machen wir sofort, das, 
was gegen die Verfassung geht, dauert 
ein bisschen länger.“

Der Satiriker Tom Lehrer hängte seinen 
Job Anfang der 1970er an den Nagel, 
nachdem Henry Kissinger, Nationaler 
Sicherheitsberater der US-Regierung von 
1969 bis 1973 und anschließend bis 1977 
US-Außenminister, der Friedensnobel-
preis verliehen worden war. Es geht das 
Gerücht um, Lehrer habe seinen Rückzug 
damit begründet, nach der Auszeichnung 
Kissingers sei politische Satire unmöglich 
geworden.

In seiner Funktion als Nationaler 
Sicherheitsberater war Kissinger führend 
beteiligt am Chemiewaffeneinsatz der 
USA gegen Vietnam. Trotzdem erhielt 
er 1973 zusammen mit dem vietname-
sischen Politiker Le Duc Tho den Frie-
densnobelpreis für den Abschluss eines 
Waffenstillstandsabkommens. Kissinger 
nahm an, Le Doc Tho lehnte ab, da der 
Krieg trotz des Abkommens andauerte. 
Er endete erst 1975.

Auch beim Militärputsch 1973 in Chile 
hatte Kissinger die Finger im Spiel. Nach 
der Machtergreifung Pinochets erklärte er 
als US-Außenminister, dass die Vereinig-

ten Staaten selbst nicht geputscht hätten, 
aber dass sie „die größtmöglichen Voraus-
setzungen geschaffen haben.“

Der britische Journalist Christo-
pher Hitchens kommt in seinem 2001 
erschienenen Buch ‚The Trial of Henry 
Kissinger‘ (“Die Akte Kissinger”) zu 
dem Schluss, Kissinger habe sich u.a. 
folgender Vergehen schuldig gemacht: 
„Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und die Verletzung des 
Völkergewohnheitsrechts oder Völker-
rechts, einschließlich der Verschwörung 
zu Mord, Entführung und Folter.“

Zuletzt bestätigten im April 2013 von 
Wikileaks veröffentlichte Botschaftsde-
peschen, wie wenig Berührungsängste 
Kissinger gegenüber illegalen Machen-
schaften hatte. So berichtete der Focus 
(08.04.2013) über Aussagen Kissingers 
während seiner Amtszeit im Kontext 
des Konflikts zwischen Zypern und der 
Türkei: „Das Illegale machen wir sofort, 
das, was gegen die Verfassung geht, dauert 
ein bisschen länger.“

Mit dieser Politik ist Henry-Kissinger 
für Außenminister Guido Westerwelle 
„ein Staatsmann von Weltgeltung und ein 
Vordenker der Kunst des Machbaren.“ 
und für Verteidigungsminister Thomas de 

Maizière „einer der großartigsten Staats-
männer des 20. Jahrhunderts und ein 
brillanter Wissenschaftler.“ (BMVg/Aus-
wärtiges Amt) Beide haben deshalb vorge-
schlagen, aus Anlass des 90. Geburtstags 
Kissingers an der Bonner Universität eine 
‚Henry-Kissinger-Professur‘ einzurichten.

Die Professur für Internationale Bezie-
hungen und Völkerrechtsordnung, unter 
besonderer Berücksichtigung sicherheits-
politischer Aspekte, soll auf fünf Jahre 
angelegt werden und vom Verteidigungs-
ministerium und Auswärtigem Amt 
gemeinsam finanziert werden.

Ein Lehrstuhl, der laut de Maizière 
sicherstellen soll, „dass die außerordent-
lichen Leistungen Henry Kissingers auf 
den Gebieten der Diplomatie, Strategie 
und der transatlantischen internationalen 
Beziehungen die sicherheits- und ver-
teidigungspolitische Debatte dauerhaft 
beflügeln.« (Behördenspiegel Online, 
27.05.2013)

Der Satiriker Tom Lehrer hatte recht, 
bei dieser Politik vergeht einem das 
Lachen. Was überlegen sich de Maizière 
und Außenminister Westerwelle als näch-
stes? Den Augusto Pinochet Gedächtnis-
Lehrstuhl?

Jürgen Wagner

Aufhebung der Friedensbindung in der japanischen Verfassung 
ein ganz wesentlicher Baustein sein wird, die japanische Armee 
kriegsfähig zu machen – ein Punkt, der selbstverständlich von 
allen Anwesenden als besonders kritisch empfunden wurde. Die 
Schwerpunktsetzung über die umfangreichen Panels muss ange-
sichts der Stimmung, wie sie beispielsweise der Bürgermeister 
Hashimoto erzeugt, als folgerichtig und konsequent erscheinen 
und soll hier keineswegs kritisiert werden. Vielmehr erscheint es 
dem Autor, der als Gast auf der Konferenz sprechen durfte, als 
wünschenswert, wenn auch andere Themen stärkere Aufmerk-
samkeit bekämen.
Der Autor war auf Einladung der Peace Studies Association of 
Japan (日本平和学会 – www.psaj.org) in Osaka.
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Bild linke Seite: Flyercover der Dauerausstellung des Friedensmuse-
ums Osaka.

Kissinger-Professur in Bonn
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Drohnen-KrIege

Wozu dient das »FAQ – Drohnen-Kriege«?

Drohnen werden in ihrer militärischen und zivilen Verwendung zuneh-
mend Gegenstand des öffentlichen Interesses. Besonders seit die Bundes-
regierung für die Bundeswehr die Einführung von Kampf-Drohnen for-
dert, mit denen die international höchst umstrittenen gezielten Tötungen 
ausgeführt werden können, ist die Sensibilität für dieses Thema enorm 
gewachsen.
Zu Recht! Denn nicht nur in den Kriegsgebieten dieser Welt sind Droh-
nen eine verheerende Waffe. Diese Technologie kann auch in vielerlei 
anderer Hinsicht Risiken und Schadensmöglichkeiten für den Einzelnen 
wie für die Gesellschaft als Ganzes bedeuten. Es handelt  sich um eine 
Technik, deren Gefahrenpotentiale und Folgen vor allem in ethischer, po-
litischer, gesellschaftlicher und rechtlicher Hinsicht nicht absehbar sind.
Daher möchte die IMI nach und nach eine Reihe von Informationsblät-
ter unter der Bezeichnung »FAQ – Drohnen-Kriege« erstellen und - wie 
gewohnt kostenlos - zum Download anbieten. Damit wollen wir einen 
Beitrag zu einer öffentlichen Debatte leisten, welche sich kritisch sowohl 
mit der militärischen als auch mit der zivilen Nutzung von Drohnen 
beschäftigt. Die Reihe basiert auf dem »Fact-Sheet Drohnen-Kriege« 
(http://www.imi-online.de/download/Drohnen2012.pdf, Bestellungen an 
material@dfg-vk).
Zum Zweck der Reihe selbst: FAQ ist die englische Abkürzung für 
Frequently Asked Questions – häufig gestellte Fragen. Darin wird eine 
Zusammenstellung der aus unserer Sicht wichtigsten Daten, Fakten, 
Argumente und Entwicklungen rund um das Thema Drohnen und Krieg 
präsentiert. Jedes einzelne Info-Blatt behandelt einen bestimmten Teilas-
pekt des Themas. Gegebenenfalls werden einzelne Blätter auch inhaltlich 
aktualisiert bzw. es werden neue Inhalte hinzugefügt. Es soll besonders 
darauf geachtet werden, die Informationen mit Graphiken, Tabellen und 
Karten aufzubereiten. In Verbindung mit der gebotenen Kürze an Text 
und Hinweisen zu weiterführenden Quellen hoffen wir ein Format anzu-
bieten, welches für Veranstaltungen jeglicher Art und den Dialog vor Ort 
hilfreich ist. Eine vielfältige Verwendung dieses Materials ist ausdrück-
lich erwünscht!
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Wozu dient das 
FAQ Drohnen-Kriege?
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Wie weit kommen die 
Drohnen der Bundeswehr?
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• Euro Hawk Fernbereich/strategische 
Aufklärung (4-5 Stück) 20.000 m Flug-
höhe/ 28 Stunden Flugdauer/ 7.500 km 
Einsatzradius 
• Heron 1 Mittelbereich/taktische 
Aufklärung (SAATEG) (3 Stück) 24 
Stunden Flugdauer/ 6.400 bis 8.430 m 
Flughöhe/ 200 km Einsatzradius 
• KZO Mittelbereich (60 Stück) 3 bis 5 
Stunden Flugdauer/ ca. 3.500 m Flughö-
he/ 100 km Einsatzradius 
• LUNA Nahbereich (90 Stück) 3 bis 5 
Stunden Flugdauer/ 150 bis 800 m Flug-
höhe über Grund/ 40 km Einsatzradius 
• ALADIN Orts- und Nächstbereich 
(224+ Stück) 30 bis 60 Minuten Flug-
dauer/ 50 bis 150 m Flughöhe/ 15+ km 
Einsatzradius 
• MIKADO (Airobot + Fancopter) 
Orts- und Nächstbereich (ca. 50 Stück) 
20 Minuten Flugdauer/ 100 m Flughöhe/ 
500 bis 1.000 m Einsatzradius.

Die Bundesregierung selbst versichert regelmäßig, sie würde durch die 
Bundeswehr keine gezielten Tötungen vornehmen lassen. So kann im In-
ternetauftritt des Bundesverteidigungsministeriums nachgelesen werden, 
dass im Rahmen der deutschen Mitwirkung am ISAF-Targeting-Prozess 
in Afghanistan ausschließlich die Handlungsempfehlung Festnahme von 
deutscher Seite gegeben werde, auch wenn die Möglichkeit bestehe, die 
Anwendung gezielt tödlich wirkender militärischer Gewalt zu empfehlen.
Auch wenn die Bundeswehr bewaffnete Drohnen bekommen sollte, so 
würden sie nicht für gezielte Tötungen eingesetzt werden, sondern dienten 
dem Schutz und der Unterstützung der eigenen Kräfte. Allerdings ließen 
sich Einsatzszenarien für Kampf-Drohnen nicht verlässlich vorhersagen. 
Jedoch erfolge jeder Einsatz militärischer Gewalt bei den Auslandseinsät-
zen der Bundeswehr auf Grundlage des entsprechenden völker- und ver-
fassungsrechtlichen Rahmens. So lautet die Antwort der Bundesregierung 
auf eine diesbezügliche parlamentarische Anfrage für den Fall, dass die 
Bundeswehr waffenfähige Drohnen bekommen würde (vgl. Bundestags-
Drucksache 17/11956, Antworten auf die Fragen 10 und 13).
Diese Sprachregelung der Bundesregierung schließt die Tötung von Men-
schen durch bewaffnete Drohnen nicht aus; sie erscheint nur bemüht, den 
öffentlich negativ besetzten Begriff der gezielten Tötung – wie er sich 
durch die Berichterstattung über die US-Drohnen-Kriegsführung in Teilen 
Afrikas und Asiens gebildet hat - im Zusammenhang mit ihrer eigenen 
Praxis zu vermeiden und ihr Handeln nach nationalen und internationa-
len Kriterien als rechtmäßig darzustellen. Hingegen sind gezielte Tötun-
gen international in ethischer, politischer und rechtlicher Hinsicht höchst 
umstritten. Ihre Kritiker halten diese staatliche Praxis für evident men-
schenrechtswidrig. Der Sonderberichterstatter für außergerichtliche, sum-
marische und willkürliche Hinrichtungen der Vereinten Nationen, Christof 
Heyns, sprach im Zusammenhang mit den von der CIA durchgeführten 
gezielten Tötungen mittels Drohnen von Kriegsverbrechen und einer Be-
drohung für das Völkerrecht, wie es sich seit 1945 entwickelt habe.
Daher bietet dieses FAQ eine Zusammenstellung von Fakten über die Art 
und das Ausmaß der Beteiligung Deutschlands an der Praxis gezielter Tö-
tungen. Damit soll dem Bild in der Öffentlichkeit entgegengewirkt wer-
den, die Bundesregierung habe mit gezielten Tötungen an sich und insbe-
sondere mit dem Drohnen-Krieg der USA nichts zu tun.
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FAQ·6
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Beteiligt sich Deutschland 
an gezielten Tötungen?
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Inhalt:
1. Was ist eine gezielte Tötung?
2. Entwickelt sich gegenwärtig inter-
national eine neue Qualität gezielter 
Tötungen?
3. Sind nach der Bundesregierung geziel-
te Tötungen rechtmäßig?
4. Leistet die Bundesregierung Beihilfe 
zu gezielten Tötungen durch die Bereit-
stellung von Informationen im Kontext 
des ISAF-Targeting-Prozesses?
5. Leisten deutsche Behörden Beihilfe zu 
gezielten Tötungen deutscher Staats-
angehöriger durch die Weitergabe von 
Informationen?
6. Leistet die Bundesregierung Beihilfe 
zu gezielten Tötungen der USA durch die 
Bereitstellung von Basen in Deutsch-
land?
7. Forderte die Bundeswehr US-Drohnen 
für Angriffe an?
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Wie organisieren die USA den Drohnenkrieg?
Der genaue Ablauf des US-Drohnen-Kriegs ist öffentlich nicht bekannt. 
Die Vertreter der US-Regierung wahren weitgehend eine entsprechende 
Geheimhaltung, sogar gegenüber dem Kongress. Dennoch existieren 
in der Medienberichterstattung und in wissenschaftlichen Arbeiten 
Beschreibungen, wie der Drohnen-Krieg der USA organisiert sein dürfte. 
Diese Angaben basieren zumeist auf (oft anonymen) Quellen aus Kreisen 
der Regierungsbehörden, der Nachrichtendienste, des Militärs sowie von 
Informanten vor Ort. Ob diese Informationen wahr, falsch oder irgendwas 
dazwischen sind, kann daher nicht überprüft werden. Auch verfolgen 
diese Personen mit der Weitergabe ihres Wissens ihre eigenen Interessen. 
Diese Tatsache sollte immer bedacht werden. Dieses FAQ versucht die 
Grundzüge der Organisation des US-Drohnen-Kriegs darzustellen, wie 
er zumindest häufig in öffentlich zugänglichen Quellen abgebildet wird. 
Sein Ablauf ist nicht in jedem betroffenen Land gleich, sondern variiert 
und unterliegt unterschiedlichen Kriterien. Insofern handelt es sich bei 
diesem FAQ sicherlich um eine gewisse Verallgemeinerung, die dazu 
dient, zumindest die Grundlagen zu veranschaulichen. Der Einsatz von 
Kampf-Drohnen der USA ist für folgende Staaten bekannt: Afghanistan, 
Irak, Libyen, Pakistan, Jemen und Somalia.
Die Angaben für dieses FAQ entstammen folgendem Beitrag einer 
dreiteiligen Serie der Washington Post mit dem Titel „Der permanente 
Krieg“: Greg Miller, Plan for hunting terrorists signals U.S. intends to 
keep adding names to kill lists, www.washingtonpost.com, October 24, 
2012. Nach Angaben der Washington Post basiere die Serie auf Interviews 
mit Dutzenden von gegenwärtigen und früheren Beamten der nationalen 
Sicherheitsbehörden, Geheimdienst-Analysten und anderen mit dieser 
Thematik in Verbindung stehenden Personen. Zum politischen Ablauf 
einer Entscheidung zur Ausführung einer gezielten Tötung kann auf die 
Graphik aus einem weiteren Artikel dieser Serie verwiesen werden: Bill 
Webster, The process behind targeted killing, www.washingtonpost.com, 
October 23, 2012. Zudem wurde für die Erarbeitung dieses FAQ auch auf 
die folgenden beiden Quellen zurückgegriffen: Peter Rudolf, Präsident 
Obamas Drohnenkrieg, SWP-Aktuell 37, Juni 2013 und Christian Fuchs 
/ John Goetz, Wie die USA ihren Drohnenkrieg organisieren, www.
sueddeutsche.de, 31.05.2013.
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 Wie funktioniert der 
Drohnenkrieg?
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Zu „Drohnen-Kriegen“  hat die IMI eine Reihe 
von kurzen Texten gestartet, die gängige Fragen 
zum Thema beantworten sollen. Sie ergänzen das 
Fact-sheet zum Thema. Alls FAQs sind auf der 
Homepage der IMI zum Herunterladen bereit: 

http://www.imi-online.de/themen/drohnen/faq-
drohnen-kriege/
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